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Editorial

Editorial

Mit der vom Bundesrat am 4. Juli 2008 beschlossenen Änderung eines Gesetzes im Strafge-
setzbuch fordern die Bundesländer entschlossenes und konsequentes Handeln der Justiz ge-
gen „Gewalttaten gegen Ausländer, Juden, Spätaussiedler, Behinderte, Obdachlose, Homo-
sexuelle und Zugehörige anderer Bevölkerungsgruppen“. Der Bundesrat folgt damit einem 
Vorschlag des EU-Rates „Justiz und Inneres“, wonach „rassistische und fremdenfeindliche 
Beweggründe als erschwerender Umstand gelten oder dass solche Beweggründe anderen-
falls bei der Festlegung des Strafmaßes durch die Gerichte berücksichtigt werden können.“ 
Deshalb sollen in Deutschland die Strafparagraphen § 46 Abs. 2, § 47 Abs. 1 und § 56 Abs. 3 
abgeändert werden.

Während einerseits neue juristische Rahmen geschaffen werden, die Tätermotivation bei 
der Festlegung des Strafmaßes zukünftig mehr als bisher zu berücksichtigen, fehlen dem 
Bundeskriminalamt und den Länderpolizeien bundesweit einheitliche und nachvollziehba-
re Kriterien, anhand derer vorurteilsmotivierte Hassgewalt gegen die sexuelle Orientierung 
erfasst werden kann. Dabei ist das BKA seit 2001 aufgrund einer Neuordnung des kriminal-
polizeilichen Meldedienstes /politisch motivierte Kriminalität (KPMD/PMK) beauftragt, 
auch Straftaten gegen die sexuelle Orientierung zu erfassen. MANEO folgt seit Anfang der 
1990er Jahre dem US-amerikanischen Vorbild, das heißt den Bewertungskriterien der „New 
York Gay and Lesbian Task Force“, und hat diese für Deutschland weiterentwickelt. Damit 
liegt ein konkreter Vorschlag auf dem Tisch. Um darüber hinaus das tatsächliche Ausmaß von 
Gewalt und Viktimisierung unter Homosexuellen zu erfassen, wären zusätzliche, regelmäßige 
Umfragen in Deutschland und Europa erforderlich.

Ursachen homophober Hassgewalt müssen mehr denn je bekämpft werden. Ursächlich er-
scheinen tradierte Vorurteile. Hier muss die Aufklärungsarbeit in Schul- und Bildungs-
einrichtungen verbessert werden. Ursächlich erscheinen auch Gewaltkreisläufe, die durch 
gewalttätige innerfamiliäre Strukturen mitbegünstigt werden, in denen Kinder Gewalt er-
fahren, erlernen und als legitimes Mittel betrachten, sich Anerkennung zu verschaffen. Diese 
Gewaltspirale muss durch schnelle und konsequente Intervention unterbrochen werden.

Außerdem verdienen Opfer homophober Gewalt mehr Anerkennung und Solidarität, da-
mit auch die speziellen Opferhilfen. Wie es tatsächlich um die Anerkennung der Opfer und 
der Opferhilfearbeit aussieht, zeigt die derzeitige Förderpraxis der Bundesländer: Sie findet 
kaum statt; auch in Berlin mehr halbherzig. Die Politik ist aufgerufen, endlich mehr zu tun, 
damit sich dies ändert.

KORREKTUR siegessa?ule:KORREKTUR L.MAG  05.11.2008  11:07 Uhr  Seite 3

Bastian Finke,
Dipl. Soziologe, MANEO-Projektleiter

Seit 1990 besteht das Berliner Anti-Gewalt-Projekt MANEO als eigenständiges Projekt von 
Mann-O-Meter e.V., Berlins schwulem Informations- und Beratungszentrum. MANEO ist 
das erfahrenste und bekannteste schwule Anti-Gewalt-Projekt in Deutschland. Die Mitar-
beiter beraten jährlich über 300 Betroffene von Gewalt (Projektbereich Opferhilfe), erfassen 
gegen Schwule gerichtete Gewalttaten (Projektbereich Meldestelle), leisten gewaltpräventive 
Öffentlichkeitsarbeit (Projektbereich Prävention) und mobilisieren bürgerschaftliches En-
gagement (Projektbereich Engagement). MANEO, dessen Kompetenz und Schlagkraft nicht 
zuletzt auf die Synergien dieser vier Kernbereiche zurückzuführen ist, hat seit seiner Grün-
dung zahlreiche bundesweit einzigartige Initiativen und Projekte ins Leben gerufen, wofür 
das Projekt bereits mehrfach ausgezeichnet wurde.

www.maneo.de    ·    www.maneo-toleranzkampagne.de    ·    www.tag-gegen-homophobie.de
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InformationInformation

Von Johannes Arens

Im Oktober 2008 wurde in Potsdam eine 
symbolische Erneuerung des Toleranz-
edikts von 1685 vorgestellt. Grundlage der 
Initiative ist die Förderung und öffentliche 
Diskussion von Konzepten für Toleranz und 
Demokratie, gegen Gewalt und Fremden-
feindlichkeit. Das Kooperationsprojekt der 
Stadt mit einem privaten Verein liegt damit 
gut im Trend, denn kaum ein politischer Be-
griff ist so positiv besetzt wie der der Tole-
ranz. Keine Jugendworkshop, kein Pfarrfest, 
keine Demo ohne Toleranz auf allen Plaka-
ten. Ein Blick auf die Etymologie des Wortes 
verweist jedoch auf einen sehr viel nüchter-
neren Ursprung, abseits vom Tag der Offe-
nen Moschee in Berlin oder Spaßprotesten 
gegen rechtsextreme Stadtparteien in Köln. 
Das lateinische Verb tolerare umfasst unter-
schiedliche Nuancen, zum einen kann es 
mit „aushalten“ oder „erdulden“ übersetzt 
werden, zum anderen bedeutet es aber auch 
„zulassen“ oder „erlauben“.

1685 etwa erlaubte der Kurfürst Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg den in Frank-
reich aus politisch-religiösen Gründen 
verfolgten Hugenotten die freie und siche-
re Niederlassung – unter der Bedingung 
der Anerkennung seiner Autorität. Etwa 
20.000 Flüchtlinge nahmen das Edikt in 
Anspruch und trugen, wie bereits 1671 die 
aus Österreich vertriebenen Juden, nicht 
unwesentlich zum Wiedererstarken der 
durch den Dreißigjährigen Krieg erheb-
liche geschwächten brandenburgischen 
Wirtschaft bei.

Knapp 320 Jahre nach Friedrich Wilhelm 
entwickelte der US-amerikanische Wirt-
schaftswissenschaftler Richard Flori-
da* in „The Rise of the Creative Class“ ein 
Ranking-System, das anhand dreier In-
dikatorengruppen – Technologie, Talente, 
Toleranz („3T“) – Aussagen über die Zu-
kunftsfähigkeit einer Stadt ermöglicht. Be-
merkenswert ist hier vor allem die Gewich-
tung des „weichen“ Faktors Toleranz, den 
Florida unter anderem über Indizes wie 
Melting-Pot-Index, Bohemien-Index und 
Gay-Index quantifiziert: Demnach steht das 
ökonomische Potential urbaner Regionen in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der An-
wesenheit von im Ausland Geborenen, Kre-
ativen und Künstlern, sowie Homosexuel-

len. Kurzum: Toleranz ist nicht zuletzt eine 
Investition in die eigene Zukunft.

Die gegenwärtigen Toleranzedikte heißen 
daher Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz und Diversity Management. In ei-
ner Pressemeldung vom September 2008 
schreibt der nordrheinwestfälische Minis-
ter für Generationen, Frauen, Familien und 
Integration Armin Laschet (CDU), Diversity 
Management könne helfen, die gewachsenen 
Anforderungen an ein Personalmanagement 
zu bewältigen. „Es ist ein Konzept, das die 
Vorteile einer vielfältig zusammengesetz-
ten Belegschaft in den Vordergrund stellt, in 
der Männer und Frauen, Menschen unter-
schiedlichen Alters, unterschiedlicher Na-
tionalität und kultureller Prägung, in der 
die verschiedenen Religionen und Weltan-
schauungen sowie Menschen mit Behin-
derungen und unterschiedlichen sexuellen 
Orientierungen ihren Platz haben.“

Diese auf den ersten Blick für einen CDU-
Minister überraschende letzte Aufzählung, 
macht auf den zweiten Blick sehr deutlich, 
wie es um die staatlich verordnete Toleranz 
in Deutschland bestellt ist – sie ist viel-
fach ökonomischen Gesichtspunkten zu- 
und untergeordnet. Denn Diversity Manage-
ment bedeutet nicht, dass eine Belegschaft 
aus Menschen mit divergierenden Lebens-
entwürfen besteht, die selbstverständlich 
und gleichberechtigt nebeneinander stehen. 
Diversity Management bedeutet eine Mar-
kierung devianter Subjekte unter markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Schwu-
le beispielsweise gelten – so vielleicht nicht 
mehr als weiblich-intuitiv-emphatisch – 
durch ihre lebenslange Auseinandersetzung 
mit einer homophoben Umwelt als belast-

bar, kritikfähig und hartnäckig. Sie haben in 
der Regel keine Kinder und sind daher fle-
xibler einsetzbar. Ein homosexueller Mann 
wird somit innerhalb des Konzeptes Diver-
sity Management durch die von ihm erfahrene 
Diskriminierung definiert. Die anhaltende 
psychische und mitunter physische Sank-
tionierung seines Begehrens wird zu einer 
beruflichen Qualifizierung umetikettiert, 
die konsequente Verweigerung des Adop-
tionsrechts begünstigt eine Beibehaltung 
seines Status. Toleranz bedeutet dies nicht, 
wohl aber eine Bewältigung der gewachse-
nen Anforderungen im Personalwesen auf 
Kosten einer Minderheit.

In der staatlichen und ökonomischen Ver-
ordnung von Toleranz geht es immer auch 
um eine mitunter perfide Debatte von Sicht-
barkeit. Der französische Philosoph Jacques 
Derrida beschreibt den Toleranzdiskurs als 
zumeist religiös verwurzelt, auf der Seite 
der Macht stehend und mit herablassenden 
Konzessionen verbunden. Die Minderheit 
bekommt einen öffentlichen Status gestattet, 
im Gegenzug erkennt sie durch die Aner-
kennung der Mehrheitsobrigkeit in Form von 
König, Papst oder Regierung ihren Status als 
Minderheit an. Auch die gegenwärtige Ge-
setzeslage der Bundesrepublik Deutschland 
ist eine solche Markierung einer Minder-

heit. Das Grundgesetz regelt den besonde-
ren Schutz der Ehe zwischen Mann und Frau 
und beschreibt in einer zusätzlichen Anti-
diskriminierungsregelung unter anderem 
auch Schwule und Lesben als schutzbedürf-
tig. Die Tolerierung wird von der Gesetzge-
bung verordnet, aber sie selbst hat kein un-
gespaltenes Verhältnis zu ihr. Homosexuelle 
Menschen dürfen im Arbeitsleben nicht dis-
kriminiert werden, aber die vollen Bürger-
rechte, wie steuerliche Vorteile, Adoptions-
recht oder Erbschaftssteuerrecht bleiben 
ihnen weiterhin vorenthalten.

Eine weitere Nuance des Begriffes Toleranz 
findet sich im technischen Jargon. Dort be-
zeichnet Toleranz das „Ausmaß der Abwei-
chung einer Größe von der Norm, dass die 
Funktion eines Systems noch nicht gefähr-
det.“ In einer heteronormativ dominierten 
Gesellschaft sind und bleiben Schwule und 
Lesben eine Abweichung von der Norm und 

Toleranz – Investition in die Zukunft

TOlER ANZEDIKT

Als Toleranzedikt bezeichnet man einen staatlichen Erlass, der einer (zumeist religi-
ösen) Minderheit Duldung zugesteht. Bekannteste Beispiele sind das Toleranzedikt 
aus dem Jahr 311, in dem der römische Kaiser Galerius das Christentum zu einer ge-
duldeten Sekte erklärte, die so genannte Maryland-Toleranz-Akte von 1649, in der 
dem Vorläufer der USA ein pluralistisches Nebeneinander verschiedener christlicher 
Konfessionen verordnet wurde und das Edikt von Potsdam, dass 1685 die Aufnahme 
der reformierten Hugenotten in das lutherische Preußen regelte – jeweils unter der 
Bedingung  der Anerkennung der Autorität der Staatsobrigkeit. (aren)

sind darauf angewiesen, von der Mehrheit 
nicht als Gefährdung des Systems angese-
hen zu werden. Solange sie also eine wirt-
schaftliche und politische Größe bleiben, ist 
dies nicht zu befürchten. Ein Ausbruch aus 
der konstanten Markierung als „anders“ je-
doch rückt durch die Beibehaltung des ge-
genwärtigen Status Quo außer Reichweite.

Bei dem neuen Toleranzedikt von Potsdam 
handelt es sich, im Unterschied zum his-
torischen Vorbild von 1685, nicht um einen 
staatlichen Erlass, sondern um die Anregung 
einer öffentlichen Debatte. Toleranz könn-
te hier im Idealfall zu Akzeptanz werden. 
Wenn die ethisch-moralischen Verpflich-
tungen der Aufklärung losgelöst von politi-
schen, ökonomischen oder religiösen Inte-
ressen verinnerlicht werden, dann nämlich 
spiegeln sie das Selbstverständnis einer Ge-
sellschaft und bieten einen selbstredenden 
Handlungsrahmen.   

Über den Autor: 
Johannes J. Arens studierte Modedesign in Maas-
tricht und Kulturanthropologie in Bonn. Der 
MÄNNER-Redakteur lebt in Berlin und Köln. In 
seiner Promotion an der Universität Frankfurt 
am Main zum Thema „Transgressionen von Ge-
schlechtergrenzen im öffentlichen Raum Kölns“ 
beschäftigt er sich mit Funktion und Mechanis-
men von Travestie.

* Richard Florida, geb. 1957: Der Politologe  und 
Wirtschaftswissenschaftler unterrichtet seit 2005 
an der University of Toronto. Seine Theorien 
über eine creative class („The Rise of the Crea-
tive Class“, 2002 und „The Flight of the Creati-
ve Class“, 2005) stießen international auf große 
Resonanz.
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WerkstattWerkstatt

Mit seiner deutsch-französisch-polnischen 
  Fachkonferenz zu Homophobie und Hass-
gewalt konnte MANEO ein interdiszipli-
näres Forum etablieren, das von zahlrei-
chen europäischen und bundesdeutschen 
Vertretern aus Politik, Polizeien und Orga-
nisationen zum Erfahrungsaustausch und 
zur Netzwerkstärkung nachgefragt wur-
de. Die dritte und vorläufig letzte MANEO-
Werkstatt im Mai 2008 verabschiedete ei-
nen wegweisenden Impulskatalog. Mangels 
finanzieller Ausstattung von MANEO ist 
eine Fortsetzung der intensiven Netzwerk-
arbeit derzeit jedoch ungewiss.

Seit 2006 lud MANEO anlässlich des In-
ternationalen Tages gegen Homophobie (17. 
Mai) einmal jährlich im Rahmen seiner Akti-
onstage zur MANEO-Werkstatt nach Berlin 
ein. Ziel der drei europäischen Fachkonfe-
renzen war es, den Kampf gegen Homopho-
bie und Hassgewalt auf eine gemeinsame 
Agenda zu setzen sowie den interdisziplinä-
ren Dialog und die Stärkung der Netzwerke 
zu befördern, gilt es doch, in Zeiten der Glo-
balisierung und des fortschreitenden euro-
päischen Einigungsprozesses Herausforde-
rungen grenzüberschreitend anzugehen.

Mit der Initiativgruppe „Schwules Weima-
rer Dreieck“, aus der die Idee für eine ge-
meinsame Konferenz hervorging, legten die 
einflussreichsten nationalen homosexuellen 
Anti-Gewalt-Organisationen – MANEO 
(Deutschland), SOS Homophobie (Frank-
reich) sowie Lambda-Warschau und KPH 
Kampania Przewic Homofobie (Polen) – 
den Grundstein für eine Intensivierung der 
Zusammenarbeit. Mit der MANEO-Werk-
statt, finanziert für drei Jahre im Rahmen 
der MANEO-ToleranzKampagne durch die 
Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin, 
konnte MANEO dem wechselseitigen Er-
fahrungsaustausch ein angemessenes Forum 
bieten und den konstruktiven Dialog mit re-
levanten Vertretern aus Politik, Polizeien, 
Projekten und Regierungsbehörden nach-
haltig befördern.

Unter jeweils akzentuierter Fragestel-
lung diskutierten die Teilnehmer zum The-
ma „Homophobie und schwulenfeindliche 
Gewalt im öffentlichen Raum“ bestehende 
Konzepte sowie Perspektiven und mögliche 

Impulse aus und für Europa

Strategien. Neben namhaften Referentin-
nen und Referenten war es vor allem die in-
terdisziplinäre Teilnehmerstruktur, die den 
Diskurs in den verschiedenen Workshops 
und Podiumsdiskussionen lebhaft und pro-
duktiv gestaltete. Gemäß dem Vorhaben der 
Initiatoren, die Ergebnisse öffentlich zu ma-
chen, wurden von MANEO umfangreiche 
Dokumentationen erstellt (siehe Seite 9).

Erfassung“ ab Seite 32, „Familie & Interven-
tion“ ab Seite 38).

Die positive Bilanz berücksichtigt auch den 
im Laufe der drei Jahre stetig gewachsenen 
Kreis der auf der MANEO-Werkstatt ver-
tretenen Länder: So konnten zuletzt nicht 
nur zahlreiche Vertreter aus Deutschland, 
Frankreich und Polen begrüßt werden, son-
dern auch offiziell entsandte Vertreter von 
Polizeien, Regierungsbehörden und Or-
ganisationen aus Spanien, den Niederlan-
den, Belgien, Irland und Israel; Vertreter der 
Botschaft der Republik Irland und die Kö-
nigliche Niederländische Botschaft versi-
cherten ihre Unterstützung. MANEO und 
seine Partnerorganisationen aus Frankreich 
und Polen beschlossen daher, neben der Ini-
tiativgruppe „Schwules Weimarer Dreieck“, 
sich künftig mit den schwullesbischen Or-
ganisationen TRIANGULO und COGAM 
aus Spanien gemeinsam im neuen „Berliner 
Bündnis gegen Homophobie und Hassge-
walt“ zu vernetzen. 2009 wird der Toleran-
tia-Preis (siehe Seite 52), der dann bereits 
zum vierten Mal vergeben wird, in Berlin 
gemeinsam mit den spanischen Organisa-
tionen erstmalig auch an einen spanischen 
Preisträger verliehen. 

Allerdings: Mit dem Ende der durch die Stif-
tung Deutsche Klassenlotterie finanzierten 
MANEO-ToleranzKampagne im Frühjahr 
2009 fehlen MANEO die erforderlichen 
Mittel, um die in den zurückliegenden Jah-
ren erfolgreich begründete Netzwerkar-
beit in der bisherigen Form weiterzuführen 
– aus den MANEO von der Berliner Senats-
verwaltung zuerkannten Mitteln lassen sich 
die Herausforderungen nicht bestreiten. 
Ein Antrag auf Aufstockung der Zuwendun-
gen wurde von der Berliner Senatsverwal-
tung wiederholt abgelehnt; finanziell befin-
det sich MANEO weiterhin in etwa auf dem 
Stand von 1996. „Die erreichten Erfolge ste-
hen damit auf dem Spiel“, so MANEO-Pro-
jektleiter Bastian Finke. „Uns ist sehr daran 
gelegen, gemeinsam mit unseren Partnern 
aus Frankreich, Polen, Spanien, Nordirland, 
Israel und den Niederlanden die begonne-
ne Kooperation fortzusetzen. Eine entspre-
chende Förderungspolitik, beispielsweise 
durch die Europäische Union, lässt derzeit 
leider noch auf sich warten.“  (red)  

Dr. Ehrhart Körting, Innensena-
tor von Berlin, stattete der dritten 
MANEO-Werkstatt einen sponta-
nen Überraschungsbesuch ab. Es 
sei ihm ein „persönliches Anliegen“, 
dass der interdisziplinäre Dialog zu 
Homophobie und Hassgewalt weiter 
befördert würde. Strategien müs-
se man gemeinsam entwickeln, so 
Körting; MANEO habe sich hierbei 
als Partner bewährt.
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Brigitte Zypries, MdB, Bundesministerin der Justiz: „(...) Gewalt, die durch Hass 
und Vorurteile motiviert wird, ist besonders verabscheuungswürdig. Wir müssen 
deshalb alles tun, um solche Straftaten zu verfolgen, um sie aufzuklären und um die 
Täter zu bestrafen. Dies kann nur gelingen, wenn wir mehr ‚Licht in das Dunkelfeld’ 
bringen und deshalb ist das Thema dieser MANEO-Werkstatt gut gewählt. Eine grö-
ßere Anzeigebereitschaft bei den Opfern, mehr Sensibilität bei Polizei und Justiz so-
wie schuldangemessene Strafen für die Täter – alles dies brauchen wir, um Schwule 
vor Gewalt noch besser zu schützen. Dies werden wir allerdings nur dann erreichen, 
wenn alle Beteiligten im ständigen Dialog bleiben, wenn sie Erfahrungen und Er-
kenntnisse austauschen und wenn wir vor allem mehr Verständnis für die Betroffe-
nen wecken. (...)“

Klaus Wowereit, Regierender Bürgermeister von Berlin: „(...) Ich begrüße die inter-
nationalen Gäste, die zur dritten MANEO-Werkstatt nach Berlin gekommen sind, 
um hier Diskussionen über gewaltpräventive Strategien fortzusetzen. Solange der 
Anblick zweier sich küssender Männer bzw. zweier sich küssender Frauen noch An-
lass zu homophoben Verhaltensweisen und nicht in allen Teilen der Gesellschaft als 
selbstverständlich akzeptiert ist, sind die Ursachen von Diskriminierung und Gewalt 
gegenüber Homosexuellen immer noch nicht beseitigt. (...)“

Dr. Ehrhart Körting, Senator für Inneres und Sport (Berlin): „(...) Die Polizei ist nur 
eine von vielen staatlichen und nicht-staatlichen Institutionen, denen es darum geht, 
die schutzwürdigen Interessen gleichgeschlechtlicher Lebensweisen zu gewährleis-
ten. Ein breiter Informationsaustausch und eine Zusammenarbeit zwischen den Ins-
titutionen durch handlungsfähige Netzwerke ist dafür Voraussetzung. (...)“

Dieter Glietsch, Polizeipräsident in Berlin: „(...) Die Berliner Polizei unterstützt die 
MANEO-ToleranzKampagne seit ihrem Beginn. Daher begrüße ich es auch, dass Sie 
im Rahmen dieser Kampagne die MANEO-Werkstatt mit dem Ziel der Verbesserung 
der Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen der Polizei und Anti-Gewalt-
Projekten durchführen. (...)“

Dr. lale Akgün, MdB, Islambeauftragte der SPD Bundestagsfraktion und Mit-
glied des Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen Union: „(...) Die 
Zahl der Gewalttaten gegen Schwule verschlägt einem die Sprache und verdeutlicht, 
dass Sonntagsreden über die ‚Wertegrundsätze im vereinigten Europa’ in manchen 
Bereichen noch meilenweit von der Realität entfernt sind. Wir nehmen in Europa 
und Deutschland die Grundsätze von Gleichberechtigung und Antidiskriminie-
rung ernst, und wir haben sie auch in Verfassungsform gegossen. Doch die Frage ist, 
wie man ‚de jure’-Grundsätze in ‚de facto’-Realitäten umsetzt. (...) Sie können sicher 
sein, dass ich Sie in Ihrem Engagement voll und ganz unterstütze! (...)“

Dr. Ursula von der leyen, MdB, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend: „(...) Es ist nicht hinnehmbar, dass Lesben und Schwule wegen ih-
rer Homosexualität Opfer von Gewalt werden. Die Toleranzkampagne von MANEO 
ist ein guter Weg, um dem vorzubeugen, aber auch für Opfer notwendig. Denn nur 
durch öffentliche Aufmerksamkeit erfahren sie von Hilfsangeboten und können sich 
die Unterstützung holen, die sie brauchen. Wer Opfer von Gewalt wird, darf durch 
Wegschauen und mangelnden Beistand nicht ein zweites Mal zum Opfer gemacht 
werden. Im Gegenteil: Wer Gewalt erlitten hat, braucht Stärkung, Zuwendung und 
Begleitung. Diese wichtigen Aufgaben leistet MANEO seit vielen Jahren für Schwule, 
meist in ehrenamtlicher Tätigkeit. Bitte lassen Sie in Ihrem Engagement nicht nach, 
bitte machen Sie sich weiter für den Abbau von Vorurteilen stark! (...)“

Weitere Statements online unter www.maneo-toleranzkampagne.de sowie in den 
Dokumentationen.

Nach drei Jahren MANEO-Werkstatt zieht 
MANEO eine positive Bilanz; im Ergebnis 
der vorläufig letzten Konferenz konnte ein 
wegweisender Impulskatalog verabschiedet 
werden. Die vorliegende impuls-Ausgabe 
widmet sich jenen Themen, die als gegenwär-
tig besonders dringlich aufgeführt wurden, 
und vertieft die formulierten Forderungen 
und Handlungsansätze (Dossiers: „Netzwerk 
& Forschung“ ab Seite 10, „Strafverfahren & 
Tätermotivation“ ab  Sei te 22, „Bewertung & 

MANEO-Werkstatt 1
Berlin, 7. Mai 2006: Homophobie und 
schwulenfeindliche Gewalt im öffentlichen 
Raum – Eine Herausforderung für die de-
mokratische Entwicklung in Europa?
Sprachen: Deutsch, Französisch, Polnisch

MANEO-Werkstatt 2
Berlin, 11.-12. Mai 2007: Homophobie und 
schwulenfeindliche Gewalt im öffentlichen 
Raum – Wie kommt licht ins Dunkelfeld?
Sprachen: Deutsch, Englisch

MANEO-Werkstatt 3 
Berlin, 16.-17. Mai 2008: Homophobie und 
schwulenfeindliche Gewalt im öffentlichen 
Raum – Können Schwule vor übergriffen 
besser geschützt werden? 
Sprachen: Deutsch, Englisch

Die Dokumentationen sind in Schriftform 
bei MANEO auf Anfrage erhältlich.

HOMOPHOBIE UND SCHWULENFEINDLICHE 
GEWALT IM ÖFFENTLICHEN RAUM:

WIE KOMMT LICHT INS DUNKELFELD – 
KÖNNEN SCHWULE VOR ÜBERGRIFFEN 
 BESSER GESCHÜTZT WERDEN?
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Von Frank Störbrauck

Schwulenfeindlichkeit ist kein nationa-
les Problem – antischwule Gewalt gibt es 
in Warschau ebenso wie in Berlin, Paris 
oder Madrid. Und doch stehen die nati-
onalen Anti-Gewalt-Organisationen oft 
allein da im Kampf gegen Homophobie 
und Hassgewalt. Die Europäische Uni-
on ist gefordert, vorhandene Kompe-
tenzen grenzüberschreitend nutzbar zu 
machen. Ein erster Schritt könnte eine 
europaweite Homophobie-Studie sein.

Es geschah im Juli dieses Jahres, mitten in 
der Budapester Innenstadt: Unbekann-
te warfen vier Molotow-Cocktails ge-
gen den Eingangsbereich der Schwulen-
Sauna „Magnum“. Zwei der gefährlichen 
Brandsätze entf lammten, ein Angestellter 
wurde leicht verletzt, mehrere Einrich-
tungsgegenstände fielen dem Feuer zum 
Opfer. Es war nicht der erste antischwule 
Anschlag in der ungarischen Hauptstadt: 
Wenige Tage zuvor warfen ebenfalls Un-
bekannte einen Molotow-Cocktail gegen 
die in einer abgeschiedenen Seitenstraße 
gelegenen „Action-Bar“. Diese seit Jahr-
zehnten beliebte Lokalität dürfte ganz 
bewusst gewählt worden sein, dient die 
Bar doch auch der Budapester Schwulen-
szene als Sitz der Vereinigung „Szivár-
vány“ (Regenbogen). Beobachter heg-
ten wenig Zweifel: Lesben und Schwulen 
in Budapest sollten die Anschläge War-
nung sein für den CSD-Umzug, der Tage 
später unter Tumulten stattfand. We-
nige Wochen zuvor spielten sich in der 
tschechischen Stadt Brünn und der bul-
garischen Hauptstadt Sofia die gleichen 
Szenen während des CSDs ab: ein aufge-
brachter Mob, überwiegend rechtsextre-
me Skinheads, bläst zur Attacke auf Les-
ben, Schwule und Transgender.

Union gegen Homophobie 

Schweigen der heterosexuellen 
 Mainstream-Medien

Den heterosexuellen Mainstream-Medi-
en in vielen westeuropäischen Ländern wa-
ren die Meldungen nur eine Randnotiz wert; 
wie so oft wurde die antischwule Hetze un-
ter den Teppich gekehrt. Den engagier-
ten Lesben und Schwulen in den osteuro-
päischen Ländern geht es hier kaum anders 
als ihren westeuropäischen Verbündeten. 
Zwar muss in Frankreich, Spanien, Öster-
reich, Deutschland, Großbritannien, Bel-
gien und in den skandinavischen Ländern 
heute niemand mehr ernsthaft um Leib 
und Leben bangen, wenn er oder sie an ei-
ner bunten CSD-Parade teilnimmt, im Ge-
genteil: Immer mehr Heterosexuelle wohnen 
dem farbenfrohen Spektakel mit Kind und 
Kegel bei. Doch auch in Westeuropa brodelt 
es unter der liberalen Oberfläche; am Rande 
der vermeintlich heilen CSD-Welt kommt es 
immer wieder zu homophoben Übergriffen 
(impuls Nr.1/2008).

Westeuropas Gay-Community hat keinen 
Grund sich zurückzulehnen

Inzwischen haben viele Schwule in westeu-
ropäischen Metropolen – von der Provinz 
ganz zu schweigen – wieder begonnen sich 
umzuschauen, ehe sie einander in der Öf-
fentlichkeit küssen. Die Angst, Opfer einer 
antischwulen Gewalttat zu werden, hat zu-
genommen. Nicht zu Unrecht: Die bundes-
weiten Umfragen von MANEO hatten ans 
Licht gebracht, dass mehr als jeder dritte 
Schwule in Deutschland bereits beschimpft, 
bedroht oder geschlagen worden ist (mehr 
zur Studie ab Seite 15). „Schwarz auf weiß 
zu lesen, dass 35 Prozent der Befragten Ge-
walterfahrungen gemacht haben, zeigt, dass 

Deutschland nicht die Speerspitze der Be-
wegung für gleiche Rechte von Homose-
xuellen ist“, so Dagmar Roth-Behrendt, 
sozialdemokratische Abgeordnete im Eu-
ropa-Parlament, gegenüber impuls (Inter-
view auf Seite 13); „ich wünsche mir, dass die 
Ergebnisse der Umfrage auch in Deutsch-
land zu einem Bewusstseinswandel führen.“ 
Studien von SOS-Homophobie in Frank-
reich und der Kampania Przewic Homofobie 
aus Polen weisen ähnliche Ergebnisse auf, 
haben aber vor allem eines gemeinsam: Die 
antischwule Hassgewalt ist weit stärker ver-
breitet als gemeinhin angenommen.

Europa muss energischer handeln

Die Menschenrechtsorganisation Human 
Rights First (HRF) kritisierte jüngst die Un-
tätigkeit wichtiger europäischer Institutio-
nen im Kampf gegen die wachsende Hass-
gewalt. Elisa Massimino, Geschäftsführerin 
der HRF: „Die EU, der Europarat und die 
OSZE müssen dringend handeln und sich 
dem Problem stellen. Wir fordern weltweite 
Standards und die Unterstützung der Men-
schen- und Bürgerrechtsorganisationen 
durch die Regierungen.“

Viele schwule Anti-Gewalt-Organisationen 
fühlen sich dabei von der Politik aber immer 
noch im Stich gelassen – vor allem in Ost-
europa. Zwar gab es auf europäischer Ebe-
ne in den letzten Jahren erste Hinweise, dass 
das Problem erkannt und angegangen wird 
– wenn auch längst nicht in der gebotenen 
Konsequenz. So mahnte die EU-Agentur 
für Grundrechte (FRA) jüngst mehr Befug-
nisse und energischere Maßnahmen gegen 
Homophobie an. Gleichberechtigter Schutz 
durch die Antidiskriminierungs-Gesetzge-
bung der EU bleibe für Lesben, Schwule, Bi- >>

Dossier: Netzwerk & Forschung
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sexuelle und Transsexuelle (LGBT) in vielen 
Teilen der EU „mehr Ideal als Wirklichkeit“, 
teilte die Organisation in einem Bericht mit. 
Dabei setzen viele Lesben und Schwule be-
sonders in Osteuropa große Hoffnungen auf 
die EU, die die Rechte von Minderheiten in 
allen Mitgliedsländern einfordert. Und dass 
die Intervention der EU durchaus Erfolge 
zeigt, lässt sich nicht leugnen. So konnten 
in Riga und in Warschau in diesem und dem 
vergangenen Jahr – erstmals relativ unge-
stört – Lesben und Schwule in der Öffent-
lichkeit demonstrieren.

Ausmaß antischwuler Gewalt in Europa 
analysieren

Um das Problem anzugehen und zu sach-
gerechten Lösungen zu finden, bedarf es 
allerdings zunächst einer grundlegenden 
Analyse. Eine europaweite Studie der EU in 
enger Kooperation mit den schwulen Anti- 
Gewalt-Organisationen wäre ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Schließ-
lich dürfte auch die EU ein großes Interesse 
daran haben, zu erfahren, in welchen  
Ländern besonderer Handlungsbedarf her-
rscht – und was konkret dagegen zu tun ist.  
Morten Kjaerum, Direktor der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte  
(FRA) kennt den Mangel an belastbaren 
Statistiken und befürwortet eine europa-
weite Umfrage zum Thema Homophobie:  
„Je besser man ein Problem kennt, desto bes-
ser und zielgerichteter kann man es bekämp-
fen.“ Die FRA arbeite derzeit selbst an einer 
umfassenden Studie zu Homophobie, so 
Kjaerum. Die Vorteile einer EU-weiten 
Studie liegen für Ewald Widi, Obmann des  
Vereins „GayCopsAustria“ (Schwule und 
Lesben in der Polizei, Österreich) klar auf 
der Hand: „Man sollte die Tatsache, dass 
wir in der Europäischen Union leben als 
NGO auch für uns nutzen und nach Ver-
netzung mit anderen gleichgesinnten NGOs 
europaweit trachten. Nur wer sichtbar ist, 
wird auch gehört!“ Derzeit setzt die Wiener  
Beratungsstelle Courage eine Studie in  
Österreich um. Als Vorlage für die Untersu-
chung dienten die MANEO-Umfragen aus 
Deutschland. Mögliche Schlussfolgerung 
einer europaweit vergleichbaren Umfrage, 
so Widi, könnte eine europaweite Kampagne 
zum Thema Homophobie sein.

Konsequenzen aus Studienergebnissen 
ziehen

In einem Folgeschritt könnte es eine EU-
Stelle geben, die Daten sammelt und aus-
wertet, Trends erfasst und Tipps und War-
nungen an die Interessensvertretungen der 

HINTERGRUND 

Zahlreiche internationale Studien, die bisher zum Thema Homophobie veröf-
fentlicht wurden, lieferten Besorgnis erregende Ergebnisse. Vorurteilsmotivierte  
Gewalt gegenüber Schwulen ist demnach erschreckend weit verbreitet. In der  
aktuellen MANEO-Studie für Deutschland (siehe Seite 15) berichteten 40,6 Pro-
zent der Befragten von einem homophoben Vorfall innerhalb der zurückliegenden 
zwölf Monate – ein Jahr zuvor waren es 35,5 Prozent. Damit nicht genug: Nur etwa 10  
Prozent der Fälle wurden bei der Polizei angezeigt. Das Vertrauen in die Polizei ist 
mehr als erschreckend gering; 60,8 Prozent aller Befragten gaben an, sie hätten kein 
Vertrauen in die Polizei, dass diese die Sicherheitsbelange von Schwulen berück 
sichtigt. Immerhin 37,5 Prozent derer, die einen konkreten Vorfall zu berichten  
hatten, fühlten sich denn auch nicht ernst genommen in ihrem Anliegen.

Die spanische Schwulen- und lesbenorganisation COGAM konnten sich bei  
ihrer erstmals zwischen dem 15. April und 7. Juni dieses Jahres in Spanien durchge-
führten Umfrage zu homophober Gewalt gegen Schwule und Lesben auf die Zusam-
menarbeit mit MANEO stützen. Der von MANEO entwickelte Fragebogen war von  
COGAM für das lesbische Publikum erweitert worden. An der ersten Umfrage, die 
nur drei Wochen dauerte, hatten 566 Personen teilgenommen, davon 67 Prozent 
Schwule und männliche Bisexuelle, 32 Prozent Lesben und weibliche bisexuelle und 
1 Prozent Transsexuelle. 73 Prozent der Befragten berichteten von homophoben An-
griffen in den letzten Jahren. 41 Prozent der Fälle ereigneten sich im Jahr 2007 und 
immerhin 18 Prozent in den den ersten vier Monaten des Jahres 2008. Nur 11 Prozent 
der Fälle wurden angezeigt. 54 Prozent der Personen, die eine Anzeige bei der Polizei 
erstatteten, gaben an, dass sie nicht den Eindruck hatten, von der Polizei in ihrem 
Anliegen ernst genommen zu werden. Weitere Umfragen fanden in Frankreich und 
Polen statt.

Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) hat im Juni dieses 
Jahres einen neuen Bericht zum Thema „Homophobie und Diskriminierung auf-
grund von sexueller Orientierung“ veröffentlicht. Der Bericht verdeutlicht den 
Mangel an offiziellen sowie inoffiziellen Statistiken in den EU-Mitgliedsländern zu  
Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung. Die EU-Mitgliedsstaaten wer-
den aufgefordert, Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen den Zugang zu  
Beschwerdemöglichkeiten sowie zu Rechtshilfe zu erleichtern. Homophobe Hasspa-
rolen und Hassverbrechen behindern die Betroffenen in ihrer Möglichkeit, ihr Recht 
auf Freizügigkeit und andere Rechte ohne Diskriminierung wahrzunehmen, heißt 
es in dem Bericht. Dagegen könne durch EU-weite Strafgesetzgebung vorgegangen 
werden.

Der Bericht dokumentiert außerdem Fälle, in denen LGBT-Demonstrationen (CSD- 
oder Pride-Paraden) verboten wurden, und zeigt Beispiele bewährter Verfahren zur 
Bewältigung von Defiziten bei der Meldung von LGBT-Diskriminierung, zur Förde-
rung der Eingliederung und zum Schutz Transsexueller auf.

Der FRA-Bericht „Homophobia and Discrimination on Grounds of Sexual Orien-
tation in the EU Member States Part I – Legal Analysis“ [Homophobie und Diskri-
minierung aus Gründen der sexuellen Ausrichtung in den EU Mitgliedstaaten, Teil I 
– Rechtliche Analyse] ist unter http://fra.europa.eu verfügbar. Eine deutsche Über-
setzung ist in Vorbereitung. (stör)

Interview: Frank Störbrauck

Dagmar Roth-Behrendt (SPD), Mitglied im 
Europäischen Parlament, dort von 2004 bis 
2007 Vizepräsidentin, über Homophobie in 
Europa, die Notwendigkeit einer europäi-
schen Studie zum Thema homophobe Ge-
walt und die Möglichkeiten und Grenzen der 
Einflussnahme der Europäischen Union.

impuls: Frau Roth-Behrendt, Sie haben 
2006 öffentlich die Diskriminierungen 
von Lesben und Schwulen in Polen gerügt. 
Seinerzeit wurden die CSD-Paraden in  
Warschau und Posen von den Behörden im 
Vorfeld verboten. Hat sich die Situation aus 
Ihrer Sicht gebessert?
Roth-Behrendt: Nein, so weit wie ich es be-
urteilen kann, hat sich die Situation von 
Lesben und Schwulen in Polen nicht son-
derlich verbessert. Auch wenn es keine  
weiteren Verbote von CSD-Paraden ge-

Schwulen und Lesben weitergibt. Dabei 
soll es aber nicht bleiben, so Kjaerum: „Die 
Agentur für Grundrechte setzt sich vehe-
ment für ein neues EU-Gesetz (EU-Richt-
linie zum Schutz vor Diskriminierung) ein, 
um eine Gleichbehandlung in allen Le-
bensbereichen zu erreichen. Darüber hi-
naus behindern homophobe Hassparolen 
und Gewalt die Betroffenen in ihrer Mög-
lichkeit, ihr EU-Recht auf Freizügigkeit 
und andere Rechte ohne Diskriminierung 
wahrzunehmen. Um effektiv hiergegen 
vorzugehen, sind wir auch für eine EU-
weite Strafgesetzgebung.“ Bodo Lippl,  
Sozialwissenschaftler an der Universität 
Berlin, unterstützt das Vorhaben aus empi- 
rischer Sicht: „Man weiß ja einiges über 
die Politik der jeweiligen Länder gegenüber 
Lesben und Schwulen. Wenn nun konkre-
te Ergebnisse über die Einstellung der Be-
völkerung zu antischwuler Gewalt vorlie-
gen beziehungsweise wenn sich Betroffenen 
europaweit in einer vergleichenden Studie 
dazu äußern, kann man daraus wichtige 
wissenschaftliche Rückschlüsse für den 
Kampf gegen Homophobie ziehen.“

Schwulen-Projekte haben schon mit der  
Arbeit begonnen

Doch auch innerhalb der internationalen 
Schwulenbewegung tut sich etwas – ohne die 
EU. Seit 2006 haben sich die Vertreter der 
national einflussreichsten homosexuellen 
Anti-Gewalt-Organisationen aus Deutsch-
land (MANEO), Frankreich (SOS-Homo-
phobie) und Polen (Lambda-Warszawa und 
Kampania Przewic Homofobie) auf den drei 
europäischen Fachkonferenzen „MANEO-
Werkstatt“ getroffen (siehe Seite 8) und eine 
engere Zusammenarbeit beschlossen. Ziel: 
die Anstrengungen bei der Überwindung 
und Bekämpfung von Homosexuellenfeind-
lichkeit und Hassgewalt in ihren jeweili-
gen Ländern zu intensivieren, sich darüber 
stärker auszutauschen und ihre Zusam-
menarbeit zu verstärken und öffentlich zu  
machen. „Homophobie und Hassgewalt kann 
in einem zusammenwachsenden Europa 
nicht mehr länger als ein nationales Problem 
angesehen und bekämpft werden. Gerade 
die gemeinsamen Bemühungen der Organi-
sationen aus Deutschland, Frankreich und 

Polen – der Initiativgruppe ‚Schwules Wei-
marer Dreieck’ – können dabei eine trei-
bende Kraft sein, die bislang eher regional 
nebeneinander herlaufenden Bemühungen 
im Kampf gegen Homophobie und Hass-
gewalt in ganz Europa zu verbessern“, so  
Bastian Finke von MANEO. Die bisher  
erreichten Erfolge sind nun allerdings  
gefährdet, da den Projekten – allen vor-
an MANEO, das mit einem nur befristeten 
Sonderetat von der Stiftung Deutsche Klas-
senlotterie Berlin für die Finanzierung der 
MANEO-Werkstatt verantwortlich zeich-
nete – die Mittel fehlen, um die Netzwerkar-
beit auf hohem Niveau fortzusetzen. Hier, so 
Finke, sei auch die EU gefordert, bewährten 
Projekten Fördergelder zur Verfügung zu 
stellen.   

Über den Autor: 
Frank Störbrauck ist freier Journalist und lebt in 
Köln.

geben hat. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat Polen hierzu sehr 
deutliche Worte ins Stammbuch geschrie-
ben. Verbote von CSD-Paraden verstoßen 
gegen das Versammlungsrecht und das  
Diskriminierungsverbot der Mensch-
rechtskonvention. Meine Kritik an Mit-
gliedsländern, die nichts gegen Gewalt  
gegen Lesben und Schwule unternehmen, 
bleibt unverändert bestehen. Die sexuelle 
Orientierung ist eine der Grundfreihei-
ten der Europäischen Union. Es ist für mich 
weiterhin inakzeptabel, dass es Mitglieds-
länder in der Europäischen Union gibt, die 
diese Grundfreiheit nicht bedingungslos 
gewährleisten.

Auch das Europäische Parlament hat sich 
seinerzeit ungewöhnlich scharf gegen Ho-
mophobie in der Europäischen Union aus-

„Gleiche Rechte sind keine Geste,    
  sondern Rechtsanspruch“

>>
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gesprochen – und erntete damit heftigen 
Widerspruch von Kirchenvertretern und 
Konservativen. Die Notwendigkeit zum 
Handeln scheint längst kein parteiüber-
greifender Konsens zu sein ...
Die „Intergroup Gay and Lesbian Rights“ im 
Europäischen Parlament versucht im Vorfeld 
von Abstimmungen im Europäischen Parla-
ment immer auf parteiübergreifenden Kon-
sens hinzuwirken. Aber Sie haben Recht, 
nicht alle Mitglieder des Europäischen  
Parlaments sehen das so wie die Sozialde-
mokratische Fraktion. Für mich ist es daher 
besonders wichtig, dass in der Intergroup 
alle Fraktionen, mit Ausnahme der Neofa-
schisten natürlich, vertreten sind. Klar ist: 
Das Europäische Parlament wird sich auch 
weiterhin sehr deutlich gegen Homophobie 
aussprechen.

Trotz der EU-Resolution aus dem Jahre 
2006 gab es im vergangenen und in diesem 
Jahr abermals Ausschreitungen gegen Les-
ben und Schwule in Riga und in Budapest. 
Verfügt die Europäische Union überhaupt 
über ausreichend Druckmittel gegenüber 
Ländern, in denen Lesben und Schwule dis-
kriminiert werden?
Alle Mitgliedstaaten haben den Vertrag von 
Nizza ratifiziert – somit auch den Antidis-
kriminierungsartikel. Dieser Artikel Nr. 13 
ist das größte Druckmittel gegenüber Län-
dern der Europäischen Union, die Lesben 
und Schwule diskriminieren. Jedes Mit-
gliedsland weiß, welche Rechte die Bürge-
rinnen und Bürger durch den Beitritt in die 
Europäische Union haben. Ein „Das ist bei 
uns nicht durchsetzbar!“ ist schlicht inak-
zeptabel und verstößt gegen geltendes Recht. 
Ich erinnere auch an Deutschland, das 2005 
von der Europäischen Kommission beim Eu-
ropäischen Gerichtshof verklagt wurde, die 
Antidiskriminierungsrichtlinien umzuset-
zen. Seit 2006 hat Deutschland nun endlich 
ein eigenes Antidiskriminierungsgesetz. 

In den Medien spielt das Thema antischwu-
le Gewalt kaum ein Rolle. Als MANEO 2007 
und 2008 die Ergebnisse seiner Anti-Ge-
walt-Studien veröffentlichte, war das Me-
dienecho in Deutschland allerdings groß – 
zumindest in den schwullesbischen Medien. 
Müssten nicht auch in anderen EU-Ländern 
entsprechende Befragungen stattfinden, 
um das gesamte Ausmaß des Problems ar-
gumentativ zu untermauern sowie ein stär-
keres öffentliches Bewusstsein zu schaffen?
Es stimmt leider: Das Medienecho zu den 
Ergebnissen der MANEO-Studie, aber auch 
die Presseberichterstattung zur aktuellen 
MANEO-Ausstellung „Zeugnisse schwu-
lenfeindlicher Gewalt“ sowie zu den jüngs-

ten Gewaltübergriffen auf Homosexuelle in 
Berlin, sind eher die Ausnahme. Eine Befra-
gung zum Thema antihomosexuelle Gewalt 
in allen EU-Ländern halte ich für sinnvoll 
und sehr angebracht – ich glaube ganz fest 
daran, dass durch eine Befragung ein stärke-
res öffentliches Bewusstsein für das Thema 
zu schaffen ist. Dass die Ergebnisse in Polen, 
Lettland oder in Ungarn so ein Medienecho 
finden wie jüngst in Deutschland, glaube ich 
allerdings nicht.

Könnte eine von der EU geförderte Umfrage 
in den Mitgliedsstaaten zum Thema homo-
phobe Gewalt den Weg in die richtige Rich-
tung weisen? 
Als eine Konsequenz aus den Übergrif-
fen gegen Schwule und Lesben in der Euro 
päischen Union der letzten Jahre hat das  
Europäische Parlament die Agentur der  
Europäischen Union für Grundrechte (FRA) 
beauftragt, einen Bericht über Homophobie 
in den Mitgliedstaaten vorzulegen. Seit Juni 
2008 gibt es erste Ergebnisse. Diese be-
sagen, dass in der EU nicht gegen alle Dis-
kriminierungsgründe ein einheitlich hoher 
Rechtsschutz besteht. Deshalb denke ich, 
dass eine ergänzende europaweite Umfrage 
 zum Thema anti-homosexuelle Gewalt sehr 
wichtig ist. Zum einen kann darüber eine 
Sensibilisierung der Bevölkerung in der  
Europäischen Union stattfinden und zum 
anderen können Regelungslücken aufgezeigt 
werden. Diese Lücken müssen wir dann 
schnellstmöglich schließen.

Welche Konsequenzen würden damit ein-
hergehen?
Gleiche Rechte für Schwule und Lesben sind 
keine Geste, sondern sind Rechtsanspruch. 
Es kann nicht sein, dass alle 27 Staaten der 
Europäischen Union unterschiedliche Stan-
dards in der Gesetzgebung haben. Hier 
müssen wir ansetzen. Ich werde meine Kol-
leginnen und Kollegen der Gay and Lesbian 
Rights Intergroup im Europäischen Parla-
ment bitten, mir ihre Vorschläge zum FRA-
Bericht mitzuteilen. Diesen werde ich dann 
gerne an MANEO weiterleiten. Als eine der 
Konsequenzen des Berichtes der Exper-
tenkommission muss sichergestellt werden, 
dass es in jedem Land der Europäischen 
Union bald eine Anlaufstelle für Diskrimi-
nierungsopfer geben muss. 

Frau Roth-Behrendt, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch.   
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Noch liegt kein vollständiger schriftlicher Auswertungsbericht der zweiten großen MANEO-Umfrage 
zu Gewalterfahrungen von Schwulen vor. Die Auswertung kann nur Dank des großen ehrenamtli-
chen Einsatzes unseres Wissenschaftsteam voranschreiten. Für die wissenschaftliche Begleitung hatte  
MANEO einen Arbeitskreis aus erfahrenen Soziologen zusammengestellt: Dr. Michal Bochow, derzeit 
tätig am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB), Dr. Bodo Lippl, zurzeit Verwaltung 
der Professur „Methoden der empirischen Sozialforschung“ an der Leibniz Universität Hannover, und 
Prof. Dr. Martina Stallmann, derzeit tätig an der Evangelischen Fachhochschule Berlin. Wir gehen  
davon aus, dass ein schriftlicher Bericht im Frühjahr 2009 vorliegen wird.

Genau nach einem Jahr fand zwischen dem 1. Dezember 2007 und dem 31. Januar 2008 die von uns 
deutschlandweit durchgeführte Wiederholungsumfrage statt – Dank der finanziellen Förderung durch 
die Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin (DKLB). 

In unserem Pressegespräch am 24. Juni 2008 hatten wir bereits darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse 
sich von der ersten Umfrage nicht auffällig unterscheiden, vielmehr die Ergebnisse und Einschätzungen 
der ersten Umfrage bestätigen.

An der zweiten MANEO-Umfrage haben sich rund 17.500 schwule und bisexuelle Jugendliche und  
erwachsene Männer in Deutschland beteiligt. Die erneute hohe Teilnehmerzahl (an der ersten 
Umfrage beteiligten sich etwa 24.500 Personen) kann als Beleg für den großen Stellenwert von  
Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen unter homosexuellen Männern in unserer Gesellschaft  
angesehen werden. In der zweiten Umfrage berichteten 40,6 Prozent der Befragten von einem Vor-
fall innerhalb der zurückliegenden zwölf Monate. Ein Jahr zuvor waren es 35,5 Prozent der Befragten.  
Auch wenn wir betonen müssen, dass unsere Umfrage nicht repräsentativ ist – weshalb hier auch nicht von  
einem Anstieg homosexuellenfeindlicher Gewalt gesprochen werden kann –, so sprechen doch allein die  
Zahlen für sich: dass nämlich vorurteilsmotivierte Gewalt gegenüber Schwulen in unserer Gesellschaft 
erschreckend weit verbreitet ist.

In 58 Prozent der Fälle, in denen die Teilnehmer von einem schwulenfeindlichen, vorurteilsmotivier-
ten Vorfall berichteten, gaben diese mindestens ein Kriterium an, anhand dessen sie einen schwulen-
feindlichen Hintergrund feststellen konnten; in weiteren 42 Prozent der Fälle wurden mehrere Kriterien 
angegeben; in nur 9 Fällen wurde keines der angeführten Kriterien genannt (siehe Seite 19, Tab. 2). Die 
Kriterien beziehen sich auf Merkmale, die erstmals von der „New York Lesbian and Gay Task Force“ als 
Merkmale zur Identifizierung von homosexuellenfeindlicher Gewalt aufgestellt und von uns Anfang der 
1990er-Jahre eingesetzt und weiterentwickelt wurden (siehe Seite 36).

In nur 11,7 Prozent der Fälle, in denen die Teilnehmer von einem Gewaltvorfall berichteten, wurde auch 
die Polizei verständigt. In 88,2 Prozent der Fälle war dies nicht der Fall. Das Vertrauen in die Polizei ist 
mehr als dürftig; 60,8 Prozent aller Befragten gaben an, sie hätten kein Vertrauen in die Polizei, dass 
diese die Sicherheitsbelange von Schwulen berücksichtigt. Immerhin 37,5 Prozent derer, die einen kon-
kreten Vorfall zu berichten hatten, fühlten sich denn auch nicht ernst genommen in ihrem Anliegen.

So, wie sich die Ergebnisse bezüglich des Anzeigeverhaltens zwischen erster und zweiter Umfrage kaum 
unterschieden, so steht auch in der zweiten Umfrage der Tatort „öffentliches Straßenland“ mit 40 Pro-
zent (ein Jahr zuvor waren es 44 Prozent) wieder an erster Stelle. Ein Großteil der vermeldeten Fälle 
vorurteilsmotivierter Gewalt trug sich in aller Öffentlichkeit zu.

Gewaltschutz durch Gewaltprävention ist der Schlüssel – langfristige Investitionen in Bildung sind 
wichtig; ebenso deutlich müssen klare und unmissverständliche Signale auf die Tat folgen: Als Schwuler 
auf der Straße beleidigt, angespuckt oder getreten zu werden, ist keine Folklore. Es widerspricht den 
Gesetzen dieses Landes. Hassgewalt gegen homosexuelle Menschen stellt eine fundamentale Menschen-
rechtsverletzung dar, die die Grundwerte unserer Gesellschaft erschüttert. Vor allem muss die Unter-
stützung für und die Solidarität mit Betroffenen deutlich werden. Gerade diese starken Signale aus  
Politik und Verwaltung fehlen nach wie vor in unserer Gesellschaft.

Bastian Finke,
Dipl. Soziologe, Mitglied im MANEO-Wissenschaftsteam

Erste Erkenntnisse
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von Dr. Bodo Lippl 

Bereits aus der ersten MANEO-Umfrage 
konnte als bedrückendes Ergebnis festge-
halten werden, dass besonders die schwulen, 
bi- und transsexuellen Jugendlichen weit-
aus stärker von schwulenfeindlicher Hass-
kriminalität betroffen sind als die Älteren 
(vgl. Lippl 2007). In der zweiten Umfrage 
von Dezember 2007 bis Januar 2008 wur-
den deshalb an Schüler zusätzliche Fragen 
gestellt, die in diesem Beitrag genauer ana-
lysiert werden.1

Gerade jüngere Schwule und Bisexuelle be-
finden sich in einer Lebensphase, die stark 
vom eigenen Coming-out geprägt ist. Damit 
wird der schwierige Prozess der Auseinan-
dersetzung mit dem eigenen sexuellen Be-
gehren und den damit verbundenen Iden-
titätsentwicklungen bezeichnet. Da diese 
Entwicklung nur gesellschaftlich in Inter-
aktionen zwischen den Betroffenen und der 
sozialen Umwelt vonstatten gehen kann, 
spielt das gesellschaftliche Einstellungs-
klima zur Homosexualität eine erhebliche 
Rolle. Die Ablehnung in der Gesellschaft 
und im Interaktionsumfeld wird von jungen 
Männern bereits vor, besonders aber wäh-
rend der sexuellen Orientierungsphase ge-
spürt. Während ablehnende Einstellun-
gen für sexuell entgegen der heterosexuellen 
Norm Orientierte als Bedrohung der eige-
nen Existenz empfunden werden können, 

Gewaltvorfall, der die Befragten in den 
letzten 12 Monaten am stärksten betroffen 
hat, stattgefunden hat oder nicht. Ist ein 
solcher Gewaltvorfall passiert, kann zudem 
die grobe Verteilung auf Vorfallformen be-
trachtet werden.

Im letzten der abgebildeten Kreisdiagram-
me wird die Verteilung über alle Befragten 
dargestellt. 40,6 Prozent aller Befragten ha-
ben in den letzten 12 Monaten Gewalt erlebt. 
59,4 Prozent haben keinen Vorfall angege-
ben. Ein Großteil von 27,9 Prozent aller Be-
fragten geben eine Bedrohung an, 8,6 Pro-
zent eine Körperverletzung und 4,1 Prozent 
ein Eigentumsdelikt.

In den übrigen Kreisdiagrammen wird die 
Gewaltbelastung in unterschiedlichen Le-
bensphasen verdeutlicht. Generell ist zu er-
kennen, dass die Betroffenheit von Gewalt 
bei den Jüngeren deutlich stärker ausgeprägt 
ist als bei den Älteren. Die Gruppe mit dem 
höchsten Anteil an Gewalterfahrungen sind 
die Schüler an allgemeinbildenden Schulen 
(60,6 Prozent), gefolgt von Schülern an be-
ruflichen Schulen (54,9 Prozent). Der Anteil 
in der Gruppe der bis 25 Jahre alten Jugend-
lichen, die nicht mehr Schüler sind, ist mit 
50,9 Prozent deutlich geringer als bei den 
Schülern. Der Befund legt es nahe, dass es 
insbesondere die Schulen, und hier vor al-

Abb. 1: Schwerwiegendster Vorfall in den letzten 12 Monaten nach Lebensphasen 
(korrigierte Verteilung) 2

Fallzahlen: Alle Befragten: n=17476; Schüler (allg. Schulen): n=688; Schüler (beruf-
liche Schulen): n=295; Nicht-Schüler bis 25 Jahre: n=3813; Befragte 26 - 40 Jahre: 
n=8336; Befragte älter als 40 Jahre: n=4344.
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2 Dargestellt ist eine korrigierte Verteilung auf Vorfallarten. Zum einen wurden all jene Vorfälle außerhalb des 12-monatigen Bezugszeitraums nicht als Vor-
fall gewertet. Zum anderen wurden falsch zugeordnete Vorfallarten korrigiert. Bedrohungen und Eigentumsdelikte, die tatsächlich mit einer Körperverlet-
zung einhergegangen sind, was in einer Zusatzfrage erhoben wurde, wurden als Körperverletzung gewertet. Diese falschen Zuordnungen durch die Befragten 
können vermutlich mit Bagatellisierungstendenzen erklärt werden (Blaues Auge, aber 'nur' bedroht worden). 9,2 Prozent aller als Bedrohung angegebenen 
Vorfälle sind mit einer körperlichen Verletzung einhergegangen und wurden folglich als Körperverletzung umkodiert. Die Kombination Eigentumsdelikt und 
Körperverletzung gilt als besonders schwerwiegende Raubgewalt. 9,3 Prozent aller Eigentumsdelikte sind mit einer Körperverletzung einhergegangen und 
wurden daher der Körperverletzung zugerechnet.

finden potenzielle Täter darin die Legiti-
mationsgrundlage des eigenen gewalttätigen 
Verhaltens gegenüber sexuell anders Ori-
entierten. Die meist moralisch begründete 
Ablehnung von Homosexualität kann sich in 
Situationen, in denen sich ein Schwuler oder 
Bisexueller offen zu den eigenen Neigun-
gen und den damit verbundenen Lebenswei-
sen bekennt, in gewalttätiger Form gegen-
über den sich Outenden entladen. Gerade in 
dieser Lebensphase, in der positive Prozes-
se der Selbstfindung und des Outings statt-
finden, sind junge Schwule und Bisexuel-
le daher besonders gefährdet und erheblich 
verletzbar. Kommen also Gewalterfahrun-
gen zu den ohnehin schwierigen Coming-
out Prozessen hinzu, sind neben den gege-
benenfalls körperlichen Verwundungen vor 
allem tiefergehende psychische Verletzun-
gen und Brüche in der eigenen (Identitäts-)
Entwicklung absehbar. Positive Schritte in 
der Entwicklung einer schwulen Identität 
können behindert werden, wenn Hassgewalt 
erfahren wird.

Der Schutz junger Schwuler und Bisexuel-
ler vor Gewalt und gesellschaftlicher Ableh-
nung muss daher ein besonderes Anliegen 
der gesamten Gesellschaft sein. Hassmo-
tivierte Gewalttaten aufgrund der sexuel-
len Orientierung verursachen Kosten für die 
Gesellschaft, die sich mit der gesundheitli-

chen Versorgung von Gewaltopfern an Leib 
und Seele allein nicht vollständig bemessen 
lassen. Letztlich kostet es ein Stück dessen, 
was Demokratie auszeichnet, nämlich den 
Schutz ihrer Minderheiten. Dass homopho-
ber Hassgewalt entschieden entgegengetre-
ten werden muss, ist daher eine moralische 
Verpflichtung aller demokratischen Kräfte.

Ausmaß und Formen vorurteilsmotivierter 
Gewalt

Zunächst wird untersucht, wie junge Bi-
sexuelle und Schwule von Gewalterfah-
rungen belastet sind, die offenbar schon so 
weit in Ihrem Coming-out fortgeschritten 
sind, dass sie bereits Kontakt zur szenein-
tern beworbenen Umfrage gefunden ha-
ben. Dazu werden zunächst verschiedene 
Gruppen betrachtet. Da aufgrund bishe-
riger Befunde angenommen werden kann, 
dass Jugendliche an den Schulen besonders 
der Gewaltgefahr ausgesetzt sind, müssen 
die Schüler an allgemeinbildenden Schu-
len und beruflichen Schulen getrennt von 
Jugendlichen betrachtet werden, die nicht 
mehr im Kontext einer Schule leben. Abb. 
1 ermöglicht einen ersten Einblick in den 
Verbreitungsgrad und die Verteilung vor-
urteilsmotovierter Hassgewalt in Gruppen 
unterschiedlicher Lebensphasen. Darge-
stellt ist für diese Gruppen jeweils, ob ein 

Zwei Schritte vor, ein Schritt zurück
Hassgewalt gegenüber bisexuellen und schwulen Jugendlichen im Coming-out

 1 Die Beteiligung an der zweiten Umfrage war mit 17.477 Fällen wieder außerordentlich hoch. Aufgrund der Selbstidentifizierung der Befragungsteilnehmer 
hinsichtlich der eigenen sexuellen Orientierung und wegen der Selbstselektion beziehungsweise Eigenmotivation der Befragten zur Umfrageteilnahme kann 
jedoch nicht von Repräsentativität (in Bezug auf alle Schwulen und Bisexuellen) gesprochen werden. Dies kann übrigens keine Umfrage unter Homosexu-
ellen mit den bisherigen methodischen Instrumentarien leisten, da repräsentative Stichproben nur bei bekannter Grundgesamtheit gezogen werden können. 
Dennoch bezeugt die starke Teilnahme an der Umfrage eindrucksvoll das erhebliche Interesse unter Schwulen und Bisexuellen an diesem Thema.
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lem die allgemeinbildenden Schulen sind, in 
denen homophobe Gewalt das stärkste Aus-
maß annimmt. Fast zwei Drittel der befrag-
ten Schüler an allgemeinbildenden Schulen 
gibt einen Gewaltvorfall an. Eigentumsde-
likte spielen dabei eine nur marginale Rolle 
(1,0 Prozent), Bedrohungen werden dagegen 
von 43,0 Prozent und Körperverletzun-
gen von 16,6 Prozent der befragten Schüler 
berichtet. Während Eigentumsdelikte mit 
zunehmendem Alter zunehmen, sind Be-
drohungen und Körperverletzungen in jun-
gen Lebensjahren und insbesondere in den 
Schulen am stärksten ausgeprägt.

Gewalterfahrungen von Schülern an allge-
meinbildenden Schulen

Abb. 2 gibt einen Überblick über die Gewalt- 
erfahrungen unter Schülern an allgemein-
bildenden Schulen nach dem Lebensalter. 
An allgemeinbildenden Schulen sind die Ju-
gendlichen mit 16 Jahren am stärksten durch 
Gewalterfahrungen belastet. Mehr als die 
Hälfte der 16-Jährigen wurde im letzten 
Jahr bedroht, ein Fünftel hat körperliche 
Gewalt erfahren. Mit zunehmendem Alter 
sinkt der Anteil derer, der Gewalt erfahren 
hat. Die meiste Gewalt findet also unmittel-
bar in Zusammenhang mit der ersten Ausei-
nandersetzung bezüglich der eigenen sexu-
ellen Orientierung statt.

Weitere Analysen zeigen ferner, dass die Be-
troffenheit von Gewalt und auch die Vertei-
lung auf Gewaltformen zwar signifikant vom 
Alter der Opfer, nicht jedoch von der Klas-
senstufe abhängen. Signifikante Unter-
schiede in der Gewaltbelastung gibt es je-
doch bezüglich des Schultyps (vgl. Tab. 1). 
Während in Haupt- und Realschulen eher 
körperliche Gewalttaten statt Bedrohungen 
zugefügt werden, spielen in Gesamtschulen 
und Gymnasien überwiegend Bedrohun-
gen eine stärkere Rolle als körperliche Ge-
walt. Zudem ist die Betroffenheit von Ge-
walt an Hauptschulen am höchsten (nur 31,6 
Prozent haben keinen Vorfall) und im Gym-
nasium am niedrigsten (40,5 Prozent ha-
ben keinen Vorfall), wobei Realschule und 
Gesamtschule dazwischen liegen. Von da-
her kann angenommen werden, dass Aus-
maß und Form homophober Gewalt vom 
Bildungsort abhängig sind. An Orten mit 
höherer Bildung ist der Nährboden für ho-
mophobe Hassgewalt insgesamt etwas ge-
ringer. Zudem drückt er sich stärker über 
Bedrohungen als durch Körpergewalt aus.

Die Täter bei Gewaltvorfällen unter Schü-
lern an allgemeinbildenden Schulen sind 
tendenziell stärker männlich (88,5 Pro-

zent) und weniger weiblich im Vergleich zu 
den Tätern bei Vorfällen unter allen Befrag-
ten (86,3 Prozent). Das Alter der Täter ist 
dem der Opfer vergleichbar. Hinsichtlich 
der Anzahl der Täter unterschieden sich die 
Gewaltvorfälle bei Schülern nicht von jenen 
unter allen Befragten (53,5 Prozent mit ei-
nem, und 46,5 Prozent mit mehr als einem 
Täter). Die Täter sind den Schülern im Ge-
gensatz zur Gesamtheit der Befragten über-
wiegend bekannt (58,5 Prozent). Bei allen 
Befragten liegt der Anteil derer, die die Täter 
kennen, deutlich niedriger (25,4 Prozent). 
In 66,8 Prozent der Vorfälle, bei denen die 
Täter bekannt waren, waren es Mitschüler, 
in 8,6 Prozent gute Freunde und in 12,7 Pro-
zent andere Bekannte. 33,1 Prozent der Vor-
fälle gegen schwule und bisexuelle Schüler 
fanden den Angaben zufolge in der Schu-
le selbst statt, 29,0 Prozent auf der Straße. 

Im Vergleich zur Gesamtheit der Befrag-
ten werden die Täter von den Schülern stär-
ker dem rechtsradikalen Hintergrund zu-
geordnet (21,6 Prozent im Vergleich zu 16,9 
Prozent unter allen Befragten) und stärker 
Personen mit deutschem Hintergrund (66,8 
Prozent im Vergleich zu 53,9 Prozent unter 
allen Befragten).

Tatsächlich schwulenfeindliche Gewalt?

Immer wieder wird infrage gestellt, ob die in 
der Umfrage erhobenen Gewaltvorfälle tat-
sächlich aus homophoben Motiven passiert 

sind. Handelt es sich also tatsächlich um an-
tischwule Gewalt, oder sind die berichteten 
Vorfälle nur „normale“ Gewalttaten, wie sie 
eben an einer Schule vorfallen? In der Um-
frage wurde deshalb eine Reihe von Krite-
rien abgefragt, mit denen der homophobe 
Hintergrund der berichteten Vorfälle „ob-
jektiv“ besser eingeschätzt werden kann. 
Diese Kriterien der Schwulenfeindlichkeit 
von Gewalttaten wurden von MANEO aus 
dem amerikanischen Kontext für Deutsch-
land übertragen (sog. „ FBI-Kriterien“; vgl. 
Finke 2002: 30f.; siehe auch Seite 36).

Legt man diese Kriterien an die berichte-
ten Gewaltvorfälle an, zeigt sich, dass in nur 
2,9 Prozent aller Vorfälle keine Anhalts-
punkte für einen antischwulen Motivgrund 
gefunden werden können und in 6,3 Pro-
zent nur vermutlich ein homophobes Tat-

motiv zugrunde lag (vgl. Tab. 2). Für 90,8 
Prozent der Vorfälle kann jedenfalls sicher 
von einem schwulenfeindlichen Tatmotiv 
ausgegangen werden. Ein deutlich höherer 
Prozentsatz fälschlich als homophob klassi-
fizierter Gewalttaten wird in der amerikani-
schen Untersuchung von Herek u.a. (2002: 
S. 330) berichtet. In ihrer Studie über Ge-
walterfahrungen unter Studierenden konn-
ten sie mit Hilfe einer intensiven mündli-
chen Nachbefragung im Anschluss an eine 
schriftliche Befragung („Selbstausfüller“) 
herausfinden, dass ein Anteil von 14 Pro-
zent der ermittelten Gewalttaten tatsächlich 

keinen eindeutig homophoben Hintergrund 
aufwies. In der vorliegenden Untersuchung 
fällt dieser Anteil sogar deutlich geringer 
aus, wenngleich der amerikanischen Studie 
vergleichbare Überprüfungsmöglichkeiten 
nicht realisiert werden können. Betrachtet 
man die Gewalttaten unter Schülern an all-
gemeinbildenden Schulen, ist der Anteil der 
nicht eindeutig als homophob klassifizier-
baren Gewalttaten sogar noch geringer als 
der unter allen Befragten.

Gefühl der Akzeptanz und Einschätzungen 
zur Situation an der Schule

Abschließend stellt sich die Frage, wie stark 
sich junge Schwule und Bisexuelle an allge-
meinbildenden Schulen im Vergleich zu ih-
ren Mitschülern akzeptiert fühlen und wie 
sie den Umgang an der Schule mit dem The-
ma Homosexualität einschätzen. Die Be-
wertung der Situation an den Schulen wurde 
über den Grad der Zustimmung zu vorge-
legten Aussagen gemessen (vgl. Abb. 3, Sei-
te  20).

Nur 28,0 Prozent der Schüler geben an, dass 
an ihrer Schule darauf geachtet wird, dass 
sich niemand über Schwule/Bi-/Transse-
xuelle lustig macht. Nur etwas weniger als 
die Hälfte der Schüler kann bei homophoben 
Gewaltvorfällen der eigenen Einschätzung 
nach mit der Unterstützung durch andere 
an der Schule rechnen. 46,3 Prozent finden, 
dass Schwule/Bi-/Transsexuelle von Mit-
schülern verteidigt werden und 46,9 Prozent 
äußern, dass Lehrer an ihrer Schule ein-
greifen, wenn schlecht über Schwule gere-
det wird. Offenbar gelingt es in allgemein-
bildenden Schulen nicht, ein angstfreieres 
Klima für Schwule und Bisexuelle zu ga-
rantieren. Mehr als die Hälfte aller Schüler 
gibt an, dass es an der eigenen Schule besser 
sei, sich nicht zu outen, sondern stattdessen 
die eigene Homosexualität zu verheimlichen 
(56,4 Prozent). Anstatt Schüler in ihrer se-
xuellen Orientierungsphase zu unterstützen 
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Abb. 2: Schwerwiegendster Vorfall in den letzten 12 Monaten nach dem Alter unter 
Schülern an allgemeinbildenden Schulen (n=688)
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Grad an Homophobie Schüler 
(allg. Schulen)

Schüler 
(berufl. Schulen)

Nicht-Schüler 
bis 25 Jahre

Befragte 
26 - 40 Jahre

Befragte älter als 
40 Jahre

Alle 
Befragten Fallzahl

nicht antischwul 1,7 3,2 2,3 3,5 3,0 2,9 206

vermutlich antischwul 3,6 4,5 4,4 5,7 11,1 6,3 437

sicher antischwul 17,7 26,9 26,4 25,1 27,8 25,6 1781

sehr sicher antischwul 76,9 65,4 66,9 65,7 58,1 65,2 4540

Prozent (gesamt) 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Fallzahl (gesamt) 412 156 1913 3101 1382 6964

Tab. 2: Homophobe Ausrichtung des schwerwiegendsten Vorfalls in den letzten 12 Monaten nach Lebensphasen

oder zumindest sie nicht zu beeinträchtigen, 
werden Schulen für mehr als die Hälfte der 
schwulen und bisexuellen Schüler als Orte 
wahrgenommen, an denen es ihnen nicht 
möglich ist, sich offen und ehrlich zur eige-
nen sexuellen Orientierung zu bekennen. 
Phasen der Entwicklung zu einer selbstbe-
wussten schwulen Identität werden in Fra-
ge gestellt oder unterbrochen durch erlebte 
Hassgewalt. Die Analysen zeigen auch, dass 
die derart gemessene Behinderung im Co-
ming-out für Haupt- und Realschulen stär-
ker gilt als für Gesamtschulen und Gymna-
sien.

Entgegen dieser insgesamt eher negativen 
Beurteilung der Situation an allgemeinbil-
denden Schulen, überrascht die mehrheit-
lich geteilte Einschätzung der Schüler, dass 
sie sich überwiegend oder voll im Vergleich 
zu anderen Mitschülern akzeptiert fühlen 
(62,4 Prozent). Als Erklärungen für diesen 
eher widersprüchlichen Befund können so-
wohl Dramatisierungen der allgemeinen Si-
tuation für alle als auch Bagatellisierungen 
in der Einschätzung der eigenen Lage ange-
führt werden, wenngleich dies mit den er-
hobenen Daten nicht eindeutig beantwortet 
werden kann.

Es kann jedoch anhand der Daten festge-
stellt werden, dass die empfundene Akzep-

tanz in der Schule nach dem Lebensalter und 
nach dem Schultyp variiert (vgl. Tab. 3, Sei-
te 20). Erst mit zunehmendem Alter entwi-
ckelt sich das Gefühl einer vergleichsweisen 
Akzeptanz. In den entscheidenden jünge-
ren Lebensjahren fühlen sich Schüler da-
gegen deutlich weniger akzeptiert. Neben 
dem Alter spielt auch der Schultyp bei der 
Wahrnehmung der Akzeptanz eine signi-
fikante Rolle. Das Gefühl, wie die anderen 
akzeptiert zu sein, wird von Hauptschü-
lern und Realschülern deutlich weniger ge-
äußert als von Schülern an Gesamtschulen 
und Gymnasien. Schulen, die zu niedrige-
ren Bildungsabschlüssen führen, vermögen 
es offenbar deutlich schlechter, ein Gefühl 
der Akzeptanz bei sexuell anders Orientier-
ten zu erzeugen. Das Gefühl der Deprivation 
ist für jene schwulen und bisexuellen Schü-
ler noch zusätzlich erhöht, die nicht Deutsch 
innerhalb der Familie sprechen. Nur 42,9 
Prozent der nicht Deutsch zu Hause spre-
chenden fühlen sich vergleichsweise eben-
so akzeptiert, während es bei den zu Hau-
se Deutsch sprechenden 63,4 sind. Diese 
Gruppe an Schülern ist also doppelt belas-
tet, sowohl durch die nicht-deutsche Her-
kunft (beziehungsweise Sprachsozialisati-
on) als auch durch das Stigma einer anderen 
sexuellen Orientierung.

Schultyp kein Vorfall Bedrohung Eigentums-
delikt

Körper-
verletzung

Prozent
(gesamt)

Fallzahl
(gesamt)

Hauptschule 31,6 26,3 0,0 42,1 100,0 19

Realschule 33,3 38,9 0,0 27,8 100,0 72

Gesamtschule 35,6 44,4 2,2 17,8 100,0 45

Gymnasium 40,5 44,2 1,1 14,2 100,0 550

Prozent (gesamt) 39,2 43,2 1,0 16,6 100,0

Fallzahl (gesamt) 269 296 7 114 686

Tab. 1: Schwerwiegendster Vorfall in den letzten 12 Monaten unter Schülern an all- 
gemeinbildenden Schulen nach Schultyp

>>
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Studie

Fazit

Insgesamt kann festgehalten werden, dass 
gerade die sehr jungen Schwulen und  
Bisexuellen erheblich stärker von Ge-
walt betroffen sind als ältere. Besonders 
stark ist diese Gewaltbetroffenheit an den 
Schulen und hier insbesondere an allge-
meinbildenden stärker als an beruflichen  
Schulen. Gerade in der Phase der ersten Aus- 
einandersetzung mit der eigenen sexuel-
len Orientierung sind junge Schwule und  
Bisexuelle stärker homophoben Gewalt- 
taten gegenüber sich selbst ausgesetzt. Diese 
Konfrontation mit erhöhter Gewalt in einer  
ohnehin nicht von Selbstsicherheit gepräg-
ten Lebensphase macht junge Schwule und 
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Bisexuelle besonders angreifbar und ver-
letzbar. Daher muss die Schlussfolgerung 
gezogen werden, dass das Thema Homo- 
sexualität noch stärker und umfassender 
zum Thema im Unterricht gemacht werden 
sollte. Anregungen für die Ausgestaltung 
können aus anderen Ländern gewonnen 
werden, die wie beispielsweise in den USA 
seit längerer Zeit Schulprogramme gegen 
Homophobie einsetzen (Henning-Stout, 
James & Macintosh 2000). Dabei darf das 
Thema nicht nur auf biologische Sexualauf-
klärung reduziert werden, sondern muss vor 
allem auch gesellschaftspolitisch unter dem 
Thema Toleranz gegenüber den unterschied-

lichen Lebensweisen von Minderheiten  
behandelt werden. In diesen Zusammen-
hang sollte das Thema sexuelle Orientie-
rung eingebettet werden. Insbesondere 
Politik, Bildungsverwaltung, die Verant-
wortlichen an den Schulen und die Leh-
rer sind aufgefordert, eindeutige und klare 
Aussagen zum toleranten beziehungsweise 
akzeptierenden Umgang mit Homosexuel-
len an die Heranwachsenden zu vermitteln. 
Für eine deutlichere Verankerung des  
Themas in den staatlichen Lehrplänen und 
vor allem der praktischen Umsetzung ist 
entsprechend Sorge zu tragen.       

60
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An meiner Schule ist es 
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Abb. 3: Einstellungen von Schülern an 
allgemeinbildenden Schulen (n=684)
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Altersgruppen
gar nicht/
eher nicht
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eher/
voll und ganz

akzeptiert

Prozent
(gesamt)

Fallzahl
(gesamt)

bis 15 42,3 57,7 100,0 26

16 45,2 54,8 100,0 42

17 47,7 52,3 100,0 88

18 43,8 56,3 100,0 112

19 33,9 66,2 100,0 195

20 34,1 65,9 100,0 135

21 37,8 62,2 100,0 45

22 - 25 14,3 85,7 100,0 35

Schultyp

Hauptschule 63,2 36,8 100,0 19

Realschule 54,9 45,1 100,0 71

Gesamtschule 24,4 75,6 100,0 543

Gymnasium 35,4 64,6 100,0 45

Sprache mit der Familie

Deutsch 36,6 63,4 100,0 643

Nicht-Deutsch 57,1 42,9 100,0 35

Prozent (gesamt) 37,6 62,4 100,0

Fallzahl (gesamt) 255 423 678

Tab. 3: Gefühl von Schülern an allgemeinbildenden Schulen, wie die anderen  
akzeptiert zu sein, nach Lebensalter und Schultyp (in Prozent)
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Von Martin Reichert

Hassverbrechen sind in Deutschland 
(noch?) nicht justiziabel; die Tätermoti-
vation spielt im Strafverfahren kaum eine 
Rolle. Dabei ist das Stellvertretermoment 
vorurteilsmotivierter Gewalttaten sympto-
matisch, werden die Opfer doch willkürlich 
allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu ei-
ner gesellschaftlichen Gruppe ausgewählt 
– ein Umstand, dem die US-Justiz mit ih-
rem Konzept der „Hate Crimes“ Rechnung 
trägt. In Deutschland legt man darob noch 
die Hände in den Schoß.

Da kann ja jeder kommen: Am Ende be-
hauptet jemand nach einer Schlägerei in der 
Nachbarschaft, dass er nur verprügelt wor-
den sei, weil er Nichtraucher ist oder beken-
nender Heino-Fan. So oder ähnlich denkt 

und redet man, hinter mehr oder weniger 
vorgehaltener Hand, in den Kreisen der zu-
ständigen Behörden, von Justiz bis Polizei, 
wenn es um das Thema „Hassverbrechen“ 
geht. „Hate Crimes“ gelten als Neues und 
daher auch lästiges, dass es – wie bei vielen 
Dingen – in den USA schon lange gibt und 
nun „droht“ über den Umweg Europa auch 
in Deutschland für zusätzlichen Arbeitsauf-
wand zu sorgen.

Gruppenbezogene Vorurteilskriminalität

Als Hate Crime, „Hassverbrechen“, werden 
in den USA Straftaten bezeichnet, bei denen 
das Opfer des Delikts vom Täter ausschließ-
lich oder überwiegend nach dem Kriterium 
der Zugehörigkeit zu einer gesellschaftli-

chen Gruppe gewählt wird – und sich das 
Verbrechen in erster Linie gegen die ge-
wählte Gruppe als Ganzes richtet. So kön-
nen beispielsweise antisemitisch oder aus-
länderfeindlich motivierte Straftaten unter 
den Begriff fallen, ebenso Straftaten gegen 
Obdachlose oder Behinderte. Und Homo-
sexuelle.

Im Einzelfall kann es in der Tat ziemlich 
schwierig sein, eine Straftat eindeutig als 
„Hate Crime“ einzustufen. Die Vergewal-
tigung einer Frau kann beispielsweise sexu-
altriebhaft motiviert sein, richtet sich also 
nicht gegen „die Frauen“, obwohl das Opfer 
überwiegend nach dem Kriterium der Weib-
lichkeit ausgewählt wurde. Die Vergewalti-
gung einer Frau kann aber durchaus Züge 

eines Hassdelikts aufweisen, wenn dem 
Verbrechen eine entsprechende Motivation 
zugrunde liegt, zum  Beispiel eine dezi- 
diert sexistische. Dennoch gilt diese  
Herangehensweise in den USA mittlerweile 
als Selbstverständlichkeit – nachdem sie 
von den entsprechenden bürgerrechtlichen 
Gruppierungen, auch den schwullesbischen, 
erkämpft worden war.

Stiefmütterlicher Umgang mit homophober 
Hassgewalt

Auch in Deutschland haben engagierte  
 BürgerInnen in dieser Hinsicht Druck auf 
die Institutionen ausgeübt, wenn auch nicht 
in Bezug auf homophobe Gewalt. Was die 
Hassgewalt angeht, hatte bislang einzig 

der breite bürgerliche Konsens gegen den 
Rechtsradikalismus genügend Schubkraft, 
um gesetzliche Änderungen zu befördern: 
Aufgrund einer langen defizitären Praxis bei 
der Erfassung des Ausmaßes und der Opfer 
rechtsextremistischer und fremdenfeindli-
cher Gewalttaten (vor allem Ausländer und 
Obdachlose) in der Bundesrepublik wurde 
mit Wirkung vom 1. Januar 2001 verein-
bart, rechtsextremistisch orientierte Straf-
taten als „politisch motivierte Kriminalität“ 
zu erfassen. In diesem Rahmen wurde die 
Erfassungsmöglichkeit unter dem Oberbe-
griff „Hasskriminalität“ geschaffen, die als 
spezielle Untergruppe „fremdenfeindliche“ 
und „antisemitische“ Straftaten erfasst. 
Hierdurch wollte man gewährleisten, dass 
die Taten klarer und einheitlicher erfasst 

und von den zuständigen Polizeidienststel-
len zentral gemeldet werden. Homopho-
be Gewalttaten fallen auch innerhalb dieser 
Regelung bislang eher unter ferner liefen, 
beziehungsweise ist bisher niemand seitens 
Polizei oder Justiz auf die Idee gekommen, 
dass es besonderer Maßnahmen bedürfe, 
die der Gewalt gegen Homosexuelle Rech-
nung tragen.

Heilloses Opferdurcheinander

Professor Dr. Joachim Kersten, Leiter des 
Lehrgebietes Allgemeine Polizeiwissen-
schaft and der „Deutschen Hochschule der 
Polizei“ in Münster bestätigt dies: „Man be-
fürchtet ein heilloses Opferdurcheinander. 
Und wie man ja im Falle häuslicher Gewalt >>

Das heillose Opferdurcheinander

Dossier: Strafverfahren & Tätermotivation



gesehen hat, reicht es meist, wenn das be-
stehende Recht einfach konsequenter an-
gewendet wird.“ Kersten weiß zwar um die 
Bedrängnisse der Schwulen – insbesondere 
um die Konflikte gerade zwischen Schwu-
len und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund – fragt aber auch als Anwalt der 
polizeilichen Praxis: „Was sollen wir denn 
machen: Vor jede Klappe einen Polizisten 
stellen, nachts Streifen durch den Park schi-
cken? Machen wir ja im Zweifelsfall schon.“ 
Kersten kennt sogar aus dem eigenen Um-
feld heterosexuelle Männer, die zusammen-
geschlagen wurden, weil man sie für schwul 
gehalten hatte. Und analysiert trotzdem mit 
kühlem Blick: „Vorurteile bekommt man in 
erster Linie nicht über Diskussionen und 
Gesprächsrunden weg. Und wenn Homo-
Organisationen beklagen, dass nachts im 
Park Schwule zusammengeschlagen werden, 
sagt Volkes Stimme ganz einfach: Was ma-
chen die denn nachts im Park? Ich bin doch 
auch nicht nachts im Park.“ Doch eine ande-
re Lösung hat er nicht wirklich: „Man muss 
an die aufgeklärten, bürgerlichen Kreise 
und Verbände der Migranten herantreten, 
mit Sozialarbeitern reden und Netzwer-
ke schaffen.“ Nicht ohne wiederum nüch-
tern einzuschränken: „Klar, palästinensi-
sche Kriegsflüchtlinge haben in der Debatte 
einen Masteropferstatus, da ist es schwie-
rig, mit einem solchen Interesse durchzu-
dringen.“ Das heillose Opferdurcheinander 
eben. Also doch Selbstverteidigungskurse? 
Kesten sagt: „Wenn Ihnen jemand mit einem 
Messer gegenübersteht, nützt herkömmliche 
Selbstverteidigung gar nichts. Der schlitzt 
sie auf und Sie verbluten.“

Zwei Seiten einer Medaille

Wenn also die Selbstbewaffnung auch nicht 
wirklich eine Lösung sein soll, bleibt am 
Ende nur die Hoffnung auf das Recht und 
den Willen der ausführenden „Organe“, 
dieses auch durchzusetzten. Die Berliner 
Politologin Dr. Britta Grell war zuletzt an 
einer Studie zu Hate Crimes in Polen betei-
ligt. Sie differenziert das Problem auf eine 
gesellschaftliche und eine juristische Di-
mension – ohne jedoch, im Gegensatz zu 
den deutschen Behörden – beide zu tren-
nen: „Man schiebt hierzulande gerne vor, 
dass eine Berücksichtigung gruppenspezifi-
scher Hassgewalt eine unzulässige Politisie-
rung der Justiz darstelle – und meint eigent-
lich, dass man keine Lust hat, sich mit solch 
komplizierten Fragen zu beschäftigen. Man 
will sich übrigens auch nicht in die Karten 
schauen lassen, schon gar nicht von Bürger-
rechtsbewegungen.“ Auf juristischer Ebene 
werde auch gerne behauptet, dass sich die 

amerikanische Rechtsprechung eben nicht 
in die deutsche Rechtsauffassung integrieren 
lasse: „Es ist richtig, dass wir in Deutschland 
kein Täterstrafrecht haben sondern ein Tat-
strafrecht; es geht also in erster Linie um die 
Tat und nicht um die Gesinnung des Täters. 
Andererseits gelten auch hierzulande die 
Kriterien des ‚niederen Bewegrundes’ oder 
die Kategorie einer ‚besonderen Schwere der 
Schuld’.“ Kriterien und Kategorien, die von 
den RichterInnen angewendet werden kön-
nen – aber eben nicht zwingend.

Klare linie erforderlich

Die Forderungen der Opfergruppen gehen 
nun eben in die Richtung einer zwingenden 
rechtlichen Institution: Eine „Hate Crime“-
Gesetzgebung würde Jusitz und Polizei  
abverlangen, sich mit den spezifischen Mo-
tivationen der Täter zu beschäftigen und 
diese gegebenenfalls bei der Verhängung der 
Strafe zu berücksichtigen. Was wiederum 
insbesondere in den jeweiligen Bürger-
rechtskreisen umstritten ist, bedeutete dies 
doch einen Ruf nach „Law & Order“, der 
dort nicht geheuer ist. Eine widersprüchli-
che Situation: Man fordert ein dezidiertes 
Eingreifen des Staates, dem man eigentlich 
misstraut.

Dr. Britta Grell ist der Ansicht, dass die 
Debatte in Deutschland, im Vergleich zu 
den USA, viel zu ideologisch und auf die 
Strafrechtsverschärfung reduziert geführt 
werde – und zwar unter Ausblendung der 
wichtigsten Errungenschaft der amerika-
nischen Regelung: „In den USA werden die 
Probleme der diversen Minderheiten mitt-
lerweile in großer Selbstverständlichkeit 
ernst genommen“. Wohl auch, weil man die 
USA schon sehr viel länger und mit grö-
ßerer Selbstverständlichkeit ein Land der 
Vielfalt sind – Diversifizität gehört dort 
zum Selbstverständnis. Deutschland hat 
diesbezüglich scheinbar noch einen langen 
Weg vor sich.  

Über den Autor: 
Martin Reichert, Jahrgang 1973, ist Redakteur bei 
der ‚taz - die tageszeitung‘ und Buchautor. Er lebt 
zusammen mit seinem Lebensgefährten in Berlin 
und im brandenburgischen Kremmen.

„HOMOPHOBE H ASSGEWAlT AlS OFFIZIAlSDElIKT BEH ANDElN!“

Im November dieses Jahres lud die Bundestagsfraktion von Bündnis90/Die Grünen unter dem Titel „Dem Hass keine Chance – Ho-
mophobie entschieden entgegentreten“ rund 200 Fachteilnehmer aus ganz Deutschland zum Anti-Homophobie-Kongress in den 
Deutschen Bundestag ein. Zu den zur Anhörung und Diskussion geladenen Experten gehörte auch MANEO-Projekleiter Bastian 
Finke, der neben Wolfgang Wieland MdB (Sprecher für innere Sicherheit der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen) und Alke 
Glet (Max-Planck-Institut Freiburg) im Workshop „Strategien gegen Hassgewalt“ zum Thema referierte.

Diskutiert wurde im Workshop auch die jüngst von Brandenburg und Sachsen-Anhalt angeregte Reform des § 46 StGB, wonach Hass-
gewalt künftig härter bestraft werden solle. Strafverschärfung jedoch, so Finke, sei nicht der Königsweg; Ziel hingegen müsse sein, 
Hassgewalt auch gegen die sexuelle Orientierung nicht länger als Antragsdelikt zu behandeln, sondern vielmehr als Offizialsdelikt, 
das heißt die Polizei müsse die Strafverfolgung auch ohne vorangehende Strafantragstellung des Opfers übernehmen.

In diesem Zusammenhang forderte Finke, hinsichtlich Definition von und Umgang mit Hassgewalt sich nicht erneut in der Debatte  
um einen deutschen Sonderweg zu erschöpfen, sondern die Umsetzung des vorbildlichen Hate-Crime-Konzeptes in den USA und 
Großbritannien zu betrachten, um von den dort bereits bestehenden Hate-Crime-Laws zu lernen.   (red)

Anti-Homophobie-Kongress der Grünen-Bundestagsfraktion im November 2008: Referenten Wolfgang Wieland MdB (r.), Sprecher 
für innere Sicherheit der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen und Bastian Finke (M.), Projektleiter MANEO, sowie Volker 
Beck MdB (l.), Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, beim Workshop „Strate-
gien gegen Hassgewalt“ im Paul-Löbe-Haus.
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Sind die Gewaltzahlen in den USA rück- 
läufig?
Kriminologisch betrachtet ist es als 
schwierig einzuschätzen ein realistisches 
Bild über Kriminalität durch offizielle  
Polizei-Statistiken zu erlangen. Zu groß ist 
das Dunkelfeld. In den USA wird seit 1991 
eine offizielle Hate Crime Statistik geführt. 
Wurden im ersten Jahr 4589 Delikte regis-
triert waren es 7624 im Jahre 2007. Diese 
Steigerung reflektiert sicherlich eine höhe-
re Anzeigebereitschaft durch das Bekann-
terwerden des Konzeptes der Hate Crimes 
und damit eine Verlagerung des Dunkel- 
ins Hellfeld. Noch wichtiger als die bloße 
Einführung solcher Statistiken erscheint 
allerdings das Signal, welches durch das 
Konzept in den letzten Jahren in den USA 
gesetzt wurde. Dies führte unter anderem 
zu einer breiten Schulungsoffensive für 
Polizei und Justiz bei der Aufnahme und 
Verarbeitung solcher Fälle.

Wie wird dieses Signal von den Opfergrup-
pen wahrgenommen?
Sowohl die Straftaten als auch die betroffe-
nen Opfergruppen werden ernst genommen 
– auf staatlicher Ebene. Dieses Ernstneh-
men und die daraus folgende Stärkung des 
Selbstbewusstseins potentieller Opfer kann 
allerdings empirisch nur schlecht gemessen 
werden. Studien hierzu sind mir nicht be-
kannt.

In Ihrer gerade als Buch erschienenen Dok-
torarbeit beschäftigen sie sich unter ande-
rem mit der Qualität von Hassverbrechen 
im Vergleich zu Nicht-Hassverbrechen. Zu 
welchem Ergebnis sind Sie gekommen?
Hassverbrechen sind gewaltsamer und 
brutaler als andere vergleichbare Verbre-
chen. Sie beinhalten Opfer erniedrigende 
Beschimpfungen, Beleidigungen und Be-

Interview: Martin Reichert

Der Pädagoge Marc Coester hat unlängst 
ein Buch über das Konzept der Hate Crimes 
in den USA veröffentlicht – und erklärt, 
warum sich Deutschland diesbezüglich im 
Rückstand befindet.

impuls: Herr Coester, was genau sind ei-
gentlich Hate Crimes?
Marc Coester: Der Begriff der Hate Cri-
mes wurde in den 1980er Jahren in den 
USA eingeführt und beschreibt Handlun-
gen, in Zuge derer eine Person Opfer von 
Einschüchterung, Bedrohung, physischer 
oder psychischer Gewalt wird. Der Täter 
ist dabei geleitet durch Vorurteile gegen-
über bestimmten Merkmalen – wie Rasse, 
Abstammung, Nationalität, Religion, sexu-
elle Orientierung, Alter, Geschlecht, kör-
perlicher und/oder geistiger Behinderung 
– welche die gesamte soziale Gruppe des 
Opfers betreffen – man spricht daher auch 
von Vorurteilskriminalität.

Wo liegt denn genau der Unterschied zwi-
schen einem Hassverbrechen und einem 
gewöhnlichen Verbrechen?
Die Schädigung zielt nicht nur auf das di-
rekte Opfer ab, sondern besitzt eine ein-
schüchternde Botschaft, welche die Identität 
der Opfergruppe und damit die Grund-
festen einer demokratischen Gesellschaft  
adressiert.

Warum trägt man dieser Form der Krimi-
nalität in Deutschland keine Rechnung?
Das Konzept der Hate Crimes ist erst seit 
einigen Jahren in der deutschen Diskussion. 
Dass dem heute aber gar keine Rechnung in 
Deutschland getragen wird, stimmt nicht.

Es gibt also doch ein Umdenken?
Wurde in den 1990er Jahren noch traditio-
nell über rechtsextreme Gewalttaten bezie-

„Die Opfer von Hassverbrechen leiden stärker“

Schon im 19. Jahrhundert wurden erste 
Bürgerrechtsgesetze durchgesetzt. Nicht 
zuletzt die Kraft der Bewegung um Mar-
tin Luther King Jr. in den 1960er-Jahren 
bestärkte verschiedene soziale Gruppen, 
ebenfalls für Gleichberechtigung und so-
ziale Unversehrtheit zu Protestieren. Die 
strafrechtliche Variante dieses Prozes-
ses war die Entwicklung des Konzeptes der 
Hate Crimes und deren Einzug in heute fast 
alle Gesetzessammlungen der einzelnen 
Bundesstaaten.

Wie hat sich die dortige Gesetzesanwen-
dung bislang gesellschaftlich ausgewirkt?
Die Hate Crime Gesetze bringen eine weit-
gehende Diskussion in den USA mit sich. 
Zum einen steht dabei die Strafverschär-
fung im Fokus: Hierbei wird hinterfragt, 
wie und ob sich ein höherer Strafrahmen auf 
potentielles Täter-Verhalten auswirkt. Zum 
anderen wird der Schutz der Meinungsfrei-
heit – in den USA durch den ersten Verfas-
sungszusatz garantiert – als durch die Ge-
setze gefährdet beschrieben: Wenn ein Täter 
lediglich aufgrund seiner – freien – Mei-
nung gegenüber bestimmten gesellschaft-
lichen Gruppen eine höhere Strafe erhält, 
sehen einige darin ein Verstoß gegen die 
garantierte Meinungsfreiheit. Hierzu muss 
angemerkt werden, dass das Oberste Ge-
richt der USA in zwei wichtigen Entschei-
dungen, 1992 und 1993, die freie Meinungs-
äußerung bei verbalen und symbolischen 
Taten (sogenannte Hate Speech) geschützt 
hat, jedoch bei gewalttätigen Hassverbre-
chen eine Möglichkeit der Strafverschär-
fung – und damit eine besondere Berück-
sichtigung der zugrunde liegenden Meinung 
des Täters – grundsätzlich einräumte. Von 
einzelner Kritik abgesehen werden die Ge-
setze aber im Großen und Ganzen von der 
Bevölkerung als sinnvoll erachtet.

Das Konzept der Hate Crimes aus den 
USA unter besonderer Berücksichtigung 
des Rechtsextremismus in Deutschland 

von Marc Coester
Peter Lang Verlag 2008

515 Seiten, 78 Euro
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drohungen, die Opfer werden häufiger 
wahllos, zufällig und ohne Täter-Opferbe-
zug ausgewählt. Die Opfer von Hassverbre-
chen leiden stärker an den Folgen der Taten 
– und die Verbrechen verbreiten darüber  
hinaus Angst und Schrecken in der gesamten 
sozialen Gruppe des Opfers.

Wie könnte man die deutsche Gesellschaft 
für diese Schrecken sensibilisieren?
Die Erfahrungen aus den USA zeigen: Ins-
besondere die intensive und kontinuierliche 
Arbeit der Bürgerrechtsgruppen führt zu 
einer steigenden gesamtgesellschaftlichen 
Auseinandersetzung mit diesem Thema. Ein 
Geheimrezept gibt es hierfür aber nicht.

Herr Coester, wir danken Ihnen für dieses 
Gespräch.  

hungsweise so genannte Staatsschutzdelik-
te gesprochen, findet sich auf polizeilicher 
Ebene seit 2001 das neue Definitionssystem 
der politisch motivierten Kriminalität. Po-
litisch motivierter Kriminalität von rechts 
werden jetzt Straftaten zugeordnet, welche 
sich direkt gegen Personen richten – und 
zwar aufgrund deren Nationalität, Volks-
zugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religi-
on, Herkunft, äußeren Erscheinungsbildes, 
Behinderung, sexueller Orientierung oder 
gesellschaftlichen Status. Ein abstraktes, 
Staats-überwindendes Element müssen 
diese Taten – wie früher – nicht mehr be-
inhalten. Die Polizei bei uns kann also sehr 
wohl einschlägige Anzeigen entsprechend 
aufnehmen und verarbeiten ...

… die dann auch von der Justiz entspre-
chend behandelt werden?
Unlängst wurde in der Bundesrat Drucksa-
che 458/08 vom 04. Juli 2008 der Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches abgedruckt in welchem un-
ter anderem bei der Strafzumessung in § 46 
StGB explizit menschenverachtende, ras-
sistische oder fremdenfeindliche Ziele des 
Täters aufgenommen werden sollen – ver-
bunden mit der Begründung diesbezüglich 
Defizite im strafrechtlichen Rechtsgüter-
schutz zu beseitigen. Ähnliche Entwürfe 
kamen in der Vergangenheit auch schon aus 
einigen Bundesländern. Es zeigen sich also 
durchaus neue Ansätze. Was bisher aber 
fehlt ist eine gesamtgesellschaftliche Dis-
kussion sowie Standards in der Aus- und 
Fortbildung zum Beispiel auf polizeilicher 
oder justizieller Ebene. Hier ist man in den 
USA deutlich weiter.

Woran liegt das?
Die Bürgerrechtsbewegung hat eine lange 
und hart erkämpfte Tradition in den USA. 

©
pr

iv
at



RECHTSEXTREMISMUS, FREMDENFEINDlICHKEIT UND 
ANTISEMITISMUS A M STÄRKSTEN WAHRGENOMMEN

Zahlenmäßig treten in der statistisch erfassten Hasskriminalität in Deutschland die 
auch in der Öffentlichkeit am stärksten beachteten rechtsradikalen, fremdenfeindli-
chen und antisemitischen Straftaten hervor. So werden derzeit etwa 700 rechtsextre-
mistische vorurteilsbedingte Gewaltdelikte pro Jahr in Deutschland bekannt. Hinzu 
kommt ein Vielfaches an vorurteilsbedingten Delikten im Vorfeld der Gewalt wie 
Volksverhetzung, Verbreitung von Propagandamitteln und Schändung von Friedhöfen. 
Bei den Tätern fällt auf, dass ihre Vorurteile zum großen Teil nicht im engen Sinn 
politisch reflektiert und motiviert und schon gar nicht organisiert sind. Es handelt 
sich fast ausschließlich um männliche Täter und überwiegend um Jugendliche und 
Heranwachsende, die ihre allgemeine Gewaltbereitschaft mit einer rechtsradikalen 
Ideologie der Gewalt verbinden (Quelle: Coester/Gossner, Marburg 2002). (reich)

DER FAll M ATTHEW SHEPARD

Matthew Shepard (1976-1998) war ein Student der University of Wyoming, der im 
Oktober 1998 in Laramie, Wyoming, Opfer eine homophoben überfalles wurde. 
Eine knappe Woche später verstarb er an den ihm zugefügten Verletzungen. Der 
21-jährige Matt Shepard lernte am 6. Oktober in einer Bar auf dem College-Cam-
pus Aaron James McKinney, 22, und Russel Arthur Henderson, 21, kennen. Gemäß 
McKinney bat Shepard sie, ihn mit ihrem Auto heimzubringen. In der Folge wurde 
Shepard ausgeraubt, etwa 18mal mit einer 357-Magnum-Pistole geschlagen – vor-
nehmlich auf den Kopf –, mit seinen Schnürsenkeln in einer einsamen ländli-
chen Gegend an einen Zaun gefesselt und seinem Schicksal überlassen. Das Blut in  
Shepards Gesicht wurde teilweise von Tränen weggespült, was darauf hindeutet, dass 
er nach der Tat zwischenzeitlich bei Bewusstsein gewesen sein muss. Der Fall erregte 
großes, auch internationales Aufsehen wie kein anderer Fall von Hassgewalt gegen 
Homosexuelle zuvor. Im Gerichtsverfahren wurden Indizien zutage gefördert, wo-
nach die Täter ihr Opfer wegen seiner Homosexualität ausgesucht hatten, was sowohl 
Kundgebungen von homosexuellen Bürgerrechtsbewegungen als auch Gegenkund-
gebungen von homophoben Gruppen auslöst. Die Täter wurden zu lebenslänglichen 
Haftstrafen verurteilt. Der Fall war Anlass für Film-, Theater- und Musikprojekte; 
2002 produzierte der US-amerikanische Pay-TV-Sender HBO den auf dem gleich-
namigen Theaterstück basierenden Fernsehfilm „The Laramie Project“. (reich)

HOMOPHOBE H ASSGEWAlT
 – KEIN DUNKlE-SEITENSTR ASSEN-PH ÄNOMEN 

Die Mehrheit der schwulenfeindlichen Taten, die MANEO berichtet werden, ereignen sich in aller Öffentlichkeit: in öffentlichen 
Verkehrsmitteln, auf offener Straße. Im Sommer 2008 sorgten mehrere schwere Übergriffe auf schwule Männer für Schlagzeilen: 
In Friedrichshain erlitt im Juli ein 41-jähriger Familienvater, der für schwul gehalten und deshalb krankenhausreif geschlagen 
worden war, einen Kieferbruch; der heterosexuelle Mann leidet seither an den Folgen des Übergriffs. Einen Monat später wurden 
in einem Freidrichshainer Hausflur zwei Homosexuelle mit Flaschen attackiert und schwulenfeindlich beschimpft. Im Tiergarten  
waren im August mehrere schwule Männer überfallen worden. Dabei wurde ein 48-Jähriger halbtot geschlagen, lag mehrere  
Wochen im Koma und befindet sich seither in stationärer Behandlung. Aufgrund seiner schweren Verletzungen wird er voraussicht-
lich auch in der nächsten Zeit auf Pflege angewiesen sein. Im Oktober wurde ein 33-Jähriger in der U-Bahn Opfer eines schweren 
schwulenfeindlichen übergriffs. Zwei junge Männer mit Migrationshintergrund attackierten ihn aufgrund seiner Homosexualität, 
schlugen und traten in aller Öffentlichkeit auf ihn ein. Der 33-Jährige, dem Zeugen sofort zu Hilfe eilten, erlitt einen doppelten Kie-
ferbruch und konnte erst nach fünf Tagen aus der stationären Behandlung im Krankenhaus entlassen werden. Wenige Tage später 
wurde ein lesbisches Paar in Hellersdorf geschlagen, getreten und mit Farbe besprüht; der Staatsschutz übernahm die Ermittlun-
gen, da die Polizei homophobe Hassgewalt als Tatmotiv vermutete. (red)

Nach den wiederholten schweren homophoben Übergriffen initiierte MANEO Anfang November eine Mahnwache am U-Bahn-
hof Hallesches Tor in Berlin-Kreuzberg. Über 500 Demonstranten, darunter zahlreiche Jugendliche, folgten dem Aufruf, den unter 
 anderem das bekannte Onlineportal Gayromeo spontan unterstützte.
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Rechtsextremismus – Herausforderung für 
das neue Millennium. Wirklichkeiten eines  
Jugendphänomens. 
von Marc Coester und Uwe Gossner
Tectum 2002
307 Seiten, 25,90 Euro

The laramie Project
von Moises Kaufman
HBO 2002
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Wieso, weshalb, warum – wer nicht fragt ...
Von Dr. Peter Rehberg

Im Rahmen einer bundesweiten Neu-
ordnung des polizeilichen Meldedienstes 
2001/2002 wurde der für die Belange des 
Staatsschutzes relevante Begriff der „poli-
tisch motivierten Gewalt“ mit einem neuen 
Definitionssystem versehen, das der Moti-
vation der Täter größere Beachtung schenkt 
(impuls Nr.1/2008; siehe auch Beitrag ab 
Seite 22). Demnach liegt eine politisch 
motivierte Gewalthandlung unter ande-
rem auch dann vor, wenn die Umstände der 
Tat oder die Einstellung des Täters darauf 
schließen lassen, dass sie sich gegen eine 
Person aufgrund ihrer sexuellen Orientie-
rung richtet. Ein Kriterienkatalog, anhand 
dessen derlei standardisiert erfasst werden 
könnte, existiert bislang aber nicht – was 
die Gefahr birgt, dass das Erkennen einer 
solchen Tat der individuellen Sensibilität 
des jeweiligen Beamten vor Ort überlassen 
und homophobe Hassgewalt nicht regist-
riert wird.

„Bist du  schwul?“ Der 33-jährige Mann, der 
im Oktober 2008 in der Berliner U-Bahn saß 
und keinen Grund sah, den selbstverständ-
lichen Umgang mit der eigenen Sexualität 
zu leugnen, wurde von den beiden jungen 
Männern, die die Frage stellten, angegrif-
fen und ist mit mehreren Kiefernbrüchen im 
Krankenhaus gelandet. Damit hat in Ber-
lin zum wiederholten Mal innerhalb weniger 
Monate ein extrem brutales Gewaltverbre-
chen gegen Schwule Schlagzeilen gemacht 
(siehe Seite 28). Im Juli wurde im Volkpark 
Friedrichshain, einem Cruising Gebiet für 

Schwule, ein 41-jähriger Mann vom Rad 
gerissen und zusammengeschlagen. Er 

trug ebenfalls einen Kieferbruch 
und schwere Prellungen davon. 

Das Opfer war übrigens he-
terosexuell.

Handelte es sich bei dem Überfall im Fried-
richshain trotzdem um ein homophobes 
Hassverbrechen? Im ersten Fall scheint die 
Sache klar: Schon durch ihre aufdringli-
che Fragerei outeten sich die U-Bahn-Täter 
als homophob; als der Schwule sich als ein  
solcher zu erkennen gab, schlugen sie zu. Die 
Schläge treffen nicht nur den einzelnen, der 
sie erleiden und mit gesundheitlichen Fol-
gen rechnen muss, sondern immer auch die 
ganze Gruppe. So funktioniert Gewalt gegen 
Minderheiten. 

In dem Friedrichshainer Fall verkompliziert 
die Heterosexualität des Opfers die Sach-
lage: Kann man ausgehend von dem Schau-
platz, einem bekannten Cruisinggebiet, 
und dem Zeitpunkt – nachts um 03:30 Uhr 
– zu dem Schluss kommen, dass es sich um 
ein homophobes Hassverbrechen handelte, 
auch wenn ein Heterosexueller Opfer der 
Gewaltattacke wurde? Hat es einfach „den 
Falschen“ erwischt, der zur falschen Zeit 
am falschen Ort war? Zeugenaussagen be-
stätigten später, dass die Angreifer-Gruppe 
mehrfach „Schwule Säue“ gegröhlt hatte.

Definition homophober Hassgewalt

Mit diesen beiden Vorfällen aus der jüngs-
ten Vergangenheit geht es um die Frage, wie 
ein schwulenfeindliches Verbrechen defi-
niert werden sollte. Steht die sexuelle Ori-
entierung der Opfer – oder aber das Motiv 
der Täter im Mittelpunkt? Diese Frage er-
gibt sich nicht zuletzt, weil nicht immer bei-
des zusammentrifft, wie der Fall aus dem 
Volkspark Friedrichshain zeigt. Demnach 
hieße das, auch homophob motivierte Hass-
gewalt kann nicht nur Lesben und Schwule 
treffen, sondern auch jene, die sich vielleicht 
„am falschen“ Ort aufhielten (oder „falsch“ 

angezogen wären oder aufträten). Was um-
gekehrt auch bedeutete: Wenn Schwule  
angegriffen werden, handelte es sich nicht 
unbedingt immer um einen homophobe Akt.

Das größte Problem ist aber immer noch, 
dass homophobe Hassgewalt oft überhaupt 
nicht als solche erkannt und damit auch 
nicht registriert wird. Wenn wir uns ent-
scheiden, von einer homophoben Tat in dem 
Fall zu sprechen, wenn die Absichten der 
Täter homophob waren, stellt sich grund-
sätzlich die Frage, wie wir von dieser Moti-
vation wissen können. Wenn eine homophob 
motivierte Tat, die ihr Opfer verfehlt oder 
verwechselt auch eine homophobe Tat ist, 
müssen, um diese überhaupt als eine solche 
zu erkennen, Kriterien entwickelt werden, 
nach denen beurteilt werden kann, wen die 
Gewalt treffen sollte. Das ist nicht immer 
sofort ersichtlich. Also nur wenn entschei-
dende Informationen über die Motivation 
der Täter vorliegen, können eine schwulen-
feindliche Handlung identifiziert und sinn-
volle Strategien zur Bekämpfung entwickelt 
werden. Schwule Initiativen wie MANEO 
fordern deswegen bereits seit 1992, dass 
man zur effektiven Verbrechensbekämpfung 
einen Kriterienkatalog braucht, der homo-
phobe Hassgewalt erfassen kann.

Wo bleibt der Kriterienkatalog?

Obwohl im Rahmen einer bundesweiten 
Neuregelung des polizeilichen Meldediens-
tes 2001/2002 im Zusammenhang mit dem 
Begriff der „politisch motivierten Gewalt“ 
der Tätermotivation mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt werden soll, existiert ein solcher 
Kriterienkatalog bisher nicht (siehe Inter-
view mit der Berliner Polizei, Seite 37), was 
die Gefahr birgt, dass das Erkennen einer >>
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solchen Tat der individuellen Sensibilität des 
jeweiligen Beamten vor Ort überlassen wird, 
und homophobe Hassgewalt nicht registriert 
wird. 

Es gibt in Deutschland eine Tradition unter 
politisch motivierter Gewalt in erster Linie 
rechtsradikale Gewalt zu verstehen, und 
darüber hinaus keine Differenzierung für 
Gewalttaten gegenüber sexuellen, ethni-
schen oder religiösen Minderheiten mehr zu 
betreiben (Vgl. hierzu Marc Coester: „Das 
Konzept der hate crimes aus den USA unter 
besonderer Berücksichtigung des Rechts-
extremismus in Deutschland“; Interview 
auf Seite 26.). Ein umfassenderes Konzept 
von Hassgewalt, das diese Fragen integriert, 
hätte den Vorteil, Verbrechen, die mit dem 
Schlagwort „rechte Gewalt“ noch gar nicht 
in den Blick gekommen sind, zu erfassen, 
und die Straftaten, die bisher als „rech-
te Gewalt“ verzeichnet worden sind, weiter 
auszudifferenzieren.

Was an der Neuregelung von 2001/2002, 
die bisher wenig Wirkung zeigte, darüber 
hinaus einen neuen Handlungsspielraum 
eröffnet: Insofern Hassgewalt als „poli-
tisch motiviert“ verstanden wird, fällt sie 
nicht nur in den Aufgabenbereich der Po-
lizei, sondern des Staatsschutzes. Das hat 
auch der Berliner Innensenator Dr. Erhart 
Körting (SPD) bestätigt. Demnach wäre 
es Aufgabe des BKA, die von den Ländern 
erfassten Informationen zu homophober 
Hassgewalt auszuwerten, um daraus auf 
nationaler Ebene Strategien der Verbre-
chensbekämpfung entwickeln zu können.

Seit 2001 werden Informationen über 
politisch motivierte Gewalt von den 
Länderpolizeien auch tatsächlich an das 
BKA weitergegeben. Allerdings ist die Frage, 
was denn da weitergegeben wird, wenn ein 
Katalog zur Erfassung homophober Gewalt 
noch gar nicht existiert. MANEO lägen 
Informationen vor, berichtet Projektleiter 
Bastian Finke, wonach das BKA auch „Gewalt 
gegen Pädophile“ pauschal der Kategorie 
„Gewalt gegen die sexuelle Orientierung“ 
zuordnen würden – sachlich unhaltbar, 
gilt doch Pädophilie nicht als sexuelle 
Orientierung, sondern als psychische 
Störung beziehungsweise Devianz. Das 
Fehlen einheitlicher Kriterien für die 
Bewertung homophober Gewalt führt dazu, 
dass die durch das BKA vorgenommene 
Addition der von den Landeskriminalämtern 
gemeldeten Fallzahlen keinerlei statistische 
Aussagekraft besitzt. Laut Auskunft der 
Pressestelle des BKA findet eine gesonderte 
Erfassung homophober Hassgewalt auf 

Bundesebene bisher sowieso nicht statt, 
sondern ist der Hasskriminalität insgesamt 
untergeordnet. Mit der Konsequenz, dass 
das Ausmaß der Hassgewalt speziell gegen 
Schwule in Deutschland nicht bekannt ist. 

Allein in Berlin gab es 2006 27 Straftaten, 
wie nach einer Kleinen Anfrage der Linken 
im Abgeordnetenhaus Anfang 2008 bekannt 
wurde, wobei die Dunkelziffer laut MANEO 
bei 90 Prozent liegt. Solche Detailfragen 
scheinen das BKA bisher nicht besonders zu 
interessieren.

Trotz der Gesetzesänderung von 2001/2002 
liegt auf Bundesebene also bisher keine 
statistische Erfassung der Gewalttaten vor, 
womit auch eine weitergehende inhaltli-
che Auseinandersetzung mit homophober 
Hassgewalt auf nationaler Ebene, wie es 
in anderen Ländern geschieht, nicht statt-
finden kann. Man muss sich auf Umfragen 
schwuler Initiativen, wie der von MANEO 
stützen, obwohl es in den Aufgabenbereich 
des Staatsschutzes gehört, diese Informati-
onen zu liefern.

Beispiel USA

In dieser Haltung der Behörden ist nicht 
nur ein verwaltungstechnisches Versäum-
nis zu sehen, sondern auch ein Mangel an 
politischer Kultur. In der US-amerika-
nischen Gesellschaft, die sich traditionell 
als Einwanderungskultur versteht, ist zum 
Beispiel ein ganz anderes Minderheiten-
bewusstsein verankert, das nicht nur für 
die Belange ethnischer Gruppen, sondern 
auch auf für die sexueller Minderheiten ge-
schärft ist. Seit dem „Hate Crime Statis-
tics Act“ von 1991 ist es in den USA Pflicht, 
Informationen über die Motivation der  
Gewalt gegen Minderheiten zu sammeln. 
Zum Teil der Polizisten-Ausbildung gehört 
es dort, ein Instrumentarium in den Hän-
den zu haben, damit die Beamten vor Ort in 
der Lage sind, homophobe Hassgewalt auch 
als solche richtig einzuschätzen. 

Dabei geht es zum Beispiel darum, folgen-
de Fragen zu stellen: Ist die Motivation des 
Angreifers bekannt? Glaubt das Opfer, die 
Tätermotivation erkannt zu haben? Gab es 
verletzende Symbole, Wörter oder Hand-
lungen, die die Gruppe der Aggressoren 
vertreten? Ist die Tat an einem Tag gesche-
hen, der entweder für die Gruppe der An-
greifer oder der Opfer von Bedeutung ist? 
In welchem Milieu hat sich der Vorfall er-
eignet, welche Bevölkerungsstruktur gibt 
es hier? Diese Fragen zielen darauf ab, ei-
nen Kontext, für die Tat zu schaffen. Nach 

der Beantwortung wird dann in einem zwei-
ten Schritt von einem anderen Mitarbeiter 
entschieden, ob es sich bei dem Vorfall zum 
Beispiel um homophobe Hassgewalt gehan-
delt hat.

Auf der Grundlage dieses FBI-Katalogs 
hat MANEO, das schwule Überfalltelefon 
in Berlin, schon Anfang der 1990er einen 
solchen Katalog für Deutschland entwor-
fen und beständig weiter entwickelt, (siehe 
Seite 36), der im Prinzip einer Übertragung 
der amerikanischen Fragen ins Deut-
sche entspricht. Auf der dritten MANEO-
Werkstatt im Mai 2008 ist dieser Katalog 
auch mit Vertretern der Polizei zur Diskus-
sion gestellt worden.

Hass spricht

Wie sehr die amerikanische Gesellschaft im 
Unterschied zur deutschen für das Phäno-
men Hassgewalt sensibilisiert ist, zeigt sich 
nicht nur in der Praxis der Verbrechenser-
fassung und -bekämpfung, sondern auch an 
der theoretischen Auseinandersetzung mit 
dem Thema. Die in Berkeley unterrichten-
de Philosophin Judith Butler hat sich nach 
der Performativität von Geschlecht („Das 
Unbehagen der Geschlechter“, Frankfurt 
Suhrkamp 1990) auch mit der Performati-
vität von Gewalt beschäftigt („Hass spricht. 
Zur Politik des Performativen“, Frankfurt 
2006, Suhrkamp). 

Mit Hilfe der linguistischen Sprechakt-
theorie argumentiert sie, dass nicht nur 
körperliche Akte, sondern auch sprachliche 
Handlungen als Gewalt verstanden werden 
müssen, dass Worte nicht nur metaphorisch, 
sondern auf konkrete Weise verwunden 
können: „Wenn die Sprache den Körper er-
halten kann, so kann sie ihn zugleich in sei-
ner Existenz bedrohen“ (Butler 2006, 16) 
Verletzend wäre demnach nicht erst das 

„Schwulenklatschen“ im Park oder in der  
U-Bahn, sondern schon die Beschimpfung 
als „schwule Sau“ auf dem Schulhof – die 
sich auch insofern in einer Kontinuitäts-
beziehung zu körperlicher Gewalt befindet, 
wie sie ein Klima schafft, welches diese vor-
bereitet. 

Auch Butler plädiert auf theoretischer Ebene 
dafür, für das Verständnis von Hassgewalt 
den Kontext mit zu untersuchen. „Um die 
Frage zu entscheiden, was eine Drohung ist 
oder was ein verwundendes Wort, reicht es 
nicht, die Wörter einfach zu prüfen. Des-
halb scheint eine Untersuchung der institu-
tionellen Bedingungen erforderlich, um zu 
bestimmen, mit welcher Wahrscheinlichkeit 
bestimmte Wörter unter bestimmten Um-
ständen verwunden können.“ (Butler 2006, 
27) Es geht für Butler also um eine Analyse 
politischer Macht: An welcher Stelle, wird im  
gesellschaftlichen Feld eine Handlung legi-
timiert oder bekämpft?

Im deutschen Kontext wurde die Debatte 
über den Sprachgebrauch gegenüber Min-
derheiten allzu leichtfertig als übertrieben 
politische Korrektheit diskreditiert, der 
es angeblich um nichts anderes ginge als  
moralisch motivierte Zensur – eine schein-
heilige Sprachpolitik, die nichts am Wesen 
der Dinge ändern könne und naiv als „Frei-
heitsbeschränkung“ verstanden wurde. Eine 
solche Einschätzung hat allerdings die Idee 
des Perfomativen gründlich missverstan-
den, wonach Realitäten durch Sprachpraxen 
erst produziert werden. Wenn Hassgewalt 
auf sprachlicher Ebene stärker sanktioniert 
werden würde, gäbe es auch weniger physi-
sche schwulenfeindliche Gewalt.

Im fehlenden Verständnis für das Funkti-
onieren von sprachlicher Hassgewalt (laut 
MANEO-Studie 2006/2007 gehen 75,7 
Prozent der genannten Vorfälle von Ge-

maneo-anzeige.indd   1 06.04.2008   17:23:22 Uhr

walt gegen Schwule auf Beleidigungen oder 
Bedrohungen zurück) in der deutschen  
Gesellschaft spiegelt sich insofern die man-
gelnden Dringlichkeit wider, mit der deut-
sche Behörden das Projekt der Umset-
zung eines Kriterienkatalog zur Erfassung 
homo phober Hassgewalt vorantreiben.  

Über den Autor: 
Dr. Peter Rehberg ist Chefredakteur des schwu-
len Monatsmagazins MÄNNER. Er hat einen 
Erzählband und einen Roman („Fag Love“) 
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Vor dem Hintergrund, ob es sich bei einer 
Gewalttat um eine vorurteilsmotivierte, ge-
gen Schwule gerichtete Gewalttat handelt, 
wird die Gewalttat von MANEO nach ver-
schiedenen Kriterien untersucht. Danach 
handelt es sich um einen Straftatbestand 
gegen eine Person oder Sache, die von einer 
Person beziehungsweise von Personen aus-
geübt wird, welche von Vorurteilen bezüg-
lich eines bestimmten Merkmals des Opfers 
geleitet ist. Im Vordergrund steht das Motiv 
des/der Täter/s.

Um eine bessere Einschätzung vorneh-
men zu können, arbeitet MANEO mit einem 
Punktesystem. Drei Punkte bedeuten ei-
nen sehr deutlichen Hinweis auf eine vorur-
teilsmotivierte schwulenfeindliche Gewalt-
tat. Mit der Formulierung „Hinweis“ betont 
MANEO, dass entsprechend bewertete Ta-
ten anschließend genauer auf die tatsäch-
liche Motivation des/der Täter/s überprüft 
werden müssen.

Ziel einer solchen Bewertung ist in erster 
Linie, angemessene Maßnahmen gegenüber 
Tätern zu prüfen, die mit Aufklärung und 
nachhaltiger Prävention einhergehen müs-
sen. Dass entsprechende Maßnahmen ein-
geleitet wurden, muss als Signal in die Ge-
sellschaft und gegenüber der Opfergruppe 
deutlich gemacht werden. Für die Gesell-
schaft und die demokratische Ordnung 
stellen vorurteilsmotivierte Verbrechen eine 
Gefahr dar, weil die Gewalttaten dazu füh-
ren können, die Lebensqualität einer ganzen 
Gruppe einzuschränken, beziehungsweise 
ein Gefühl von Bedrohtheit aufzubauen be-
ziehungsweise zu verstärken.

Ausgehend von einer Gewaltstraftat, die 
stattgefunden hat, wird die Gewalttat von 
MANEO nach sechs Merkmal-Gruppen 
untersucht. Diese orientieren sich an der 
Zeugenschaft, dem Täter(-verhalten), der 
Tatbegehung, dem Tatort, dem Opfer(-ver-
halten) und dem (Tat-)Zeitpunkt (siehe 
Kasten). (red)  

MANEO-Kriterien 
zur Identifizierung homophober Gewalttaten

1.   Zeugen-Merkmal
   Unmittelbar durch die Gewalt-

tat betroffene Menschen sehen 
in der Gewalttat eine vorurteils-
motivierte, gegen Schwule ge-
richtete Gewalttat.

2.   Täter-Merkmal A
  Vor, während oder nach der Tat 

äußert sich der/die Täter in einer 
Sprache oder in Schrift oder trägt 
beziehungsweise zeigt Symbole, 
die gegen Homosexuelle gerich-
tete Vorurteile anzeigen.

3.   Täter-Merkmal B
  Um die bekannt gewordene Ge-

walttat sammeln sich Hinwei-
se darauf, dass die Gewalttat von 
Tätern begangen wurde, die sich 
bereits zuvor an Diskriminie-
rungen und Gewalttaten gegen 
ethnische, religiöse oder sexuel-
le Minderheiten beteiligt haben.

4.   Tatbegehungs-Merkmal
  Es gibt Hinweise darauf, dass die 

Gewalttat mit einer ungewöhn-
lichen Brutalität seitens des/der 
Täter/s begangen wurde.

5.   Tatort-Merkmal A
  Die Gewalttat findet an Orten 

statt, an denen sich in der Ver-
gangenheit wiederholt Gewalt-
taten zum Nachteil homosexuel-
ler Männer ereignet haben.

6.   Tatort-Merkmal B
  Die Gewalttat findet unmittelbar in 

einer Gegend statt, in der sich schwu-
le Lokalitäten, Veranstaltungsorte, 
Treffpunkte befinden oder in der der 
männlichen Prostitution nachgegan-
gen wird.

7.   Opfer-Merkmal A
  Die Gewalttat richtet sich gegen 

Männer, die sich als homosexuelle 
Männer zu erkennen geben oder die 
sich durch Kleidung und Verhalten 
sichtbar gemacht haben beziehungs-
weise erkennbar sind, oder die von 
den Tätern für schwul beziehungs-
weise homosexuell gehalten werden.

8.   Opfer-Merkmal B
  Die Gewalttat richtet sich gegen Per-

sonen, die sich öffentlich für Belan-
ge von Homosexuellen, Bisexuellen, 
Transgender oder Menschen mit HIV 
und Aids engagieren oder eintre-
ten. Hierzu zählen auch prominente 
schwule Personen.

9.   Zeit-Merkmal
  Die Gewalttat findet zu einer Zeit 

statt, an dem ein homosexuelles Fest 
stattfindet.

Interview: Dr. Peter Rehberg

Die Berliner Polizei lässt sich nicht gern in 
die Karten schauen: Der Bitte um ein per-
sönliches Gespräch erteilte die Behörde 
eine Absage; nur schriftlich wollte man dazu 
Stellung nehmen, wie es seitens der Polizei 
um die Erfassung homophober Hassgewalt 
bestellt ist. Die von der leiterin der Pres-
sestelle der Berliner Polizei und stellvertre-
tenden Pressesprecherin, Polizeirätin Hei-
ke Nagora, übermittelten Antworten lassen 
Fragen offen – und zeigen: Die Mühlen der 
Behörden mahlen offenbar langsamer als es 
die lage erfordern würde.

Im Rahmen einer bundesweiten Neuord-
nung des polizeilichen Meldedienstes wurde 
2001/2002 der Begriff der „politisch moti-
vierten Gewalt“ neu definiert. Inwiefern geht 
es dabei auch um homophobe Hassgewalt?
Die bundeseinheitliche Definition der po-
litisch motivierten Kriminalität deckt auch 
das Themenfeld der sogenannten Hasskri-
minalität ab. Darunter werden politisch 
motivierte Straftaten verstanden, wenn nach 
Würdigung der Umstände der Tat und/oder 
der Einstellung des Täters Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass sie gegen eine Person 
wegen ihrer sexuellen Orientierung gerich-
tet sind und die Tat damit im Kausalzusam-
menhang steht.

Auf welche Weise plant die Polizei homo-
phobe Hassgewalt auch konkret zu erfas-
sen, also die Neuregelung von 2002 in die 
Tat umzusetzen?
In Berlin erfasst der Polizeiliche Staats-
schutz seit 2001 alle Straftaten, bei denen 
die sexuelle Orientierung des Geschädigten 
tatauslösend war. 

Um Hassgewalt zu verstehen, ist die Mo-
tivation der Täter entscheidend. Welche 
Strategien gibt es, um diese in den Blick zu 
bekommen? 
Neben der Befragung oder Vernehmung von 
Opfern und Zeugen ist die Feststellung der 
Tätermotivation Gegenstand jedes Ermitt-
lungsverfahrens, nicht nur in Fällen der 
Hasskriminalität.

Existiert schon ein Fragenkatalog, wie in 
den USA üblich, um homophobe Hassgewalt 
als eine solche zu erkennen? 
Die Berliner Polizei prüft derzeit, ob ein ent-
sprechender Fragenkatalog im Hinblick auf 

„Prozesse brauchen ihre Zeit“

homosexuellenfeindliche Straftaten zweck-
dienlich sein könnte. 

Was sind die Hürden eines solchen Projektes? 
Die im Föderalismus erforderlichen Abstim-
mungs- und Zielfindungsprozesse des Bun-
des und der Länder brauchen ihre Zeit

Wie sieht die Perspektive dieses Projektes 
zurzeit aus? 
Das Projekt befindet sich in der Bearbei-
tung. Wann ein Ergebnis vorliegt, ist noch 
nicht absehbar. 

Sollte eine solche Erfassung über einen spe-
zifischen Kriterienkatalog umgesetzt wer-
den – welches Gremium wertet die Erfas-
sung aus? 
Dies ist Gegenstand der derzeitigen Überle-
gungen.

Wie sieht an dieser Stelle die Zusammen-
arbeit mit dem Bundeskriminalamt (BKA), 
das bundesweit für die Erfassung zuständig 
ist, aus? 
Das Bundeskriminalamt wird in die Prü-
fungen einbezogen. 

Gibt es bereits spezielle Schulungen für 
Beamte, um homophobe Hassgewalt zu 
verstehen? 
Straftaten gegen Lesben und Schwule sind 
Gegenstand der Aus- und Fortbildungs-
maßnahmen, die durch die Ansprechpart-
nerin und den Ansprechpartner für gleich-
geschlechtliche Lebensweisen durchgeführt 
werden. Dabei wird auch Hassgewalt aus 
lesben- oder schwulenfeindlichen Motiven 
behandelt. 

Wie schätzten Sie die gegenwärtige Si-
tuation ein? Werden die Delikte erkannt 
und verstanden? Auf welcher Ebene gibt es 
Handlungsbedarf? 
Vorurteilskriminalität gegen Lesben und 
Schwule wird von der Berliner Polizei sehr 
ernst genommen. Neben den Ansprechpart-
nern für gleichgeschlechtliche Lebensweisen 
sind Ermittlungsdienststellen, Präventions- 
und Opferschutzbeauftragte sowie der poli-
zeiliche Staatsschutz mit der Thematik be-
fasst. Dabei sind wir, wie auch in anderen 
Kriminalitätsfeldern, auf allen Ebenen stets 
auf der Suche nach Weiterentwicklungs-
möglichkeiten.   

Dossier: Bewertung & ErfassungDossier: Bewertung & Erfassung
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Quelle: Finke, Bastian (2002): SÜB-Bericht 2001. Schwules Überfalltelefon Berlin (SÜB) - 216 33 36 - Hilfe 
für schwule Opfer und Zeugen von Gewalt und Diskriminierung. Dokumentation antischwuler Gewalt, 
Berlin. [http://www.maneo.de/pdf/Maneo-Report2001.pdf; Zugriff am 01.12.2008] Die aktualisierte 
Fassung der „MANEO-Kriterien“ steht auf der Startseite von www.maneo-fallmeldungen.de.



Von Sirko Salka

Wer als Kind autoritär mit Strenge und 
Schlägen erzogen wird, läuft Gefahr, dass 
er Konflikte eines Tages auch mit der Faust 
löst statt mit dem Hirn. Wann und wie muss 
die Gesellschaft einschreiten, um Kar-
rieren künftiger Intensivtäter frühzei-
tig zu verhindern? Und welchen Zusam-
menhang gibt es zwischen häuslicher und 
homofeindlicher Gewalt?

Mehrere schwere Übergriffe auf Homosexu-
elle in Berlin sorgten jüngst für Schlagzeilen 
und verdeutlichten einmal mehr: Homopho-
be Hassgewalt ist beleibe kein Dunkle-Sei-
tenstraßen-Phänomen, ereigneten sich doch 
die Taten mehrheitlich in aller Öffentlich-
keit (siehe Seite 28). Von einer Eindämmung 
der Gewalt ist nichts zu spüren, im Gegen-
teil: Homophobe Hassgewalt bewegt sich 
auf konstant hohem Niveau. Allein im letz-
ten Jahr hat MANEO 300 neue Fälle, davon 
rund 10 Prozent Körperverletzungen, regis-
triert, wobei die Dunkelziffer wahrschein-
lich deutlich höher liegt (siehe Ergebnisse 
der MANEO-Studie 2007/2008, Seite 15).

Nicht nur die Zahl der Überfälle ist alar-
mierend, auch die übertriebene Härte und 
Reizbarkeit der zumeist jugendlichen Täter. 
Bereits ein falsches Wort, eine Geste wie ein 
zärtlicher Männerkuss, vielleicht auch nur 
der Arm auf der Schulter des Freundes, kön-
nen ausreichen – und die kleinkriminellen 
Kiezgangster explodieren. Sie sind tickende 
Zeitbomben in den Straßen von Berlin. Die 
Journalistin Güner Yasemin Balci schreibt 
in ihrem Buch „Arabboy“ (siehe Seite 45): 
„Es gehörte nicht viel dazu, einen der Jun-
gen schnell aus der Fassung zu bringen und 
ihn zum Täter werden zu lassen. So kannten 
sie es von ihren Vätern und Brüdern und so 
lebten sie es auf der Straße.“ Gelernte Ge-

walt produziert Gegengewalt: Sind die Wur-
zeln von homofeindlichem Hass demnach in 
den Elternhäusern zu suchen?

Strukturelle Hürden und patriarchale 
Dominanz

In Deutschland wächst jeder dritte Jugend-
liche mit Migrationshintergrund und fast 
jeder fünfte deutsche Jugendliche mit in-
nerfamiliärer Gewalt auf, wie aus einer Ver-
öffentlichung der Landeskommission Berlin 
gegen Gewalt (2007) hervorgeht. „Häusliche 
Gewalt wird begünstigt, wenn soziale Un-
terstützung fehlt – und auch soziale Kont-
rolle“, erklärt Haci-Halil Uslucan, Psycho-
loge an der Helmut-Schmidt-Universität 
Hamburg. Insofern kann die soziale Iso-
lation vieler Berliner Migrantenfamilien, 
das Leben in der Parallelgesellschaft, einen 
nachteiligen Einfluss auf die Entwicklung 
ihrer Kinder haben. Ebenfalls ungünstig 
wirken sich Faktoren wie Armut, Arbeits-
losigkeit und geringe Bildung aus. Hinzu 
kommt, dass „in vielen türkischen und ara-
bischen Familien nach wie vor das patriar-
chale Erziehungsmodell dominiert“, sagt 
Bali Saygili, Projektleiter von Miles (Zent-
rum für Migranten, Lesben und Schwule). 
Als Junge werde man vom Vater zum Mann 
erzogen – notfalls auch mit Prügel. „Ur-
männliche“ Werte wie Stärke, Macht und 
Ehrgefühl werden so vermittelt und ideali-
siert. Dabei steckt die tradierte Männlich-
keit in dieser Gesellschaft längst kräftig in 
der Krise, und niemand deckt das gnadenlo-
ser auf als der emanzipierte schwule Mann. 
Queere Männlichkeit konterkariert und be-
legt, wie fragil das Konstrukt des Macho-
mannes eigentlich ist. Und genau das macht 
Homosexuelle auch so angreifbar. „Wenn 
Jugendliche Schwule verprügeln“, erklärt 
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Gürkan Buyurucu von Gladt e.V. (Gays und 
Lesben aus der Türkei), „dann beweisen sie 
sich dadurch dreierlei: Ich habe Macht, ich 
bin stark, ich bin ein Mann.“ Bali Saygi-
li formuliert es etwas drastischer: „Lesben 
und Schwule werden zu Opfern von Hassge-
walt, weil sie nach wie vor von Teilen der Ge-
sellschaft abgelehnt werden und eine Min-
derheit darstellen. Wenn man so will: Sie 
sind eine leichte Beute.“
 
Sozialkompetenz: mangelhaft

Heranwachsenden Jugendlichen beschert 
eine autoritäre Erziehung mit Gewalt gleich 
mehrere Nachteile: Zum einen werden die 
kognitiven Leistungen beeinträchtigt. „Wer 
permanent unter Angst steht, lernt schlech-
ter“, sagt Haci Halil Uslucan. Auf der emoti-
onalen Ebene sinkt der Selbstwert: „Kinder 
erleben sich als nicht genug liebenswür-
dig, warum sonst würden Eltern sie schla-
gen?“. Und vor allem hat sie eine negative 
Auswirkung auf die soziale Entwicklung, 
Gewalt wird nicht nur als legitimes Mittel 
zur Konfliktlösung verinnerlicht, sondern 
oftmals als einziges. „Wer Gewalt erfährt, 
nimmt andere Menschen leichter als feind-
selig wahr – auch in neutralen Situationen“, 
so Uslucan. Die Vorstellung von zwischen-
menschlichen Interaktionen ist per se mit 
Gewalt verbunden. „Wenn du nie gelernt 
hast, jemanden mit Argumenten verbal zu 
schlagen, dann nimmst du eben die Fäuste“, 
sagt Bali Saygili.

Diese Beobachtung teilt auch Fadi Saad, 
der in seinem Buch „Der große Bruder von 
Neukölln“ (siehe Seite 45), den eigenen Le-
benswandel vom gewalttätigen „Mega-
Checker“ zum erfolgreichen Streetworker 
erzählt. „Ich hatte viele Hürden zu über-
winden“, schreibt er, „vor allem musste ich 
lernen, Konflikte anders als gewohnt zu lö-
sen. Bislang hatte ich sie immer mit Gewalt 
gelöst oder ich gab Anderen die Schuld“. 
Diese Unfähigkeit zu vernünftigen Ausei-
nandersetzungen ist Bali Saygili von Mi-
les schon bei etlichen Jugendlichen auf-
gefallen. „Die sind überhaupt nicht in der 
Lage zu diskutieren“, sagt er. Bei den soge-
nannten Frühstartern – das sind Gewalttä-
tern, die schon im Vor- bzw. Grundschulal-
ter verhaltensauffällig werden und oftmals 

selbst häusliche Gewalt erfahren haben –, 
sind „entscheidende soziale Komponenten 
verkümmert“, erklärt Uslucan. „In ihnen 
sind Aushandlungsprozesse weit weniger 
entwickelt: Wie schließe ich Freundschaf-
ten, wie kann ich jemandem einen Gefallen 
tun? Die Perspektivenübernahme ist deut-
lich schwächer ausgeprägt, das Sich-in-
den-Anderen-Hineindenken.“ Das erklärt 
auch die Skrupellosigkeit, mit der einige 
dieser Intensivtäter auf ihre Opfer losge-
hen. Brutalität verleiht ihnen „vielleicht ein 
momentanes Gefühl von Stärke, Macht, der 
eigenen Körperlichkeit, d.h. einem rausch-
haften Erleben des Körpers“, erklärt Haci 
Halil Uslucan. „Möglicherweise versuchen 
sie über Gewalt eine Form von Dominanz 
aufzubauen, auch um eigene Schwächen zu 
kompensieren. Wenn eigene frühe Gewal-
terfahrungen vorliegen, kann dieses Trau-
ma dabei in einer aktiven Rolle verarbeitet 
werden.“

Intervention im Interesse des Kindeswohls

Umso wichtiger ist es, frühzeitig zu inter-
venieren, schon bei ersten Verhaltensauf-
fälligkeiten. So kann eine frühe Verhal-
tenstherapie die Karriere eines künftigen 
Intensivtäters im Keim ersticken, sie er-
fordert aber das Mitwirken des Heran-
wachsenden und die Zustimmung der El-
tern. Neben therapeutischen Aspekten geht 
es vor allem um die Stärkung der elterlichen 
Erziehungskompetenz und um Aufklärung 
über die langfristigen Folgen von häusli-
cher Gewalt. „Wenn Sie diese Eltern fragen: 
‚Was wünschen Sie sich für ihr Kind?‘, dann 
kommen Antworten wie ‚guter Schulab-
schluss‘ oder akademische Berufe wie Arzt 
und Anwalt. Aber wenn Kinder mit Gewalt 
und Ängsten aufwachsen, bleiben sie hinter 
ihren intellektuellen Möglichkeiten zurück! 
Das kann kein guter Vater wollen.“ Wich-
tig sei es, alternative Formen der Erziehung 
aufzuzeigen. Die Freiwilligkeit gilt aber als 
große Unbekannte. Erziehung ist Privat-
sache. Staatliche Behörden wie Gesund-
heitsamt, Schule, Jugendamt können Hilfe 
lediglich anbieten, gegebenenfalls notwen-
dige Sanktionen aber ohne richterlichen 
Beschluss nicht verhängen (siehe Interview 
mit der Berliner Jugendrichterin Kirsten 
Heisig, Seite 42).

Die Schwierigkeit besteht vor allem dar-
in, den Kreislauf der Isolation zu durchbre-
chen. Nur wenige Fälle dringen nach außen 
vor, werden überhaupt bekannt, findet doch 
häusliche Gewalt im Kontext der Abschot-
tung und Glorifizierung der Familie gegen-
über der „schlechten“ Umwelt statt: Unter 
dem Deckmantel der – kulturellen – Über-
legenheit, der Unantastbarkeit der Familie, 
werden Züchtigung und Gewalt als legitime 
Mittel auch in der Wahrnehmung der Be-
troffenen, der Kinder, zementiert. Die „Fa-
milienehre“ ist somit keine Folklore, sondern 
ein internalisiertes systemisches Konstrukt 
zur Sicherung des eigenen Machtanspruchs. 
Für staatliche Institutionen in jeder Hin-
sicht eine Herausforderung.

In Berlin mangelt es jedoch nicht nur an 
qualifiziertem, das heißt auch mehrspra-
chigem Personal. Schnelle Hilfspakete oder 
Sanktionen scheitern oft an der eher zähen 
Zusammenarbeit der Behörden. Die ehe-
malige Bezirksbürgermeisterin von Tem-
pelhof-Schöneberg, Dr. Elisabeth Ziemer 
(Bündnis 90/Die Grünen), fordert bei ver-
haltensauffälligen Kindern regelmäßige 
Gesprächsrunden mit Vertretern der Schu-
le, des Gesundheits- oder Jugendamts, mit 
Kinderärzten, Sozialarbeitern und den El-
tern (siehe Interview, Seite 41). In Fällen von 
häuslicher Gewalt müsse sich die ganze Fa-
milie ihrem Verhalten stellen. „Da braucht 
man eine Atmosphäre, die der Familie sig-
nalisiert: Wir wollen euch nicht schikanie-
ren, sondern mit euch zusammen Wege aus 
problematischen Situationen finden.“  

Über den Autor: 
Sirko Salka, geboren 1976 in Dresden, schreibt seit 
zwölf Jahren für Tageszeitungen und Magazine. 
Zuletzt war er Redakteur des schwulen Monats-
magazins MÄNNER, seit Sommer 2008 leitet er 
die Redaktion der Siegessäule, Berlins queerem 
Stadtmagazin.

Interview: Sirko Salka

Dr. Elisabeth Ziemer, ehemalige Bezirks-
bürgermeisterin von Berlin-Schöneberg 
und seit 2002 Stadträtin für Gesundheit, 
Stadtentwicklung und Quartiersmanage-
ment, berief vor einigen Jahren eine Ar-
beitsgruppe ein, die exemplarisch den le-
bensgang eines 15-jährigen Intensivtäters 
analysierte.

impuls: Frau Dr. Ziemer, zu welchem Er-
gebniss kam ihre Arbeitsgruppe?
Dr. Ziemer: Die Arbeitsgruppe war aus Leu-
ten zusammengesetzt, die sich lange kann-
ten und einig in dem Bemühen waren, ein-
mal prinzipiell einen solchen Fall zu klären. 
Wir wollten wissen: Warum werden Ju-
gendliche zu Intensivtätern? Läuft da etwas 
schief in der Zusammenarbeit von Gesund-
heits- und Jugendamt, Schule und Fami-
lie? Können wir etwas besser machen? Also 
haben wir den Lebensgang eines damals 15-
Jährigen exemplarisch aufgerollt, jeder Teil-
nehmer steuerte seine Kenntnisse bei. Da-
bei sind wir tatsächlich auf ein paar Fehler 
im System gestoßen.

Welche denn?
Es gab zunächst Umstände, die es erschwer-
ten, der Familie Hilfe anzubieten. Umzüge 
in andere Bezirke haben z.B. dazu beigetra-
gen, dass Erfahrungen mit der Familie – 
über die Aktennotizen hinaus – nicht wei-
tergegeben wurden. Aber es gab auch immer 
wieder wechselnde Bearbeiter oder Ämter, 
die nichts voneinander wussten. Insofern 
braucht es Jemand – und zwar aus einer In-
stitution – der oder die sich federführend 
um die Organisation der Hilfe für das Kind 
und die Familie kümmert. Wenn die Familie 
umzieht oder dieser Verantwortliche für den 
Prozess wechselt, muss es eine verbindliche 
Übergabe an den nächsten Verantwortli-
chen geben.

Wann war der Junge das erste Mal auffäl-
lig geworden?
Einer Vorschulerzieherin war das Verhal-
ten des Kindes aufgefallen, einerseits ver-
schüchtert, andererseits aggressiv, oft des-
orientiert. Sie war die erste, die neben einer 
möglichen Entwicklungsstörung auf häus-
liche Gewalt tippte. Daraufhin organisier-
te sie die erste gemeinsame Gesprächsrun-
de mit Vertretern des Gesundheits- und des 

„Eine Bilderbuchspirale“

Jugendamtes, Sozialarbeitern und der Fa-
milie, die ganz konkrete Ergebnisse hatte: 
Man wollte das Kind untersuchen lassen und 
dann zusammen über eine geeignete Schule 
entscheiden. Der Vater wehrte dies aber ab.

Wie schwierig ist es, die Eltern mit ins Boot 
zu holen?
Wir haben gesehen, dass das Misstrau-
en oder vielleicht auch der Wunsch, zu ver-
tuschen, sehr groß ist, und – das ist eine 
zweite Folgerung aus unserer Beobachtung 
– man braucht daher unbedingt eine Per-
son des Vertrauens, die Zugang zu der Fa-
milie hat. In Fällen von häuslicher Gewalt 
muss sich ja die ganze Familie ihrem Verhal-
ten stellen und sich verändern. Da braucht 
man eine Atmosphäre, die der Familie sig-
nalisiert: Wir wollen euch nicht schikanie-
ren, sondern mit euch zusammen Wege aus 
problematischen Situationen finden.

Wie entwickelte sich der Fall weiter?
Nach dieser ersten fruchtbaren Fallrunde, 
die dem Kind zumindest schulisch erst ein-
mal weiterhalf, gab es keine weiteren mehr. 
Die Eltern blockierten eine medizinische 
oder therapeutische Hilfe. Diese erste Schu-
le war schnell mit wachsender Aggressivität 
überfordert, das Kind musste sie verlassen. 

Die nächste und die dritte Schule ebenfalls. 
Das Kind wurde immer nur abgeschoben, 
muss sich überflüssig, minderwertig gefühlt 
haben. Oft tauchte es in der Schule mit blau-
en Flecken, Verletzungen auf, verletzte sich 
auch selbst. Der Junge wurde Opfer von Ge-
walt von Jugendlichen, dann selbst immer 
rabiaterer Täter. Eine Bilderbuchspirale.

Ein effektives Zusammenwirken von Behör-
den scheitert auch am Datenschutz. Wäre 
der Datenaustausch in solchen Fällen nicht 
sinnvoll?
Das braucht man gar nicht unbedingt. Was 
man braucht sind Personen, aufmerksa-
me, verantwortungsvolle und fachkundi-
ge Leute, die sagen, hier stimmt etwas im 
Entwicklungsprozess nicht, jetzt holen wir 
alle zusammen, die mit dem Kind in die-
ser Entwicklungsphase zu tun haben. Und 
dann kann der Kinderarzt z.B. eine Unter-
suchung anbieten, wenn die Erzieherin eine 
entsprechende Alltagsbeobachtung erläutert 
hat. Alle verabreden ein gemeinsames Vor-
gehen, bestimmen Jemanden, der den Pro-
zess verantwortlich organisiert und suchen 
einen Anderen, der das Vertrauen der Fami-
lie hat oder gewinnt. Das kann auch jemand 
von außen sein. Insofern geht es gerade nicht 
um anonymen Datenaustausch, sondern um 
persönliche Verantwortung. Was nützt das 
Wissen, wenn es in den Aktenordnern ver-
sackt? Vielleicht hat sogar umgekehrt die 
ganze Datensammelei dazu geführt, dass 
sich die Beteiligten nicht mehr persönlich 
miteinander unterhalten. Man kann dann 
auch viel besser seine partielle Zuständig-
keit pflegen. Das geht aber nicht mehr, wenn 
man einen gemeinsamen Prozess verabredet 
und begleitet.

Frau Dr. Ziemer, wir danken Ihnen für die-
ses Gespräch.  
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Interview: Bastian Finke, Jens Brodzinski

Kirsten Heisig, Jugendrichterin am Amts-
gericht Berlin und zuständig für den Bezirk 
Neukölln, beschreitet neue Wege im Kampf 
gegen die grassierende Jugendkriminalität 
in den Problemkiezen – und schreckt auch 
vor unbequemen Wahrheiten nicht zurück. 

impuls: Frau Heisig, woran erkennen Sie, 
dass häusliche Gewalt und Homophobie in 
Ihrem Bezirk ein Problem darstellen?
Heisig: Mir sagte mal der Vorsitzende des 
Türkischen Bundes Berlin-Brandenburg e.V. 
(TBB) anlässlich einer Diskussionsveran-
staltung: „Sagen Sie nie zu einem türkischen 
Vater, er solle sein Kind erziehen – weil er 
es dann verhaut.“ Prügeln ist, zumindest in 
den konservativen Familien, gewissermaßen 
die Erziehungsmethode erster Wahl – wäh-
rend aufgeklärte Familien sich im Zweifel 
durchaus bei Beratungsstellen Hilfe holen. 
Jedoch in punkto Homophobie habe ich den 
Eindruck, dass Homosexualität, die ja als 
„Sünde“ gilt, auf ganz breiter Basis schlicht 
negiert wird. Wir können also über inner-
familiäre homophobe Gewalt nur mutma-
ßen, wobei die Informationen, die uns aus 
den Communities zugetragen werden, eine 
deutliche Sprache sprechen: Dass Homo-
sexualität, ja bereits der Verdacht, versucht 
wird zu unterdrücken, rauszuprügeln. Die 
familiären Strukturen begünstigen dabei 
die „interne Regelung“ – mit der Folge, dass 
wir kaum konkrete Fälle mit einer Anklage 
zu Gesicht bekommen. Zwangsverheiratung 
ist nicht allein Problem der Frauen, sondern 
auch der Männer! Und nicht nur, wenn die-
se homosexuell sind und in Ehen getrieben 
werden. Gewalt jeglicher Form gilt hier als 
probates Mittel der Erziehung im Sinne der 
Werte- und Glaubensvorstellung.

Mit dieser Prägung bewegen sich die Ju-
gendlichen dann in der Gesellschaft. In 
einem Zeitungsartikel sagten Sie, Gewalt 
dieser Jugendlichen wäre häufig mit Hass-
parolen wie „Scheißdeutscher“ oder „deut-
sche Hure“ verbunden. Das klingt nach vor-
urteilsmotivierter Gewalt …
Gebräuchliche Klassiker sind „Du Opfer!“, 
„Du Schwuchtel!“ oder „Schwule Sau!“ – 
wobei dies gleichsam für deutsche Jugend-
liche gilt. In religiösen Kreisen gründen die 
Ressentiments jedoch auf den Dogmen und 
haben damit eine andere Qualität: Die irri-

„Autorität ins Spiel bringen“

ge Annahme, das es keine schwulen Musli-
me gäbe, weil kein Schweinefleisch gegessen 
wird, existiert! Alles, was nicht Koran-kon-
form ist, gilt in diesem Kulturkreis als un-
rein, als minderwertig. Ich bin oft bei Mig-
rantenverbänden, in Moscheen, und es wird 
dort behauptet, jenes Weltbild vom „bes-
seren Moslem“ würde dort nicht vermit-
telt. Aber irgendwo muss es herkommen! Vor 
zehn Jahren jedenfalls stand das noch nicht 
in meinen Akten: „Scheiß Christ“, „Schwei-
nefleischfresser“, „schwule Sau“, „schwule 
Deutsche“.

Haben Sie einen Verdacht?
Die Kids hängen draußen auf der Straße oder 
daheim vor der Glotze oder dem PC rum: 
Der Status Quo der Angebote für Jugendli-
che ist unterirdisch. In die Lücke, die wir mit 
der Schließung zahlreicher Freizeiteinrich-
tungen hinterlassen haben, stoßen nun bei-
spielsweise Koranschulen vor. Ich bezweifle 
jedoch, dass dort, wie auch über die arabi-
schen TV-Sender, unsere Werte vermittelt 
werden: Wenn ich, um mich zu informieren, 
eine Moschee besuche und ein 10-jähriger 
Junge, der gerade aus dem Koranunterricht 
kommt, zu mir sagt: „Was machst du hier; 
als Christin hast du hier nichts zu suchen!“, 
dann gibt mir das zu denken.

Worauf muss also die Anstrengung zielen?
Darauf, eine Achse mit den Gemäßigten zu 

bilden! Die Machos mögen in der Minder-
heit sein; durch ihre lautstarke Präsenz do-
minieren sie aber die öffentliche Wahrneh-
mung. Die mitteleuropäische Werteordnung 
muss endlich der Gradmesser werden, zu-
mal ja viele integrierte Muslime gar kein In-
teresse daran haben, dass sich extremisti-
sche Tendenzen durchsetzen. Der etablierte 
und integrierte türkische Mittelstand zum 
Beispiel entfernt sich zunehmend aus den 
Problemkiezen.

Was sind die Konsequenzen solcher Segre-
gationsprozesse?
Ghettoisierung! Da bleibt dann der konser-
vativ-religiöse „Bodensatz“ zurück – und 
die Spirale dreht sich weiter. Wenn dann ein 
Homosexueller mit seinem Freund Arm in 
Arm durch „deren“ Kiez geht, wird er, wie 
einem meiner Kollegen geschehen, zusam-
mengeschlagen, zusammengetreten, dann 
heißt es: „Ihr schwulen Schweine habt in 
unserem Viertel nichts zu suchen!“ Die Jungs 
sehen es als ihr Hoheitsgebiet an und ver-
langen von denen, die dort in der Minderheit 
sind – ob Homosexuelle, Frauen oder Nicht-
Migranten –, dass diese die Augen nieder-
schlagen, die Straßenseite wechseln – weil 
sie Araber sind und über ihnen stehen. Der-
lei lese ich durchaus in den Akten! Ich weiß 
aus Schulen, dass die Muslime eigene Toi-
letten bekommen, weil sie die vorhandenen 
nicht mit den „Unreinen“ gemeinsam be-
nutzen wollen, dass sie einen separaten Ein-
gang benutzen …

Wer verlangt das?!
Sie selber! Die kleinen, arabischstämmigen 
Machos. Sie verlangen das, weil sie aufwach-
sen in dem Verständnis: Sie sind Jungs, sie sind 
Moslems, sie sind besser. Und dann kommen 
wir, die deutsche Mehrheitsgesellschaft, mit 
unseren Werten wie Gleichberechtigung und 
Toleranz – reichlich spät, wenn man bedenkt, 
dass sich die Ressentiments längst etabliert 
haben. Wir müssten daher wesentlich frü-
her, nicht erst in der Schule, sondern bereits 
im Kindergarten, ansetzen. Eine Kitapflicht 
würde helfen, neben der notwenigen Sprach-
kompetenz vor allem unser Werteverständ-
nis zu vermitteln. Religionsfreiheit ist kein 
Grundrecht deluxe und Toleranz kein One-
Way-Ticket. Richtschnur ist das Grundge-
setz, und zwar ohne Ausnahme.

Wie könnte interveniert werden, um auch 
kurzfristig Effekte zu erzielen? 
Ich glaube, ketzerisch ausgedrückt, dass 
wir in der jetzigen Generation viele verlo-
ren haben. Wenn ich an meine Intensivtäter 
denke, die die Jugendstrafanstalt zu 80 Pro-
zent bevölkern – da ist im Kopf nichts mehr 
umzudrehen. Für die werden wir, quasi als 
letztes Glied in der Kette, ohnehin erst zu-
ständig, wenn sie 14 Jahre und älter sind. 
Wie gesagt: Eine verbindliche Kitapflicht 
wäre ein Schritt in die richtige Richtung – 
aber es muss eben auch gewährleistet sein, 
dass im Falle einer Verweigerung der Eltern 
Sanktionen folgen können! Sozialroman-
tiker bekommen in diesem Punkt für ge-
wöhnlich die Krise. Nur, der Sinn ist doch 
zur Kenntnis zu nehmen, dass es sich um 
eine Pflicht handelt und nicht nach Gusto 
zu entscheiden ist.

Die Stadt Rotterdam droht beratungsresis-
tenten Familien mit Umsiedlung.
Interessant ist hierbei der Multiplikations-
effekt, wie ich ihn auch bei Schulschwän-
zern erlebe: „Ey, ich muss in die Schule, 
sonst komm’ ich in’ Knast.“ Allein die An-
drohung einer Sanktion hat eine immense 
Signalwirkung auf das gesamte Umfeld. Beim 
Stichwort „Umsiedlung“ jedoch schrillen 
hierzulande sämtliche Alarmglocken, das 
geht mir nicht anders. In Rotterdam ist man 
da etwas rustikaler.

Wie viel staatliche Autorität ist vonnöten, um 
nicht als zahnloser Tiger wahrgenommen zu 
werden?
Diverse türkische und arabische Migran-
tenvereine, bei deren Veranstaltungen ich 
mitgewirkt habe, sagen: Es ist genau der 
richtige Ansatz zu sanktionieren und Au-
torität ins Spiel zu bringen! Wenn der Staat 
nicht autoritär auftritt, wird er nicht ernst 
genommen, zumal nicht von diesem Kul-
turkreis. Als ich mich im Dezember mit 
arabischen Eltern im Rathaus Neukölln  
zusammensetzte, war mein Ansatz zu ver-
deutlichen: Eure Jungs machen uns hier 
riesige Probleme, mit unseren Mitteln ist das 
nicht zu schaffen, wir müssen uns irgendwie 
zusammenschmeißen. Sanktionen sind nur 
ein Mittel, den Lernprozess zu unterstrei-
chen, denn natürlich steht das Sozialarbei-
terische, die Hilfe, im Vordergrund. Dafür 

brauchen wir die Eltern. Die Eltern sind in 
der Pflicht! Und man rennt bei denen auch 
offene Türen ein. Unterm Strich wollen sie 
schließlich ebenso wenig, dass ihre Kinder 
im Gefängnis landen. Den Brückenschlag 
bekommen wir allerdings nur hin, wenn wir 
uns auf die faktische Ebene begeben.

Mit Ihrem Versuch der Verfahrensbe-
schleunigung in Neukölln haben Sie sich 
ebenfalls nicht lange auf der theoretischen 
Ebene aufgehalten …
… sondern bin einfach zum zuständigen 
Polizeiabschnitt gegangen und habe gesagt: 
Wir haben diese und jene Möglichkeit bei 
Gericht, lasst uns zusammenarbeiten und 
schauen, wie das funktioniert.

Mit welchem Resultat?
Im Regelfall vergeht von der Tat über die 
Hauptverhandlung bis zur Vollstreckung 
schnell ein Jahr – im Leben eines Jugendli-
chen eine Ewigkeit; der fragt dann: „Worum 
ging’s noch mal?“ Verkürzet man die Zeit-
spanne auf nur drei Wochen, ist der Bezug 
zur Tat ein völlig anderer und somit der Ler-
neffekt größer: Auf Delikt folgt Sanktion.

Eine Methode, die im Kampf gegen Jugend-
kriminalität Schule machen könnte?
Der Versuch hat gezeigt, dass mit einfachen 
Mitteln im Rahmen des Handlungsspiel-
raumes durchaus einiges bewirken wer-
den kann. Das Intensivtäterproblem wer-
den wir indes so nicht lösen können – so wie 
wir überhaupt das Problem Jugendkrimi-
nalität nicht mit der Strafjustiz lösen wer-
den können. Wir stehen am Ende der Kette. 
Natürlich bräuchten wir mehr Haftplätze, 
mehr Angebote für Inhaftierte, mehr Perso-
nal – vor allem aber eine insgesamt besse-
re Kommunikation: Es kann nicht sein, dass 
ich nicht per Mausklick feststellen kann, wo 
einer zur Schule geht! Oder ob die Familie 
dem Jugendamt bekannt ist, ob bereits eine 
Familienhilfe installiert ist. Warum soll ich 
das hier nicht wissen?

Aus Datenschutzgründen?
Nein, ich bekomme das schon raus. Aber es 
ist umständlich, weil ich auf verschiedenen 
Ebenen agieren muss – Familiengericht, Ju-
gendamt, Schule. In Neukölln arbeiten wir 
bereits in einer Steuerungsgruppe daran, 

wie wir die Arbeitsabläufe effizienter orga-
nisieren und bessere Verknüpfungen her-
stellen können.

Bei den beschleunigten Verfahren scheint 
die Verknüpfung zu funktionieren.
Sie stecken aber noch in den Kinderschu-
hen. Während andernorts „kurze Wege“ 
derlei Zusammenarbeit – ein Polizeiab-
schnitt, ein Staatsanwalt, ein Richter, ein 
Jugendamtsmitarbeiter, gemeinsam an ei-
nem Tisch – begünstigen, arbeiten wir hier 
in Berlin zentriert: Alle Strafsachen werden 
am Amtsgericht Tiergarten verhandelt. Ein 
Köpenicker Polizeibeamter müsste also erst 
quer durch die Stadt. Meines Erachtens sind 
die Beamten vor Ort aber ein entscheidendes 
Glied in der Kette; sie kennen „ihre Jungs“. 
Mein Ansatz war ja, gezielt Fälle herauszu-
greifen und zu beschleunigen, bei denen die 
jugendlichen Täter möglicherweise auf eine 
Intensivtäterkarriere zusteuern – um diese 
im Keim zu ersticken. Und wer, wenn nicht 
der zuständige Sachbearbeiter auf dem Po-
lizeiabschnitt, kann so etwas frühzeitig er-
kennen? Aber da hauen mir die Anwälte gern 
die Füße weg: Das könne man doch nicht der 
Polizei überlassen! Dabei gibt es oftmals 
die Möglichkeit, statt Freiheitsstrafen zum 
Beispiel eine Betreuung oder Anti-Gewalt-
Trainings anzuordnen. Prinzipiell wün-
schenswert sind schnelle Verfahren, kombi-
niert mit sinnvollen Maßnahmen.

Wie praktikabel sind institutionsübergrei-
fende Einzelfallbesprechungen generell? 
Wir machen viele Fallkonferenzen in Neu-
kölln, greifen einzelne Fälle heraus, und 
dann sitzen alle Beteiligten an einem Tisch, 
und man kommt im Einzelfall auch zu wirk-
lich guten Ergebnissen. Nur: Inzwischen 
haben wir so viele Fälle, dass wir das um-
fassend gar nicht mehr leisten könnten; dazu 
fehlen die Mittel. Das Problem ist also nur 
in den Griff zu bekommen, wenn sich in den 
Köpfen etwas ändert. Dies ist umso wich-
tiger, als dass wir die Jugendlichen in der 
nächsten Generation dringend brauchen: als 
Sozialarbeit, als Erzieher, als Lehrer – als 
positive Identifikationsfiguren. Sie aufzu-
geben können wir uns nicht leisten.

Frau Heisig, wir danken Ihnen für dieses 
Gespräch.  
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Interview: Sirko Salka

Detlef Mücke, Guido Mayos und Ulf 
Höpfner von der AG Schwule lehrer der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft Berlin (GEW) über die alltägli-
chen Herausforderungen an deutschen 
Schulen.

impuls: Woran merkt ihr, ob ein Kind Pro-
bleme zu Hause hat?
Guido:  Schwierig, als Fachlehrer habe ich 
300 Schülerinnen und Schüler in der Wo-
che im Unterricht, da lernt man sie kaum 
noch kennen. Ich behaupte, dass man Pro-
bleme nur dann bemerkt, wenn es sich in 
den Leistungen oder in auffälligem Verhal-
ten niederschlägt.
Ulf: Wenn mir eine 15-Jährige sagt, dass sie 
in zwei Jahren heiraten wird, habe ich gar 
nicht die Zeit, darüber eine halbe Stunde 
nachzudenken. Dennoch muss man seine 
Augen offen halten.
Detlef: Wir Pädagogen entwickeln ein sen-
sibles Gespür dafür. Natürlich kann ich ei-
nem Schüler, der seine Hausaufgaben nicht 
gemacht hat, eine Sechs geben. Ich kann 
ihn aber auch beiseite nehmen und fragen, 
was los ist. Hierbei spielt die Vertrauens-
würdigkeit als Lehrer eine Rolle.

Wenn ihr so etwas mitbekommt, schaltet 
ihr dann die Eltern ein?
Detlef: Das kann sehr problematisch wer-
den: Ich hatte mal den Vater eines auffäl-
ligen Schülers angerufen, worauf hin der 
Sohn am Abend grün und blau geschlagen 

„Augen offen halten“

akuten Fällen – zum Beispiel bei Verdacht 
auf häusliche Gewalt – kann aber der kurze 
Draht zur Familienfürsorge genutzt werden.
Guido: Es ist davon auszugehen, dass bei 
Gewaltvorfällen, die von SchülerInnen 
ausgehen und die in Konferenzen bespro-
chen werden, immer auch die Hintergründe 
und mögliche Lösungswege, zum Beispiel in 
Form von pädagogischen Maßnahmen, be-
raten werden. Alles andere macht ja wenig 
Sinn. Wie sinnvoll die Maßnahmen hin-
sichtlich der Lösung des Problems sind, ist 
eine andere Frage und kann nur im Einzel-
fall untersucht werden.

Wie schreitet ihr ein, wenn Schüler ge-
walttätig werden?
Detlef: Wenn ich sehe, dass jemand Ge-
walt gegen einen Schüler ausübt, gehe ich 
dazwischen und schütze das Opfer. Es gibt 
Schulen, die Sozialarbeiter beziehungs-
weise Streetworker haben, die bei Streite-
reien schlichten. Weiterhin gibt es an vie-
len Schulen auch Streitschlichter, das sind 
Schüler oder Schülerinnen, die einen Kon-
flikt regeln.
Guido: Und wir haben den schulpsycholo-
gischen Dienst. Allerdings betreut ein Psy-
chologe im Schnitt, glaube ich, 30 Schulen, 
auf jeden Fall mehrere Tausend Schüle-
rinnen und Schüler und mehrere Hundert 
Lehrerinnen und Lehrer.
Detlef: Da kann man fast nicht präventiv ar-
beiten. Umso offener muss man als Lehrer 
sein. „Wenn es Probleme gibt, sagt es mir“ – 

Arabboy
von Güner Yasemin Balci
S. Fischer 2008
288 Seiten, 14,90 Euro

Er war „King of Neukölln“, berüchtigtes Cliquen-Alphatier im Kiez, 
ein Mega-Checker: Am Araberjungen Rashid lässt sich die „Bilder-
buchkarriere“ eines in Deutschland geborenen Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrunds vom Opfer häuslicher Gewalt zum skrupellosen 
Intensivtäter nachvollziehen. Faktoren wie geringe Bildung, soziale 
Isolation und ein kaum ausgeprägter Integrationswille seiner Familie 
begünstigten die kriminelle Entwicklung. In Rashids Umfeld war „al-
les Deutsche verachtenswert“, schreibt die Journalistin Güner Yase-
min Balci, die im Roman „Arabboy“ auch ihre eigene Jugend schildert. 

Jungs wie Rashid wurden autoritär mit Prügel erzogen und mussten mit ansehen, wie ihre 
Geschwister und Mütter von den Vätern mit Schlägen gezüchtigt wurden. Außerdem 
wurden sie Zeugen des Scheiterns von Sozialarbeitern, Lehrern, Polizisten – der ganzen 
behördlichen Palette. Anerkennung und Respekt holten sie sich auf den Straßen Neu-
köllns, wo das Faustrecht regierte. „Wer sich nicht durchsetzt, hat es nicht verdient zu le-
ben, so lautete die schlichte Philosophie“. Rashids kriminelle Karriere endet nach einem 
Knastaufenthalt mit der Abschiebung in die Türkei. Güner Yasemin Balci hat Probleme 
der Parallelgesellschaft punktgenau analysiert, von der Neuköllns Bürgermeister Heinz 
Buschkowsky sagt, dass sich bis heute an den Zuständen nichts geändert habe. Im Ge-
genteil: „Es ist sogar schlimmer geworden“, so Buschkowsky (Quelle: Siegessäule). (sisa)

Der große Bruder von Neukölln
von Fadi Saad
Herder 2008
178 Seiten, 12,95 Euro

„Deurabisch“, nennt Fadi Saad die zwei Kulturen, mit denen er in Ber-
lin groß geworden ist, von denen er aber keine so richtig kennenler-
nen und sich aneignen konnte. In seinem Kiez lebten Deutsche ohne 
Migrationshintergrund, die genauso schlecht deutsch sprachen wie 
er. „Wenn wir von Integration sprechen“, so Saad, „meinen wir dann 
auch diese Jugendliche?“ Fadi Saad ist einer, der trotz seiner Zeit in ei-
ner der gefährlichsten Gangs Berlins – nicht zuletzt aufgrund seiner 
Bildung und des modernen Elternhauses – noch rechtzeitig den Ab-
sprung geschafft hat. Die Wende in seinem Leben als Schläger, Ab-

zocker, Kiezterrorist war ein Aufenthalt im Knast, der sich über ihm wie ein reinigendes 
Gewitter entlud. Heute arbeitet er als Streetworker in Neukölln und vermittelt zwischen 
den auffälligen Jugendlichen und Lehrern, Sozialarbeitern, Polizisten. Außer ihren ge-
walttätigen Aktionen hätten viele Jugendliche nichts, was sie vorzeigen könnten, schreibt 
Saad. Was ihnen fehle, seien echte Vorbilder und eine sinnvolle Unterstützung von den 
Behörden. So fordert Fadi Saad unter anderem mehrsprachige Lehrer beziehungsweise 
Sozialarbeiter an den Schulen. In „Der große Bruder von Neukölln“ schildert er aus der 
Froschperspektive sowohl hausgemachte Probleme innerhalb der Migranten-Commu-
nity als auch vermeintliche Schwachstellen im gesellschaftlichen System. Kluge Argu-
mente für eine nachhaltigere Integrationsarbeit. (sisa)

Jugendkulturen zwischen Islamismus und Islam
Schule ohne Rassismus (Hrsg.), Themenheft 2008

Im Zuge einer Re-Islamisierung suchen immer mehr Jugendliche mit 
Migrationshintergrund Hilfe und Halt im Islam. Deshalb widmet sich 
„Schule ohne Rassismus“ in einem aktuellen Themenheft Jugendkul-
turen wie den Pop-Muslimen oder tief verschleierten Salafis, die sich 
auf den Islam beziehen. Neben Beiträgen über subkulturelle Trends in 
Mode, Lifestyle und Musik klärt die Broschüre auch über solche islami-
schen Organisationen auf, die Gewalt als legitimes Mittel der Durch-
setzung ihrer politischen Interessen betrachten und demokratische 

Grundrechte eher ablehnen. So soll die Publikation laut Sanem Kleff, Projektleiterin von 
Schule ohne Rassismus, vor allem die Arbeit all jener unterstützen, „die nicht tatenlos zu-
sehen wollen, wenn Prediger des Hasses wichtige Freiheitsrechte infrage stellen.“ (sisa)

Themenheft

Jugendkulturen
zwischen
Islam und Islamismus

Themenheft

Lifestyle � Medien � Musik
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Dossier: Familie & Intervention

solche Signale müssen wir aussenden. 
Guido: Wird ein Schüler extrem auffällig, 
gibt es Gespräche mit der Klassenleitung, 
dem Schulleiter, den Eltern. Der Schüler 
kann sogar für eine gewisse Zeit der Schule 
verwiesen werden.

Ist das eine Strafe, wenn man schwän   zen 
darf?
Detlef: Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass viele Schüler nach den Ferien pünkt-
lich vor der Tür stehen – nicht, weil sie den 
Unterricht so mögen, sondern wegen ihrer 
Freunde, die sie dann wieder sehen. Inso-
fern hat der Verweis eine Wirkung. Für die 
Schule ist es wichtig, dieses Signal auszu-
senden, wenn ein Schüler gewalttätig ist.

Warum lösen einige Schüler Konflikte mit 
Gewalt?
Detlef: Ich schildere den Worst Case: Eine 
Familie mit Migrationshintergrund, in der 
die Kinder weder die Muttersprache noch 
richtig Deutsch beherrschen. Wenn ein 
Kind nie gelernt hat, Konflikte verbal zu lö-
sen, bleibt ihm offenbar nichts anderes üb-
rig, als selbst Gewalt anzuwenden. Bei ihm 
zu Hause werden Konflikte wahrscheinlich 
auch nicht verbal geklärt, sondern mit Prü-
gel. Insofern ist der Täter auf dem Schulhof 
oft auch ein Opfer seiner Erziehung. Leh-
rer können da wenig weiterhelfen, nur eine 
Verhaltenstherapie. 

Aber ihr könnt Werte vermitteln!
Ulf: Leider hat man als Lehrer dafür zu we-
nig Zeit, da die meiste Zeit auf den Unter-
richt geht.
Detlef: Wenn ich überlege, was ich für 
Neuköllner Herzchen im Unterricht hat-
te! Am liebsten hätte ich sie mal in den Arm 
genommen und gesagt: „Du hast auch po-
sitive Gefühle“, oder: „Wenn du lächelst, 
siehst du viel schöner aus!“ Solche kleinen 
Sachen kennen viele von zu Hause vermut-
lich nicht. Noch dazu in der Pubertät, wo 
sie sich selbst oft im Wege stehen. Deshalb 
sollten wir Lehrer auch Menschlichkeit 
und Herzlichkeit ausstrahlen. Diese Kin-
der brauchen Hilfe. Lehrer, die ihnen zu-
hören. Wir sind manchmal die einzigen, die 
sich Zeit für sie nehmen.

Wir danken Euch für dieses Gespräch.  
Guido Mayus, Detlef Mücke, und Ulf Höpfner (v.l.n.r.).
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wurde. Das tat mir wahnsinnig leid.
Guido: Zu den Eltern gehen ist also nicht 
immer der richtige Weg. Allenfalls bei 
oberflächlichen Problemen kann ein klei-
ner Warnschuss hilfreich sein. Bei häusli-
cher Gewalt sind die Eltern für uns die fal-
schen Ansprechpartner.
Detlef: In dem Fall sprechen wir von struk-
tureller Gewalt, der das Kind ausgesetzt 
ist.
Ulf: Der formale Weg führt über die Schul-
leitung. Die schaltet das Jugendamt ein.
Guido: Darum geht es: Wir Lehrer können 
nicht intervenieren, aber mit den zustän-
digen Stellen zusammenarbeiten. Und wir 
können in den Schulen über Tabuthemen 
informieren, Vertreter von Frauenhäusern 
in die Schulen holen, Auf klärungsprojek-
te einladen und mit den Schülerinnen und 
Schülern Anlaufstellen aufsuchen, um bei 
ihnen die Schwellenangst im Bedarfsfall 
herabzusetzen.

Sind Gewaltfälle auch in Lehrerkonfe-
renzen insofern Thema, als dass mögliche 
Hintergründe und Lösungswege diskutiert 
werden? 
Detlef: Es kommt immer auf den Einzelfall 
an, ob und wie unter pädagogischen oder 
sogar ordnungs- beziehungsweise straf-
rechtlichen Gesichtspunkten zu reagie-
ren ist. Je nach Schwere des Einzelfalls 
entscheidet die Klassen- beziehungswei-
se Gesamtkonferenz. Hier gilt im Regel-
fall der Verwaltungsweg. Insbesondere in 



Seit dem Start seiner ToleranzKampag-
ne vor nunmehr über zweieinhalb Jahren 
konnte MANEO seine gewaltpräventive 
Öffentlichkeitsarbeit beständig ausbauen 
und nachhaltige Erfolge erzielen. Neben der 
Fortführung mittlerweile etablierter Kam-
pagnenbausteinen, konnten in 2008 auch 
neue Aktionen und Events initiiert werden 
– nicht zuletzt Dank der tatkräftigen Un-
terstützung zahlreicher ehrenamtlicher 
Helfer, Unterstützer und Sponsoren.

Erklärtes Ziel der Kampagne war und ist es, 
das Problem der anhaltenden Diskriminie-
rung, Intoleranz und vorurteilsmotivierten 
Gewalt gegen Schwule stärker in den Fo-
kus der öffentlichen Wahrnehmung zu rü-
cken und die konstruktive Zusammenarbeit 
mit relevanten Akteuren zu befördern, um 
gewaltpräventive Strategien zu implemen-
tieren. Darüber hinaus trug die Kampagne 
dazu bei, die Bekanntheit der verschiedenen 
Angebote des Projekts MANEO innerhalb 
der schwulen Szenen zu steigern, um mög-
lichst viele Betroffene zur Inanspruchnah-
me der Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote zu ermutigen.

Den wohl öffentlichkeitswirksamsten 
Schwer punkt der MANEO-ToleranzKam-
pagne bildeten jeweils die MANEO-Akti-
onstage rund um den Internationalen Tag 
gegen Homophobie, 17. Mai, der, wie bereits 
in den Jahren zuvor, auch 2008 unter der 
Schirmherrschaft des Regierenden Bürger-
meisters von Berlin, Klaus Wowereit, stand. 
Unter dem Motto „protect every kiss“ konn-
te MANEO, neben dem unter anderem über 
die MANEO-Werkstatt (siehe Seite 8) ange-
sprochenen Fachpublikum, mit Aktionen wie 
dem Kuss-Marathon (Seite 54), dem Jugend-
kreativwettbewerb „Hands of Courage“ (Sei-

Sternstunden 2008
Aktionen rund um den Internationalen Tag gegen Homophobie 17. Mai

STIMMEN ZUR M ANEO-TOlER ANZK A MPAGNE

Klaus Wowereit, Regierender Bürgermeister von Berlin: „Seit vielen Jahren verfolge ich mit Respekt und Sympathie den professio-
nellen Einsatz von MANEO zugunsten von Opfern von Gewalt sowie die gezielte Aufklärungsarbeit im Rahmen des Projekts. Auch 
wenn Berlin zu Recht in dem Ruf steht, eine tolerante Stadt zu sein, bleibt noch viel zu tun, damit Schwule und Lesben wirklich frei 
von Diskriminierung leben können. (...) Ich begrüße vor diesem Hintergrund die aktuellen Bemühungen von MANEO, seine gewalt-
präventive Öffentlichkeitsarbeit auszubauen.“

Dr. lale Akgün, MdB, Islambeauftragte der SPD Bundestagsfraktion, Mitglied des Ausschusses für die Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union, Stellvertretende europapolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion: „Schwulenfeindliche Gewalt im 
öffentlichen Raum, wie sie die Toleranzkampagne von MANEO bekämpft, halte ich dabei für die gravierendste und zugleich ver-
abscheuungswürdigste Form von Diskriminierung aufgrund von sexueller Identität, mit der wir es heute zu tun haben. Gerne unter-
stütze ich Sie auch in Zukunft wo es mir möglich ist. Sie werden in mir immer eine Mitstreiterin gegen Gewalt und Diskriminierung 
finden.“

Dagmar Ziegler, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie des landes Brandenburg: „Homophobie ist eine beson-
ders hässliche Form vorurteilsmotivierter Gewalt an homosexuellen Menschen. Ich sehe mit Respekt, wie das MANEO-Anti-Ge-
walt-Projekt seit Jahren mit großer Professionalität, engagiert und offensiv für die Opfer solcher Gewalt eintritt und mit seiner Tole-
ranzkampagne auch ins Land Brandenburg hineinwirkt.“

Dr. Klaus lederer, MdA, landesvorsitzender des landesverbandes Berlin der linkspartei: „Berlin ist eine weltoffene und toleran-
te Stadt, doch auch hier, in der Metropole, sind Vortuteile, Aggressionen und Gewalt spürbar. Schwule Männer sind auch in unserer 
Stadt damit konfrontiert. Das Coming-out gegenüber der Familie und den Freunden hat schwule Männer, trotz aller Offenheit, auch 
Ablehnung und Ausgrenzung spüren lassen. Wenn sie dann auch noch Aggressionen, ja, Übergriffen ausgesetzt sind, ist es an der Zeit 
den gesellschaftlichen Prozess der Achtung und Toleranz stärker zu fördern. Mit der MANEO-Toleranzkampagne wird ein weite-
rer Schritt zu einer Gesellschaft beschritten, die die sexuelle Identität achtet und Aggression und Gewalt gegen gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen ächtet. Dies tut Not.“

Peter Plate, Rosenstolz: „Die Menschen sollten Toleranz leben. Wir werden von zu viel Gewalt beherrscht – gegen Kinder, Frauen, An-
dersdenkende, aber auch gegen Schwule und Lesben. Etwas dagegen zu tun und darauf hinzuweisen, ist ein wichtiges Thema. Es ist gut, 
dass MANEO unermüdlich darauf aufmerksam macht und somit Zeichen setzt. Eine wichtige Arbeit, die unterstützt werden muss.“

Weitere Statements unter www.maneo-toleranzkampagne.de.

te 50) oder der Wanderausstellung „Zeug-
nisse schwulenfeindlicher Gewalt“ (Seite 
56) auch die breite Öffentlichkeit erreichen 
und für das Thema sensibilisieren. Mit dem 
Tolerantia-Preises (Seite 52) wurden Perso-
nen für ihr herausragendes Engagement im 
Kampf gegen Homophobie und Hassgewalt 
ausgezeichnet; bei einem exklusiven Cha-
rity-Dinner (Seite 48), das den Abschluss 
der MANEO-Spendenwoche bildete, konn-
te MANEO namhafte Prominenz aus Poli-
tik, Wirtschaft, Kultur und Community für 
seine Belange begeistern und künftige Un-
terstützer gewinnen.

Auf Unterstützung wird MANEO noch mehr 
als bisher angewiesen sein, wenn im Früh-
jahr 2009 die ToleranzKampagne ausläuft 
– und damit auch die Sonderfinanzierung 
durch die Stiftung Deutsche Klassenlotterie 
Berlin, die die MANEO-ToleranzKampagne 
ermöglichte, wegfällt. Jetzt gelte es, so MA-
NEO-Projektleiter Bastian Finke, alles da-
ran zu setzen, „damit die erzielten Erfolge 
nicht verpuffen. Es wäre absurd, wenn wir 
auf den geschaffenen und als tragfähig be-
währten Fundamenten nicht weiter aufbau-
en würden!“ Die derzeitige Finanzierung 
des Projektes durch die Berliner Senatsver-
waltung lässt dafür jedoch kaum Spielraum. 
MANEO bemüht sich daher weiterhin um 
eine Aufstockung der Zuwendungen, ob-
schon in der Vergangenheit derlei Ersuchen 
wiederholt abschlägig beschieden wurden. 
(red)  

Sternstunden 2008
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Auf dem MANEO-Charity-Dinner 2008 
warb Berlins Regierender Bürgermeister 
Klaus Wowereit, unter dessen Schirmherr-
schaft die diesjährigen MANEO-Aktions-
tage anlässlich des Internationalen Tages 
gegen Homophobie 17. Mai standen, um Un-
terstützung für MANEO. Vor den 80 gela-
denen Gästen aus Wirtschaft, Kultur, Sport 
und Politik, denen im Dinnerclub der Ber-
liner In-Location Bagaluu ein exklusives 
6-Gänge-Menü mit Musik und Show gebo-
ten wurde, betonte Wowereit: „Ich wünsche 
MANEO große Unterstützung, viele eh-
renamtliche Helfer, aber auch den institu-
tionellen Rahmen, der diese Unterstützung 
möglich macht.“ 

Zu den Gästen zählten u.a. Klaus Wowereit, 
Alfred Biolek, Robert Stadlober („Sommer-
sturm“), David Winter (Schauspieler), Gabi 
Decker (Kabarettistin), Pierre Sanoussi-
Bliss („Der Alte“), Kristin Meyer („GZSZ“), 
Patrick Winczewski („Der Landarzt“), Sa-
bina Kaack („Die Drombuschs“), Axel Her-
rig (Schauspieler), Peter Kurth (Vorstand 
der ALBA AG) und Dr. Bernd Schmidt (In-
tendant Friedrichstadtpalast).

Mit seinem Charity-Dinner, das den Ab-
schluss der Spendenwoche im Rahmen der 
MANEO-Aktionstage bildet, wirbt MA-
NEO künftig einmal jährlich im großen Stil 
um Spenden. Da die Finanzierung des Pro-
jekts durch die Berliner Senatsverwaltung 
nur unzureichend ist, muss MANEO jedes 
Jahr einen fünfstelligen Betrag an Spenden-
geldern einwerben. MANEO-Projektlei-
ter Bastian Finke freute sich über den gro-
ßen Zuspruch beim ersten Charity-Dinner 
und bedankte sich im Namen von MANEO 
bei allen Unterstützern, „die uns mit hel-
fender und gebender Hand zur Seite stehen. 
Ohne diese tatkräftige Unterstützung wäre 
es uns schlicht unmöglich, unsere Kernbe-
reiche wie Opferhilfe- und Präventionsar-
beit überhaupt aufrechterhalten zu können.“ 
(red)  

Engagiert
Prominente beehren Charity-Dinner 
zugunsten von MANEO

STIMMEN ZUM CH ARIT y-DINNER

Kristin Meyer, GZSZ-Hauptdarstellerin: „Ich unterstütze MANEO, weil diese Or-
ganisation u.a. für Respekt im Miteinander wirbt. Ein ganz wichtiger Leitsatz ist dabei 
schon lange mein Lebensbegleiter: ‚Ohne Ehrfurcht vor dem Leben hat die Mensch-
heit keine Chance!’ Mit diesem universalen Motto trifft Albert Schweitzer ein von mir 
tiefempfundenes Grundbedürfnis im Kern. MANEO kämpft genau dafür. Schon al-
leine deswegen lohnt es sich, diese Organisation zu unterstützen.“

Pierre Sanoussi-Bliss, Schauspieler („Der Alte“) und Buchautor („Der Nix“): „Wir 
diskutieren über Gewalt in der Familie, Gewalt gegen Frauen, Gewalt gegen Kinder, 
Gewalt von Völkern untereinander, Staatsgewalt usw. Das bringt Schlagzeilen in der 
Presse. Gewalt gegen Schwule und Lesben dagegen wird in den Medien kaum zur 
Kenntnis genommen – und wenn, dann nur auf reißerische Weise. Die Opfer bleiben 
meist allein mit ihrer Angst, wenn sie sich überhaupt trauen, Anzeige zu erstatten. 
Dass sich das ändert, dafür unterstütze ich MANEO.“

Harald Pignatelli, Moderator beim RBB: „Wir sind noch weit von einer vorurteils-
freien Welt entfernt. Die viel zitierte ‚Akzeptanz‘ von Minderheiten in unserer Wohl-
standsgesellschaft bekommt immer häufiger Brüche. Ausgrenzung und brutale Ge-
walt. MANEO ist eine äußerst professionell geführte Organisation, die dumpfem 
Hass ‚Starkes‘ entgegensetzt. Darum unterstütze ich das bewundernswerte Team.“

Gabi Decker, Kabarettistin: „Ich finde es einfach zum Kotzen, wenn schwule Män-
ner überfallen oder auf der Straße als ‚schwule Sau‘ beschimpft werden. Das ist ein-
fach abartig.“

Alfred Biolek: „Ich finde das sehr wichtig, dass es das Projekt MANEO gibt, das Op-
fer von Homophobie unterstützt und ihnen hilft. Ich unterstütze diese Arbeit gerne.“

Peter Kurth, Vorstand der AlBA AG: „MANEO macht eine ausgezeichnete Arbeit.“

Robert Stadlober, Schauspieler („Sommersturm“, „Sonnenallee“): „Ich habe auch 
selbst bereits die Erfahrung mit Intoleranz gegenüber Homosexuellen gemacht, weil 
ich im Film ‚Sommersturm‘ einen jungen Schwulen gespielt habe und deshalb auf der 
Straße von Jugendlichen angemacht wurde mit ‚Ey, du Schwuchtel, ey du Homo, ich 
hau dir aufs Maul‘. Ich unterstütze MANEO, weil diese Arbeit für mich Sinn macht.“

Sternstunden 2008: Benefiz Sternstunden 2008: Benefiz
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Charity-Dinner 2008 im Bangaluu Dinnerclub (M.); Bild oben: Gast Pierre Sanoussi-Bliss und Sängerin Elanny.

Gäste David Winter und Robert Stadlober

Gäste Klaus Wowereit und Alfred Biolek
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Im Rahmen der diesjährigen MANEO-Aktionstage verlieh MANEO erstmalig seinen Ju-
gendkreativpreis „Hands of Courage“. Jugendliche im Alter von etwa 14 bis 25 Jahren waren 
aufgerufen, sich wahlweise in einer von vier Kategorien kreativ mit dem Thema „Homophobie, 
Männlichkeit und Gewalt“ auseinanderzusetzen und hierzu eigene Beiträge zu entwickeln. 
Der Wettbewerb verstand sich als Berlin open, so dass auch Beiträge aus ganz Deutschland 
beziehungsweise Europa berücksichtigt werden konnten.

Rund 70 Jugendliche nahmen an der Preisverleihung im Haus der Jugend in Berlin-Charlot-
tenburg teil. Musikalisch begleitet wurde die Party, die unter der Schirmherrschaft des Ju-
gendstadtrates von Charlottenburg-Wilmersdorf, Reinhard Naumann, stand, von den Bands 
„ME Mixed Emotions“ und „Tuned – Jugendprojekt“. Der Wettbewerb war mit insgesamt 
2.000 Euro gespendetem Preisgeld dotiert.

Alle eingereichten Beiträge waren zuvor von der unabhängigen Jury begutachtet worden, der 
unter anderem Rainer Behrend, (Intendant Vagantenbühne), Pieke Biermann (Journalistin, 
Buchautorin), Ross Antony Catterall (Sänger), Sanem Kleff (Schule ohne Rassismus / Schule 
mit Courage), Michael Kloss (Hannchen-Mehrzweck-Stiftung), Mario Koss (Chance Unit 
e.V.), Martin Reichert (Journalist), Rebecca Weiss (Aktion Gesicht Zeigen), Georg Uecker 
(Schauspieler) und Bastian Finke (MANEO) angehörten.

Als Preisträger 2008 waren benannt worden:

Kategorie Kurzgeschichten: Christian Deker mit seiner Kurzgeschichte „Hinter mir im 33er, 
in meinem Block“. Der 25-Jährige schildert in seiner Kurzgeschichte, wie er während eines 
Fußballspiels seinem eigenen Fanblock, trotz aller Angst, couragiert entgegentritt, als der 
den gegnerischen Torwart Michael Rensing mit dem Gesang „Michael Rensing ist homose-
xuell ...“ demütigen will.

Kategorie Fotos & Bilder: Christoph Köhler mit seiner Fotoserie „Du kannst alles sein“. Der 
Potsdamer Grafikdesign-Student portraitiert Menschen in Alltagssituationen und fordert 
den Betrachter heraus, inwieweit sich dessen Blick auf die dargestellten Personen durch das 
Attribut „schwul“ oder „lesbisch“ verändert.

Kategorie Film & Theater: Manfred Daniel Rad, Andreas lundell und Frank Straubel (Lehrer) 
mit ihrem Film „Das Interview“. Die beiden 14- und 15-jährigen Schüler der schwedischen 
Satellit-Schule in Malmö produzieren unter Anleitung ihres Lehrers regelmäßig Beiträge für 
das Regionalprogramm TV-Malmö-Öppnakanalen. Ihr Film zeigt das Interview eines 15-
Jährigen, der sich als homosexuell geoutet hat und nun emotional über Demütigungen, Be-
leidigungen und Angriffe berichtet.

Kategorie Musik & Tanz: Mahmoud Mohammed, Mehmet Mehmeti und Nico Hartung mit ih-
rem Rap-Song „Mach die Augen auf“. Unter der Leitung von Nico Hartung, der als Diakon 
und Rapper im Berliner Kinder- und Jugendhaus Immenweg das Jugendprojekt „Tuned“ be-
treut, werden in einem aus Eigenmitteln finanzierten semiprofessionellen Studio mit Jugend-
lichen Songs produziert. In ihrem Song „Mach die Augen auf“, der von Mahmoud Moham-
med und Mehmet Mehmeti selbst geschrieben und gesungen wurde, reflektieren die beiden 
15-Jährigen die Situation von Jugendlichen, die mangels Unterstützung in Konfliktsituatio-
nen geraten sind.   (red)      

Mitgemacht
Jugendliche setzen sich beim Kreativwettbewerb 
„Hands of Courage“ mit Homophobie auseinander

Preisträger 2008: 
Christoph Köhler (2.v.l.), Nico Har-
tung (3.v.l.), Mehmet Mehmeti (4.v.l.), 
Mahmoud Mohammed (4.v.r.).
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Anlässlich des Internationalen Tages 
gegen Homophobie 2009 hat MANEO 
seinen Jugendkreativpreis ein zweites 
Mal ausgelobt, diesmal mit dem Thema 
„Homophobie – Familie – Liebe und 
Gewalt“. Beiträge können, wie bereits 
im Vorjahr, wahlweise als Einzel- 
oder Gruppenarbeit eingereicht 
werden; Einsendeschluss ist der 9. 
April 2009. Interessierte können die 
Teilnahmeunterlagen online unter 
  w w w.tag-   gegen-homophobie.de 
downloaden sowie telefonisch oder 
per E-Mail bei MANEO anfordern: 
030 / 216 33 36, maneo@maneo.de.
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Fotoserie „Du kannst alles sein“ (Auszüge) von Christoph Köhler.



Übergabe des Tolerantia-Preises 2008 am 7. Oktober beim DFB-Fanfest in der Düsseldorfer LTU-Arena vor über 20.000 Zuschauern; 
(v.l.n.r.): DFB-Präsident Dr. Theo Zwanziger, EGLSF-Repräsentantin Tanja Walther und DFB-Nationalspieler Philipp lahm, mit MANEO-
Projektleiter Bastian Finke.

Dank an Markus Gilliar, GES Sportfoto, für die Zurverfügungstellung des Fotos.

Engagierte Fußballgrößen mit dem 
Tolerantia-Preis geehrt

Ausgezeichnet

Noch im März 2008 erklärte der Sportpsychologe 
Dr. Martin Schweer gegenüber impuls, er habe in 
den Jahren seiner  Beratungstätigkeit die Zuver-
sicht „nach und nach zurückgefahren“, dass der 
Fußball sich von seinem „homophoben Grund-
klima“ befreien könne (impuls Nr.1/2008). Seit 
einigen Jahren jedoch verstärken verschiede-
ne Initiativen und Projekte wie MANEO, unter-
stützt durch die schwullesbischen Fanclubs, ihre 
Bemühungen um mehr Toleranz im Fußballsport 
– mit Erfolg: Erste namhafte Protagonisten soli-
darisieren sich öffentlich.

So wurden, neben der EGLSF-Repräsentantin 
Tanja Walther, die Ende 2007 mit einem ersten 
Aktionsabend zahlreiche Organisationen und 
Vereine zur Unterzeichnung einer gemeinsamen 
wegweisenden „Erklärung gegen Homopho-
bie im Fußballsport“ zusammenbrachte, DFB-
Präsident Dr. Theo Zwanziger und DFB-Nati-
onalspieler Philipp lahm für ihr beispielhaftes 
Engagement gegen Homophobie im Fußballsport 
mit dem Tolerantia-Preis 2008 ausgezeichnet. 
Zwanziger bezeichnete es als Aufgabe des DFB, 
„auf breiter Basis Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit homosexuellen Menschen der 
Zugang zum und die Bewegung im Sport ohne 
das Gefühl der Diskriminierung möglich ist“. 
Diskriminierendes Verhalten müsse geahndet 
und gegebenenfalls auch sanktioniert werden. 
Lahm verwies auf das Grundgesetz, wo schließ-
lich „die Rechte des Menschen und seine Würde 
an erster Stelle“ stünden; „dies ist für mich eine 
Selbstverständlichkeit, denn Würde ist unab-
hängig von Rasse, Religion, Geschlecht oder 
auch sexueller Orientierung.“

Da die deutschen Preisträger nicht an der offi-
ziellen Gala in Warschau teilnehmen konnten, 
wurde ihnen der Preis am 7. Oktober im Rah-
men des DFB-Fanfestes in der Düsseldorfer 
LTU-Arena, vor über 20.000 Zuschauern, von 
MANEO übergeben.

Der deutsch-französisch-polnische Preis wird 
seit 2006 von der „Initiativgruppe Schwules 
Weimarer Dreieck“ jährlich an herausragen-
de Persönlichkeiten und Projekte aus Deutsch-
land, Frankreich und Polen vergeben, die sich 
um Toleranz verdient gemacht haben. Neben 
MANEO (Deutschland) zeichnen die Anti-
Gewalt-Projekte SOS-Homophobie (Frank-
reich) sowie Lambda und KPH (Polen) verant-
wortlich. (red)             
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Unter dem Motto protect every kiss hatte 
MANEO für den Nachmittag des 17. Mai im 
Rahmen seiner Aktionstage anlässlich des 
Internationalen Tages gegen Homophobie  
2008 zum 2. MANEO-Kuss-Marathon auf-
gerufen. Wie auch schon im Vorjahr setz-
ten homo- und heterosexuelle Paare an Or-
ten, die als „kein leichtes Pflaster“ für offen 
Homosexuelle bekannt sind, mit einem de-
monstrativen Kuss gemeinsam ein Zeichen, 
um auf die anhaltende Diskriminierung und 
vorurteilsmotivierte Hassgewalt aufmerk-
sam zu machen. Unterstützt wurde die Kuss-
Aktion unter anderem von der Schwestern-
schaft der Perpetuellen Indulgenz e.V., dem 
LSVD Berlin-Brandenburg, der Grup-
pe SchwuSos – Lesben und Schwule in der 
SPD, der Gruppe Queer Grün und den Les-
ben und Schwulen in der Union (LSU).

Rund 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
versammelten sich unter großem Medien-
interesse um 15 Uhr am belebten S- und U-
Bahnhof Frankfurter Allee in Berlin-Lich-
tenberg vor einem Einkaufszentrum. Die 
Kuss-Aktion stieß auf unterschiedlichs-
te Reaktionen seitens der Passanten – ne-
ben zustimmenden und die Aktion begrü-
ßenden Stimmen waren auch ablehnende, 
nicht zuletzt unverhohlen homophobe zu 
vernehmen. Dies jedoch bestärkte die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer nur in ih-
rem Anliegen. „Wir akzeptieren keine No-
Show-Areas. Jeder Kuss zählt, jeder Kuss ist 
schützenswert“, erklärte MANEO-Projekt-
leiter Bastian Finke. 

An der zweiten Station um 17 Uhr vor dem 
Rathaus Neukölln traf die Aktion erneut 
auf regen Zuspruch; rund 80 Küssende ver-
sammelten sich auf dem Rathausvorplatz 
an der Hauptgeschäftsstraße jenes Bezirks, 
der in der Vergangenheit wiederholt mit so-
genannten „Problemkiezen“ Schlagzeilen 
machte. Auch hier sorgte der Kussmarathon 
bei den Passanten für einige Irritation. Fin-
ke: „Wir wollen, dass es als Selbstverständ-
lichkeit angesehen wird – und zwar überall 
–, wenn schwule oder lesbische Paare auf 
offener Straße Hand in Hand gehen oder 
sich einen Kuss geben. Es gilt, vorurteilsmo-
tivierter Gewalt das Wasser abzugraben.“ 
(red)   

Wachgeküsst
Berlin küsst für mehr Toleranz 
beim Kuss-Marathon

Sternstunden 2008: Vor-Ort-Aktion

2. MANEO-Kuss-Marathon „protect every kiss“ 
am U-Bahnhof Frankfurter Allee, Berlin-Lichtenberg.
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Küsse vor dem Rathaus Neukölln 2008.
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„Hassgewalt ist eine Form von Gewalt, die nicht nur das einzelne Individuum, sondern diesen 
Menschen stellvertretend für eine ganze Gruppe treffen soll“, erklärte Bastian Finke bei der 
Eröffnung der MANEO-Wanderausstellung im Foyer des Berliner Polizeipräsidiums An-
fang Oktober dieses Jahres. Stellvertretend stünden daher auch die gezeigten Motive für die 
zahllosen Schicksale derer, die Opfer von homophober Hassgewalt geworden sind: „Im Laufe 
der letzten Jahre haben uns immer wieder Betroffene darin bestärkt, über ihre Schicksale zu 
berichten – nicht sensationsheischend und reißerisch, sondern vor dem Hintergrund, dass 
eben diese verwerfliche Gewalt sichtbar gemacht wird und dadurch weitere Betroffene den 
Mut finden, über ihr Erlebtes zu sprechen.“ 

MANEO zeigt mit der bundesweit einzigartigen Ausstellung eine nüchterne Dokumentati-
on realer Auswirkungen schwulenfeindlicher Gewalt, ohne dabei die geschädigten Perso-
nen vorzuführen. Die Ausstellung, die aktuell zwölf Motive umfasst und mit Begleittexten 
den jeweiligen Hintergrund schildert, wird kontinuierlich ergänzt. Eine identische ständige 
Ausstellung ist parallel zur Wanderausstellung an wechselnden Orten in Berlin zu sehen. Seit 
2007 stellt MANEO seine Wanderausstellung Projekten und Einrichtungen zur Verfügung, 
um Diskussionen über Homophobie und Hassgewalt anzuregen. 

Im Anschluss an das Gastspiel im Polizeipräsidium war die Ausstellung bis Anfang Novem-
ber im Rathaus Lichtenberg zu sehen. Seit Anfang Dezember wird sie im Rathaus Friedrichs-
hain-Kreuzberg gezeigt; weitere Stationen für 2009 sind derzeit in Vorbereitung.

Die Gelegenheit, mit der Präsentation der Ausstellung zum Nachdenken über die Ursachen 
und Folgen von vorurteilsmotivierter Hassgewalt anzuregen und ein Zeichen für Toleranz zu 
setzen, wurde zuvor bereits von mehreren Berliner Bezirken wahrgenommen; so würdig-
te Reinhard Naumann, Bezirksstadtrat für Jugend, Familie, Schule und Sport des Bezirks 
Charlottenburg-Wilmersdorf, die Ausstellung als „einzigartige Dokumentation“, als diese 
im Mai 2008 im Rathaus Wilmersdorf gastierte.

Vor diesem Hintergrund erschien die Argumentation des Bezirks Reinickendorf umso be-
fremdlicher, als im September dort der Ausstellung ein öffentliches Forum mit der Begrün-
dung verweigert wurde, die gezeigten Motive seien unter Jugendschutzgesichtspunkten nicht 
zu vertreten. Da die Motive jedoch in den erkennbaren Kontext einer Ausstellung eingebun-
den, betitelt und beschriftet sind, wertete MANEO die Begründung des Kulturausschusses 
als vorgeschoben und zeigte die Ausstellung daraufhin im Rahmen einer Vor-Ort-Aktion auf 
den Rathausvorplatz. Der interessierten Reinickendorfer Öffentlichkeit wurde so die Mög-
lichkeit geboten, sich selbst ein Bild zu machen. 

„Homophobie und Hassgewalt dürfen nicht als Verschlusssache behandelt werden“, erklärte 
Bastian Finke. Dialogbereitschaft aller Verantwortungsträger sei eine Voraussetzung dafür, 
um der anhaltenden Intoleranz und Gewalt gegenüber Homosexuellen wirksam begegnen zu 
können. (red)   

Nachgedacht
Wanderausstellung „Zeugnisse schwulenfeindlicher Gewalt“ sorgt für Diskussionen

Der Polizeipräsident von Berlin, 
Dieter  Glietsch , auf der  Vernissage 
im Foyer seines Amtssitzes; Auszug 
aus seiner Rede: „(...) Die Gefähr-
lichkeit der Vorurteilskriminali-
tät liegt nicht nur in der schlimmen 
und oft mit traumatischen Folgen 
verbundenen Erfahrung der Op-
fer, sondern in der Einschüchterung 
und Verunsicherung einer ganzen 
Bevölkerungsgruppe. (...) Wir ha-
ben die MANEO-Wanderausstel-
lung in das Polizeipräsidium einge-
laden, um gemeinsam mit MANEO 
die Gesellschaft für das Thema Ge-
walt gegen Lesben und Schwule zu 
sensibilisieren. Und wenn ich Ge-
sellschaft sage, dann meine ich Ge-
sellschaft innerhalb und außerhalb 
der Polizei. Auch unseren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern möch-
te ich das Thema Hasskriminalität 
gegen die sexuelle Orientierung mit 
dieser Ausstellung als Denkanstoß 
näher bringen. Sie wissen, dass ich 
in den vergangenen Monaten zahl-
reiche Gespräche mit Kolleginnen 
und Kollegen geführt habe, die sich 
zur Regenbogenfahne vor unserem 
Dienstgebäude [anlässlich des Ber-
liner CSD im Sommer 2008; Anm. 
d. Red.] geäußert haben. Einige 
dieser Gespräche haben bestätigt, 
was mich nicht überrascht hat, dass 
die Polizei auch auf dem Gebiet der 
Vorurteile ein Spiegelbild unserer 
Gesellschaft ist. Für mich besteht 
aber kein Zweifel daran, dass Ho-
mophobie in der Polizei noch weni-
ger akzeptabel ist als in anderen Be-
reichen der Gesellschaft. (...)“

Die MANEO-Wanderausstellung vor dem Rathaus Reinickendorf.

Dr. Franz Schulz (o.), Bezirksbürgermeister von Friedrichshain-Kreuzberg: „Klare 
Zeichen setzen.“ Reinhard Naumann (u.), Bezirksstadtrat in Charlottenburg-Wil-
mersdorf: „Einzigartige Dokumentation.“ 
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Die MANEO-Fachzeitschrift 
zu Homophobie und Hate-Crime

Unter anderem mit folgenden Themen:

Homophobie & Männlichkeit
Wann ist ein Mann ein Mann? Wie gesell-
schaftliche Dimensionen die Stigmatisie-
rung von Homosexuellen begünstigen.

Homophobie & Popkultur
Alles nur Attitüde? Wie Hate-Music und 
Homo-Bashing als salonfähige Jugend-
kultur verharmlost werden.

Homophobie & Fußball
Homophobie: Rote Karte! Wie das homo-
phobe Grundklima im Fußballsport mit 
Signalwirkung zu bekämpfen ist.

Homophobie & Migration
Mythos „Multikulti“ – Wie Parallelgesell-
schaften den sozialen Frieden bedrohen.

Homophobie & Religion
Keine zwei Meinungen – Wie die evange-
lische Kirche Toleranz nicht nur predigt, 
sondern auch umsetzt.

Homophobie & Polizei
Der Draht in die Behörden – Wie Kom-
munikationsstörungen zwischen Polizei 
und Projekten die Opferhilfearbeit er-
schweren.

Verpasst? Jetzt nachbestellen!
E-Mail: maneo@maneo.de
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